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Der Kernkraftunfall in Fukushima im Méirz 2011 hat der Welt gezeigt, dass auch in
der hochtechnisierten westlichen Zivilisation Kernkraftwerksunfille (KKW-Un-
fall) von erheblichem Ausmaf} moglich sind und umfangreiche Probleme mit sich
bringen. In der Folge erkannten viele Linder die Notwendigkeit, die Vorkehrungen
fir derartige KKW-Unfille verstarkt auszubauen, um die betroffene Bevolkerung
soweit wie moglich vor Schaden schiitzen zu konnen. In Deutschland und der
Schweiz fiihrten die Ereignisse von Fukushima zu einem Umdenken und einer
Neubewertung der Risiken durch KKW-Unfélle. In der Folge werden in beiden
Landern bestehende Vorgaben und Konzepte des Katastrophenschutzes tiberarbei-
tet und ergédnzt. Dieser Prozess ist derzeit nicht abgeschlossen.

In Deutschland wurde u. a. von der Innenministerkonferenz die ,,Rahmenempfeh-
lung fiir die Planung und Durchfiihrung von Evakuierungsmafinahmen ein-
schlief’lich der Evakuierung fiir eine erweiterte Region“ (RE Evakuierungsplanung)
verabschiedet (vgl. AG Fukushima 2014). Die RE Evakuierungsplanung beinhaltet
dartiber hinaus allgemeingtltige Empfehlungen und Hinweise fiir die Szenarien
unabhingige Planung und Durchfiihrung von Evakuierungsmafinahmen. In der
Schweiz wurden durch die interdepartementale Arbeitsgruppe zur Uberpriifung
der Notfallschutzmassnahmen bei Extremereignissen in der Schweiz (IDA NOMEX)
die Notfallschutzmaffnahmen bei Extremereignissen tiberpriift und infolgedessen
u. a. das nationale ,Notfallschutzkonzept bei einem KKW-Unfall in der Schweiz“
(vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2015[b]) sowie das nationale Planungs-
und Massnahmenkonzept ,,Grossraumige Evakuierung bei einem KKW-Unfall*
(vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2016) erstellt. Die rechtsverbindliche
,Verordnung tiber den Notfallschutz in der Umgebung von Kernanlagen“ (NFSV)
(vgl. Schweizerischer Bundesrat 2017) vom 20.10.2010 wurde zum 1.1.2017 ange-
passt. Auf internationaler Ebene entstand die ISO 22315 ,Social Security - Mass
Evacuation®

Alle diese Konzepte und Richtlinien beschreiben Schutzmafnahmen bei einem
KKW-Unfall und Leitlinien zur Umsetzung dieser Schutzmafinahmen in den
betroffenen Regionen. Eine wesentliche Schutzmafinahme in diesem Zusammen-
hang ist die groffrdumige Evakuierung. Da die Wirkungen austretender Radioakti-
vitdt in der Regel langanhaltend und weitrdumig sind, ist etwa die Anwendbarkeit
der Schutzmafinahme , Aufenthalt in Gebduden” zeitlich begrenzt. In Deutschland
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soll diese einfache und effektive Schutzmafinahme nach den Empfehlungen der
Strahlenschutzkommission (vgl. 2015[a] und 2015[b], S. 22) nur Gber einen Zeit-
raum, der zehn Tage nicht tiberschreiten sollte, angewendet werden.

Grofiriumige Evakuierungen stellen vor diesem Hintergrund eine zentrale Schutz-
mafinahme im Falle eines KKW-Unfalls dar. Deren effektive Durchfiihrung erfor-
dert jedoch zahlreiche komplexe, aufeinander abgestimmte Mafnahmen, die den
Bevolkerungsschutz vor erhebliche Herausforderungen stellen. Dies gilt sowohl fiir
regional zustdandige als auch fir tiberregionale Behérden und Institutionen. In der
Umgebung der Kernkraftwerke Leibstadt und Beznau' kommt erschwerend hinzu,
dass in deren direkter Nihe die deutsch-schweizerische Grenze verlduft und der
binationale Grenzverkehr zum Alltag der Menschen in dieser Region gehort. Fir
den Fall einer grofiriumigen Evakuierung ergibt sich aus dieser Situation die Not-
wendigkeit zusatzlicher binationaler Planungen und Abstimmungen.

Genau an dieser Stelle setzt das vorliegende Projekt ,,Grenziiberschreitende grof3-
raumige Evakuierungsplanung am Beispiel Deutschland - Schweiz“ (ECHD) an,
denn ,Evakuierungsplanung ist eine notwendige Grundlage fiir jede Evakuierung.
In ihr werden Zustidndigkeiten festgelegt, Entscheidungen vorbereitet und Auf-
gaben bzw. Massnahmen aufgefiihrt, die bei der Vorbereitung und Durchfithrung
einer Evakuierung berticksichtigt werden mussen. [...] In Teilen kann eine Evaku-
ierung schon als vorsorgliche Massnahme durch die verantwortlichen Fiihrungs-
organe erstellt werden. Andere Teile kdnnen jedoch erst im Ereignisfall aufgrund
der aktuellen Situation erginzt werden“ (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz
2011[a], S.10). Dartiber hinaus muss sich jede Evakuierung auf eine bestimmte
Gefdhrdung beziehen, da es in der Praxis nicht moglich sein wird, mit einer Pla-
nung verschiedene Szenarien abzudecken (vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz
2011[a], S.10).

Grundsitzlich bestehen in Deutschland und der Schweiz fiir Katastrophen und
Grofischadenslagen unterschiedliche Zustandigkeiten auf politischer und adminis-
trativer Ebene (vgl. Kap. 4.2). Diese unterschiedlichen Strukturen des Bevolkerungs-
schutzes beider Linder sind von zentraler Bedeutung fiir die Planung von grenz-
uberschreitenden Kommunikations-, Kooperations- und Abstimmungsprozessen.

1 ,Die beiden Blocke des schweizerischen Kernkraftwerks Beznau liegen an der Aare etwa 6 km
von der deutschen Grenze entfernt. Der Block 1 ging bereits 1969 in Betrieb und ist damit das
alteste betriebene Kernkraftwerk der Welt. Das Kernkraftwerk Leibstadt ist unmittelbar an der
deutsch-schweizerischen Grenze am Rhein angesiedelt” (Ministerium fiir Umwelt, Klima und
Energiewirtschaft Baden-Wiirttemberg 2017, S. 12).
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Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, alle Erhebungen und Analysen auf ein
definiertes Referenzszenario® zu beziehen, um die jeweiligen Zusténdigkeiten dar-
stellen zu kdnnen.

Das Referenzszenario im Projekt ECHD beschreibt einen KKW-Unfall in Leibstadt
mit einem erwarteten Austritt von Radioaktivitit in die Umwelt und einer Vorlauf-
zeit von mehr als sechs Stunden.?

Alle Ergebnisse der folgenden Analysen und Empfehlungen beziehen sich auf
dieses Szenario. Dabei werden ausschlielich die Prozesse einer vorsorglichen
Evakuierung, d. h. vor dem Austritt radioaktiver Stoffe in die Umwelt, betrachtet.

2 Als Referenzszenario wird ein (vereinfachter) Modellstorfall bezeichnet, der einen moglichen
Unfall hinsichtlich des zeitlichen Ablaufs und der radiologischen Auswirkungen fiir Mensch und
Umwelt représentiert (vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2015[b], S. 9).

3 Dies entspricht dem Referenzszenario A4 bei mittlerer Wetterlage (vgl. Bundesamt fiir Bevolke-
rungsschutz 2015[b], 2015[a], S. 10).
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Ziel des Projektes ECHD ist es, ein Konzept zur Planung von grenziiberschreiten-
den grofiriumigen Evakuierungen in Grenzregionen fir die zustindigen Behorden
in Deutschland und der Schweiz zu erstellen. Dabei liegt der Fokus aller Betrach-
tungen ausschlielich auf grenziiberschreitenden Aspekten solcher Evakuierungs-
planungen. Zielgruppen sind mithin die zustdndigen Verwaltungsebenen beider
Lander.

In erster Linie soll die Frage beantwortet werden, welche Planungen erforderlich
sind, um grof3riumige grenziiberschreitende Evakuierungen in einer Grenzregion
(Deutschland/Schweiz) zum Schutz der Bevolkerung erfolgreich bewéltigen zu
koénnen.

Dementsprechend werden im Projekt ECHD insbesondere

1. die relevanten Schwerpunktbereiche einer grenziiberschreitenden Evakuie-
rungsplanung identifiziert,

2. die notwendigen grenziiberschreitenden Kommunikations-, Kooperations-
und Abstimmungsprozesse zur Evakuierungsplanung dargestellt und

3. Planungs- und Entscheidungsunterstiitzungen zur grenziiberschreitenden
Evakuierungsplanung fir verschiedene Verwaltungsebenen beider Linder
entwickelt.

Im Projekt ECHD haben neben dem Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und
Katastrophenhilfe (BBK) auf deutscher Seite das Ministerium fiir Inneres, Digita-
lisierung und Migration Baden-Wiirttemberg (nachfolgend Innenministerium),
das Regierungsprasidium Freiburg (RPF) sowie die Landratsimter der Landkreise
Waldshut und Lorrach und auf schweizerischer Seite das Bundesamt fiir Bevol-
kerungsschutz (BABS) sowie die an der Grenze liegenden Kantone Aargau und
Basel-Stadt am Projekt beratend mitgearbeitet.
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Aufbauend auf einer umfassenden Analyse der bestehenden Bevélkerungs-
schutzstrukturen und aktuellen Evakuierungsplanungen in Deutschland und der
Schweiz, erfolgt eine umfangreiche Quellen- und Literaturanalyse. Gleichzeitig
werden aktuelle Forschungsergebnisse zum Verhalten von Menschen in Krisen-
und Evakuierungssituationen gesichtet und auf die vorliegende Fragestellung
ubertragen.

Um den aktuellen, lokalen Sachstand zu erfassen, wird ein strukturierter Inter-
viewleitfaden (Anhang A) entwickelt. Mit Hilfe dieses Leitfadens werden Vertreter
der an der projektbegleitenden Arbeitsgruppe beteiligten Behorden - als Experten
der unterschiedlichen Verwaltungsebenen beider Linder - interviewt. Die Ergeb-
nisse dieser offenen und leitfadengestiitzten Telefoninterviews sowie alle weiteren
Ergebnisse der Analyse fithren u. a. zu der Erkenntnis, dass zahlreiche Ubereinstim-
mungen, aber auch Unterschiede und Defizite in den bisherigen Planungen beider
Lander bestehen. Dartiber hinaus zeigt sich, dass nicht alle in der Rahmenempfeh-
lung der AG Fukushima (2014) und dem Notfallschutzkonzept (vgl. Bundesamt fiir
Bevolkerungsschutz 2015[b]) genannten Planungsbereiche einer grofiriumigen
Evakuierung bei einem KKW-Unfall gleichermafien grenziiberschreitend relevant
sind.

Als zentral fiir eine grenziiberschreitende Evakuierungsplanung werden die
folgenden Planbereiche im Rahmen der projektbegleitenden Arbeitsgruppe
identifiziert:

 Interinstitutionelle Kommunikation

+  Mobilitditsmanagement

+ Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung

Diese drei Schwerpunktbereiche werden intensiv analysiert und fiir die Beispiel-
region konkretisiert. Dies erfolgt mittels schriftlicher Expertenbefragungen sowie
anschliefRender Expertenworkshops. Zu jedem Schwerpunktbereich wird auf der

Grundlage von Quellen- und Literaturanalysen ein schriftlicher teilstandardisierter
Expertenfragebogen entwickelt (vgl. Anhang C). Die Entwicklung des Fragebogens
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erfolgt in Zusammenarbeit mit der Lenkungsgruppe und der projektbegleitenden
Arbeitsgruppe des Projekts ECHD. Die so entwickelten Fragebogen spiegeln grenz-
uberschreitend relevante Aspekte des jeweiligen Planungsbereiches wider.

Die drei entwickelten Fragebogen werden durch die Mitglieder der projektbeglei-
tenden Arbeitsgruppe freigegeben und an von ihnen ausgewihlte Akteure ihres
Zustandigkeitsbereiches, die zur jeweiligen Fragestellung tiber eine entsprechende
Expertise verfligen, zur schriftlichen Beantwortung geleitet. Bei Umfang und
Fragenauswahl spielten Uberlegungen der politischen Machbarkeit eine nicht

zu unterschitzende Rolle. Insgesamt werden 54 Fragebogen durch 37 von der
projektbegleitenden Arbeitsgruppe ausgewihlte Experten bzw. Dienststellen ver-
schiedener Verwaltungsebenen und Institutionen in Deutschland und der Schweiz
beantwortet (vgl. Tabelle 1 und Anhang B).

Tabelle 1: Verteilung der ausgefiillten Fragebogen auf die untersuchten Planungsbereiche

Planungsbereich Anzahl der ausgefiillten
Fragebogen
Interinstitutionelle Kommunikation 19
Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung 18
Mobilitdtsmanagement 17

Ausgehend von den Ergebnissen dieser schriftlichen Expertenbefragungen wird
zu jedem Planungsbereich ein Expertenworkshop initiiert. Ziel dieser Workshops
ist es u. a., konkret bestehende grenziiberschreitende Hindernisse und Defizite der
Evakuierungsplanungen aufzuzeigen und mogliche Losungswege zu erarbeiten.
An den drei Workshops nehmen insgesamt 56 Experten aus Deutschland und der
Schweiz teil (vgl. Tabelle 2 und Anhang D).
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Tabelle 2: Verteilung der Experten auf die Workshops der relevanten Planungsbereiche

Planungsbereich Anzahl der Workshop-
Experten
Interinstitutionelle Kommunikation 15
Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung 17
Mobilitdtsmanagement 24

Insgesamt sind rund 70 Experten aus unterschiedlichen Zustindigkeitsbereichen
in Deutschland und der Schweiz an den unterschiedlichen Befragungen und
Workshops beteiligt. Die Teilnehmer der Workshops entsprechen nicht vollstan-
dig den zuvor schriftlich befragten Experten. Der Teilnehmerkreis der schriftlich
befragten Experten geht deutlich tiber die Beispielregion hinaus, demgegentiber
nehmen an den Workshops vornehmlich die fiir die Beispielregion Zustindigen
teil. Die Ergebnisse dieser Befragungen und Workshops fliefSen in ein Konzept zur
Planungsunterstiitzung sowie Entscheidungsunterstiitzungen fiir den Ereignisfall
ein (vgl. Kap. 6.2).

Durch den fortdauernden Prozess der in der Folge von Fukushima sich ergeben-
den Anpassungen der Vorgaben, Konzepte, rechtlichen Rahmenbedingungen

und der darauf aufbauenden Planungen liegen den Ergebnissen dieses Projektes
keine abgeschlossenen bzw. den Konzepten entsprechenden rechtlichen Bestim-
mungen zugrunde. Grundsatzlich werden die auch noch wihrend der Laufzeit bis
zum Sommer 2017 entwickelten und dem Projekt ECHD zuginglichen Konzepte
bertcksichtigt (vgl. Kap. 4.1). Die vollstindige gesetzgeberische und planerische
Umsetzung dieser Konzepte wird sich weit tiber das Ende des Projektes ECHD
hinaus erstrecken.

Insgesamt gestaltete sich der Projektverlauf wie in Tabelle 3 ersichtlich.
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Tabelle 3: Projekt-/Veranstaltungsverlauf

Zeitraum
1.6.2015-2.6.2015
1.6.2015-29.2.2016

12.2015

15.3.2016-16.3.2016

1.3.2016-10.5.2017

23.11.2016-24.11.2016

1.-2.2017

21.3.2017

27.3.2017

28.3.2017
9.5.2017-10.5.2017

10.5.2017-15.2.2018

11.12.2017-12.12.2017

1.2.2018-31.5.2018

Arbeitsinhalte
Kick-off-Treffen der projektbegleitenden Arbeitsgruppe in Waldshut
Ist-Stand-Analyse

Strukturierte offene Telefoninterviews mit sieben Experten
verschiedener Zustandigkeitsebenen beider Lander

Treffen der projektbegleitenden Arbeitsgruppe in Aarau

Bearbeitung der drei Schwerpunktbereiche grenziiberschreitender
Evakuierungsplanungen

Treffen der projektbegleitenden Arbeitsgruppe in Lorrach

Schriftliche Befragung von 54 Experten verschiedener Zustindigkeits-
bereiche und -ebenen beider Lander

Expertenworkshop ,Interinstitutionelle Kommunikation“ in Waldshut

Expertenworkshop ,Warnung und Information der Bevolkerung*
in Waldshut

Expertenworkshop ,Mobilitaitsmanagement® in Waldshut
Treffen der projektbegleitenden Arbeitsgruppe in Kéln

Entwicklung jeweils einer Checkliste zur Planungsunterstiitzung und
eines Instruments zur Entscheidungsunterstiitzung im Ereignisfall

Treffen der projektbegleitenden Arbeitsgruppe in Freiburg

Abschlussbericht und Vorstellung der Ergebnisse des Projektes ECHD
in Stuttgart
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Arbeitsschritte
+ Quellen- und Literaturanalyse

+ Sieben offene, leitfadengestiitzte Interviews mit Mitgliedern der projekt-
begleitenden Arbeitsgruppe

+ Identifizierung und Analyse der drei grenziiberschreitend relevanten
Planungsbereiche Interinstitutionelle Kommunikation, Mobilitdtsmanage-

ment und Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung

« Schriftliche Befragung von 37 Experten verschiedener Behorden und Insti-
tutionen in Deutschland und der Schweiz zu den drei Planungsbereichen

« Auswertung von 54 Fragebogen
« Durchfiihrung von drei Expertenworkshops mit insgesamt 56 Experten

« Insgesamt waren rund 70 Experten unterschiedlicher Zustandigkeitsberei-
che in Deutschland und der Schweiz an den Arbeiten beteiligt

Rahmenbedingungen
Bis Sommer 2017 entwickelte und dem Projekt ECHD zugéngliche Kon-

zepte und Planungen verschiedener Ebenen finden - auch ohne rechtliche
Umsetzung - Berticksichtigung
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Um effektive grenziiberschreitende grofiraumige Evakuierungsplanungen erstel-
len zu konnen, miissen zunichst alle wesentlichen Hintergrundinformationen
und Determinanten beider Linder erfasst werden. Dazu gehoren insbesondere

die geltenden Planungsgrundlagen. Dariiber hinaus miissen die Strukturen des
Bevolkerungsschutzes sowie deren grenziiberschreitende Schnittstellen eingehend
betrachtet und analysiert werden. Des Weiteren spielen strukturelle Determinan-
ten, allgemeine Mechanismen menschlichen Verhaltens sowie der Zeitpunkt eines
Ereignisses eine wesentliche Rolle.



Grenziiberschreitend relevante Planungsgrundlagen
(Deutschland/Schweiz)

Die deutsche ,Rahmenempfehlung fiir die Planung und Durchfithrung von Eva-
kuierungsmafinahmen einschlieflich der Evakuierung einer erweiterten Region®
(AG Fukushima 2014) und das schweizerische ,Notfallschutzkonzept bei einem
KKW-Unfall in der Schweiz“ (NFSK) (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2015([b]),
das nationale Planungs- und Massnahmenkonzept ,Grossrdumige Evakuierung bei
einem KKW-Unfall“ (Bundesamt fiir Bevélkerungsschutz 2016) und die ,Verord-
nung tiber den Notfallschutz in der Umgebung von Kernanlagen“ (Schweizerischer
Bundesrat 2017) sowie die ISO 22315 (2017) auf internationaler Ebene stellen die
Grundlagen der Evakuierungsplanung beider Lander dar. Diese Konzepte stellen
weitestgehend Empfehlungen dar, deren gesetzgeberische bzw. rechtsverbindliche
Umsetzung derzeit erfolgt. Insofern basieren die im Rahmen des Projektes entwi-
ckelten Empfehlungen notgedrungen auf einer inkonsistenten, in Uberarbeitung
befindlichen Rechtslage.

Eine Vergleichsanalyse dieser Konzepte zeigt u. a. folgende Gemeinsamkeiten
beider Lander*:

« Die Rettung von Menschenleben hat immer Vorrang

« Entscheidend ist der insgesamt wirkungsvollste Einsatz der knappen verfiig-
baren Ressourcen (Giiterabwagung)

« Der Selbstschutz von Einsatzkriften steht im Vordergrund
« Die Mitfithrung von Haustieren soll beplant werden

« ,Rettungsachsen“und ,Evakuierungsrouten“ haben gleiche Namen und gleiche
Konzepte

4 Bei der Erarbeitung des Notfallschutzkonzeptes in der Schweiz waren deutsche Teilnehmer ein-
geladen. Diese konnten im Anschluss — mit Zustimmung der Schweiz - verschiedene Elemente
des NFSK in die Erarbeitung der Rahmenempfehlung der AG Fukushima einflieRen lassen (vgl.
Springer 2017).
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« ,Sammelstellen” und ,Aufnahmegebiete” haben gleiche Namen und gleiche
Konzepte

« Eswerden dhnliche Planzahlen zur sich selbst evakuierenden Bevolkerung von
rund zwei Drittel in den Planungen verwandt

« Zwangsevakuierungen sind nicht vorgesehen

« Sogenannte Notfallstationen in Deutschland bzw. Beratungsstellen Radio-
aktivitit in der Schweiz zur Dekontamination der Bevolkerung nach kerntech-
nischen Unféllen sind dhnlich konzipiert

Dartiiber hinaus gehen auch die im Folgenden dargestellten Zonenkonzepte beider
Lander von identischen Radien etc. aus (vgl. Kap. 4.1.1). Entscheidende Unter-
schiede bestehen hingegen bei den aktuell geltenden Eingreifrichtwerten fiir Eva-
kuierungen (vgl. Kap. 4.1.1), was insbesondere Auswirkungen auf die Alarmierung/
Warnung und Information der Bevolkerung in beiden Landern hat (vgl. Kap. 5.4).
Weitere spezifische Planungsgrundlagen der genannten Konzepte werden im
Rahmen der einzelnen Planungsbereiche niaher betrachtet (vgl. Kap. 4.7).

4.1.1 Eingreifrichtwerte

Prinzipiell kann in beiden Lindern die Schutzmafnahme Evakuierung im Ereig-
nisfall angeordnet und vollzogen werden, um akute Strahlenerkrankungen zu
vermeiden sowie die Anzahl der Strahlenspit- und Erbschidden moglichst gering
zu halten. Zur Anordnung dieser Mainahme miissen klar definierte Eingreifricht-
werte erreicht werden. Dabei handelt es sich um Planungswerte, die in Deutsch-
land auf den Empfehlungen der Strahlenschutzkommission (2014, S. 31) und in der
Schweiz auf dem Dosis-Massnahmenkonzept (DMK) im Anhang der ABNC-Ein-
satzverordnung (vgl. Bundesrat 2010) basieren (vgl. Tabelle 4).

Eingreifrichtwerte sind Dosiswerte, die Personen unter bestimmten Annahmen
tber eine vorherrschende Expositionssituation® voraussichtlich erhalten oder
erhalten konnten. Sie fungieren als radiologisches Auslosekriterium (Triggerwerte)
fur die jeweilige Schutzmafinahme (vgl. Strahlenschutzkommission 2015[a], S. 57).
Bei externer Exposition ist die Aufenthaltsdauer im Strahlenfeld, bei interner

5 Wenn Personen oder die Umwelt ionisierender Strahlung ausgesetzt sind, spricht man von einer
Expositionssituation (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2015[b], S. 6).
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Exposition die Aufenthaltsdauer des Strahlers im Korper/Gewebe zugrunde zu
legen. Die wichtigsten Expositionspfade sind die dufere Bestrahlung aus der
radioaktiven Wolke und durch auf Oberflichen abgelagerte Radionuklide sowie die
innere Bestrahlung nach Inhalation sowie die Aufnahme radioaktiver Stoffe durch
Nahrungsmittel (vgl. Strahlenschutzkommission 2014, S. 31; 2015[a], S. 46).

Tabelle 4: Vergleich der Eingreifrichtwerte in Deutschland und der Schweiz
(vgl. AG Fukushima 2014, S. 35; Strahlenschutzkommission 2015][a], S. 57)

Mafdnahme Land Eingreifrichtwert Integrationszeiten und Expositionspfade
Effektive Dosis
Evakuierung D 100 mSv AuRere Exposition in 7 Tagen und effektive

Folgedosis durch in diesem Zeitraum
inhalierte Radionuklide bei unterstelltem
Daueraufenthalt im Freien.

CH 100 mSv AuRere Exposition und Inhalation in 2 Tagen
Wahlmoglichkeit:
Geschiitzter Aufenthalt

Grundsatzlich stellt die Manahme Evakuierung einen schwerwiegenden Eingriff
in das Leben der Bevolkerung dar. Sie wird dementsprechend in beiden Landern
nur angeordnet, wenn sie ,,im Vergleich mit anderen Schutzmafnahmen den
besten Schutz gegen ionisierende Strahlung bietet“ (Bundesamt fiir Bevolkerungs-
schutz 2015[b], S. 20). Der Eingreifrichtwert fiir diese MaRnahme in Deutschland
betrigt 100 mSv® und bezieht sich auf die potenzielle Dosis, die eine Person bei
unterstelltem Daueraufenthalt im Freien {iber sieben Tage erhalten wiirde (vgl.
Strahlenschutzkommission 2015[a], S. 57).

In der Schweiz kann ebenfalls ab einer Dosisschwelle von 100 mSv effektive Dosis,
jedoch bei unterstelltem Daueraufenthalt im Freien innerhalb von zwei Tagen, eine
Evakuation angeordnet werden, falls der Aufenthalt in einem geschiitzten Bereich
als ungentigend oder nicht linger moglich/zumutbar beurteilt wird. In diesen
Fallen stellt in der Schweiz die Notfallschutzmafinahme Vorsorgliche Evakuierung
eine Alternative zur priméren Notfallschutzmafnahme Geschiitzter Aufenthalt in
Gebauden und Schutzraumen dar.

6 Millisievert (= MafReinheit fiir ionisierende Strahlendosis)
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4.1.2 Zonenkonzepte

Die aktuellen Zonenkonzepte in Deutschland und in der Schweiz verwenden
unterschiedliche Begriffe (vgl. Tabelle 5) fiir klar definierte Bereiche in der Umge-
bung von kerntechnischen Anlagen, in denen Schutzmafinahmen wie die vorsorg-
liche Evakuierung der Bevolkerung vorbereitet werden miissen (vgl. AG Fukushima
2014, S. 30). Diese Bereiche werden im Folgenden - sozusagen grenziiberschrei-
tend - als Evakuierungszonen bezeichnet.

Die Evakuierungszonen weisen vordefinierte Automatismen auf, die eine schnelle
Umsetzung der vorbereiteten Mafinahmen ermoglichen (vgl. Bundesamt fiir
Bevolkerungsschutz 2016, S. 9). In Deutschland spricht man in diesem Zusam-
menhang von der Zentral-, Mittel- und Auffenzone wihrend in der Schweiz die
Bezeichnungen Notfallschutzzone 1 und 2 verwandt werden. Abgesehen von
diesen Bezeichnungen entsprechen die dahinterstehenden Konzepte einander
weitgehend (vgl. Tabelle 5).
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Tabelle 5: Gegeniiberstellung der Zonenkonzepte in Deutschland und der Schweiz
und deren Vorgaben zur Schutzmalnahme Vorsorgliche Evakuierung

(vgl. AG Fukushima 2014, S.30f.; Bundesamt fiir Bevélkerungsschutz 2015([b],
S.12f,; 2016, S. 8f.; Schweizerischer Bundesrat 2017, S. 9)

Deutschland

Zentralzone
+ Radius bis zu etwa 5 km um KKW
+ Keine Sektoreneinteilung

+ Ad-hoc-Evakuierung der gesamten Bevolkerung
vor der Freisetzung radioaktiver Stoffe

+ Evakuierung innerhalb von etwa 6 Stunden nach
Alarmierung der zustindigen Behorden

+ Manahmen werden unabhéngig von Ausbrei-
tungsrichtung durchgefithrt

Mittelzone

+ Umschliefit die Zentralzone

+ Radius von etwa 20 km um KKW

+ 12 Sektoren a 30°

+ Evakuierung innerhalb von 24 Stunden nach
Alarmierung der zustdndigen Behérden

+ Sequenzielle Evakuierungen einzelner Sektoren
der Mittelzone sind moglich ,soweit eine Gefahr-
dung der Bevolkerung [...] vorldufig ausgeschlos-
sen werden kann“ (AG Fukushima 2014, S. 34)

Aufdenzone

+ Umschliefit die Mittelzone

+ Radius von etwa 100 km um KKW
+ 12 Sektoren a 30°

« Hot-Spot-Evakuierungen in der Aufenzone
sind moglich. Diese konnen ohne konkrete
Vorplanungen durchgefithrt werden

Allgemeines

« Ortliche Gegebenheiten wie Gelandestruktur,
Besiedlungsverhaltnis, Verwaltungsstrukturen
sind bei der Festlegung der Zonen zu bertick-
sichtigen

Schweiz

Notfallschutzzone 1
+ Radius von 3-5 km um KKW

+ Keine Sektoreneinteilung

,Nach heutigem Wissensstand braucht es fiir
eine Evakuierung sdmtlicher Evakuierungs-
willigen aus der Notfallschutzzone 1 rund sechs
Stunden® vom Zeitpunkt der Evakuierungsan-
ordnung (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz
2015[b], S. 21)

Notfallschutzzone 2

+ Umschliefit die Notfallschutzzone 1
+ Radius von rund 20 km um KKW

» 6 sich tiberlappende Sektoren a 120°

,Die Notfallschutzzone 2 wird im Ereignisfall
nicht vollstindig, sondern abhingig von den
Windverhiltnissen nach Sektoren evakuiert. Es
wird davon ausgegangen, dass innerhalb von
zwolf Stunden (vom Zeitpunkt der Evakuie-
rungsanordnung an gerechnet) der grosste Teil
der Evakuierungswilligen evakuiert werden
kann“ (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz
2015[b], S. 21)

Restliche Schweiz und Ausland

+ Spezifische Mafnahmen kénnen je nach Wind-
verhiltnissen fiir einzelne Hot Spots in der
restlichen Schweiz angeordnet werden

+ Keine Sektoreneinteilung

+ Kein auslandisches KKW befindet sich niher als
20 km an der Schweizer Grenze

Allgemeines

+ Die Notfallschutzzonen orientieren sich weit-
gehend an den politischen Gemeindegrenzen

- Die Notfallschutzzonen sollen soweit wie mog-
lich mit dem grenznahen Ausland koordiniert
und harmonisiert werden



@ Akteure und Zustandigkeiten

In Deutschland und der Schweiz unterscheiden sich die Zustandigkeiten ver-
schiedener Ebenen - je nach Art der Katastrophe - zum Teil erheblich. Grundsatz-
lich gilt aber in beiden Landern, dass, sobald die Katastrophe die Kapazitidten der
origindr zustdndigen Ebene Gberschreitet, die nichsthohere Ebene zustindig wird.

Im Falle eines KKW-Unfalls in Leibstadt werden in beiden Lindern
+ unterschiedliche Akteure

+ mit unterschiedlichen Aufgaben

« und unterschiedlichen Kompetenzen

tatig, die nicht immer ein 100 % gleichartiges Gegeniiber auf der anderen Seite
der Grenze finden. So sind beispielsweise bei einem KKW-Unfall die Zustindig-
keiten und Kompetenzen der schweizerischen Nationalen Alarmzentrale (NAZ) in
Baden-Wiirttemberg auf mehrere Institutionen verteilt (vgl. Tabelle 6).

Vor diesem Hintergrund ist es notwendig, die Akteure beider Systeme sowie deren
Zustandigkeiten im Falle eines KKW-Unfalls darzustellen, um darauf aufbauend
grenzliberschreitende Kooperationsmoglichkeiten einer Evakuierungsplanung
aufzeigen und in den relevanten Planungsbereichen entsprechend verdeutlichen
und konkretisieren zu konnen.

4.2.1 Deutschland

In Deutschland unterliegen die Regelungen von Mafinahmen der Gefahrenabwehr
(polizeilich und nichtpolizeilich) gemafd Artikel 30 GG in Verbindung mit der
Gesetzgebungskompetenz nach Artikel 70 ff. GG den Landern, soweit es sich nicht
um Verteidigung im Sinne des Artikels 73 Abs. 1 Nr. 1 Grundgesetz handelt. Die
gesetzlichen Regelungen der Lander zur Bewiltigung groferer Schadenslagen sind
i. d. R.in verschiedenen landesrechtlichen Regelungen zu finden (vgl. Bundesmi-
nisterium des Innern 2015). In Baden-Wirttemberg ist in diesem Zusammenhang
insbesondere das Landeskatastrophenschutzgesetz (LKatSG) vom 22.11.1999 zu
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nennen. Die Organisation des Katastrophenschutzes in Baden-Wiirttemberg weist
folgende Struktur auf (vgl. Abbildung 1).

Oberste
Katastrophen- Innenministerium

schutzbehorde

Regierungsprasidien

Untere Katastrophenschutzbehorde Stadt- und Landkreise

Abbildung 1: Zustandigkeiten im Katastrophenschutz in Baden-Wiirttemberg
(eigene Darstellung)

Grundsitzlich gilt fir den Katastrophenschutz das Ressortprinzip, d. h., dass die
fachbezogenen Umsetzungen und Aufgaben im Zustidndigkeitsbereich des jeweili-
gen Ministeriums liegen. Dartiber hinaus gibt es in Deutschland - im Gegensatz zur
Schweiz - eine Trennung zwischen operativ-taktischen Fiithrungs- und administ-
rativ-organisatorischen Verwaltungsstiben (vgl. Abbildung 2). In Baden-Wiirttem-
berg beschreibt die Verwaltungsvorschrift der Landesregierung und der Ministe-
rien zur Bildung von Stdben bei auflergewo6hnlichen Ereignissen und Katastrophen
(VwV Stabsarbeit) vom 3.8.2004 (vgl. Landesregierung Baden-Wiirttemberg 2004)
dezidiert die Organisationsstruktur, Zustindigkeiten, Aufgabenverteilungen etc.
der Stabe. Demzufolge bereitet der Verwaltungsstab fiir die Behordenleitung alle
mit dem Ereignis in Zusammenhang stehenden administrativ-organisatorischen
Entscheidungen vor und kontrolliert die Umsetzung der Entscheidung. ,Admi-
nistrativ-organisatorische Mafdnahmen sind von einer Verwaltung auf Grund
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rechtlicher Vorgaben, finanzieller Zustandigkeiten und politischer Verantwortung
zu treffen. Beispiele sind: Grundsétzliche Entscheidung tiber die Evakuierung gro-
3er Wohngebiete, [...] die Information der Bevolkerung tiber grofRflichige Gefah-
renlagen [...]. Der Verwaltungsstab informiert insbesondere betroffene Behorden,
Einrichtungen und Stellen sowie die Offentlichkeit tiber relevante Ereignisse,
Entscheidungen und Maflnahmen [...]“ (Landesregierung Baden-Wiirttemberg
2004, 6.2).

,Der Fiihrungsstab koordiniert und veranlasst die operativ-taktischen Maf¢nah-
men. Er legt hierfiir insbesondere Einsatzschwerpunkte sowie die Ordnung des
Raumes, der Krifte, der Zeit und der einsatzbezogenen Informations- und Kom-
munikationswege fest. Der Fiihrungsstab ist zugleich Technische Einsatzleitung
[..]“ (Landesregierung Baden-Wurttemberg 2004, 7.1).

Politisch Gesamtverantwortliche(r)
Behérdenleitung
im IM BW, im RP Freiburg, im LRA Waldshut etc.

Administrativ-organisatorischer Bereich Operativ-taktischer Bereich
Verwaltungsstab Fithrungsstab

Abbildung 2: Stabsorganisation des Bundeslandes Baden-Wiirttemberg

in Anlehnung an VwV Stabsarbeit vom 3.8.2004
(Landesregierung Baden-Wiirttemberg 2004)

* solange noch kein Verwaltungsstab eingerichtet ist
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4.2.1.1 Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe

Das Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) ist das
Kompetenzzentrum fiir den Bevolkerungsschutz und die Katastrophenhilfe in
Deutschland. Als wichtiger Beitrag des Bundes zur ,,Neuen Strategie zum Schutz
der Bevolkerung in Deutschland” wurde im Mai 2004 das BBK errichtet. Das BBK -
als Geschaftsbereichsbehorde des Bundesministeriums des Innern (BMI) - berat
und unterstiitzt die Bundes- und Landesbehorden in allen Angelegenheiten des
Bevolkerungsschutzes (vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophen-
hilfe o.].[a]).

Im Rahmen der gesetzlichen Aufgaben und Zusténdigkeiten entwickelt das BBK
vielfiltige Unterstitzungstools im Bereich des Risiko- und Krisenmanagements.
Mit inhaltlichem Bezug zur Thematik der grenziiberschreitenden Evakuierungs-
planung sind hier beispielsweise das Modulare Warnsystem des Bundes (MoWaS$)
mit dem Kernelement der satellitengestiitzten Warninformation oder die Not-
fall-Informations- und Nachrichten-App des Bundes (NINA) zu nennen, ebenso
wie die Finanzierung des vorliegenden Forschungsprojektes ECHD. Das BBK bietet
ferner fachlich-wissenschaftliche Beratung sowie technische Unterstiitzung zum
Schutz vor CBRN-Gefahren’. In eigenen Labors und in enger Kooperation mit

den Bundesliandern sowie mit Forschungseinrichtungen und der einschligigen
Industrie werden Methoden, Verfahren und Systeme gegen CBRN-Gefahren
entwickelt und in praktische Losungen umgesetzt. Des Weiteren geschieht durch
das Gemeinsame Melde- und Lagezentrum von Bund und Lindern (GMLZ) eine
Zusammenfassung, Bewertung und Darstellung verschiedenster Informations-
quellen zu einer einheitlichen Gefahrenlage. Dariiber hinaus bildet das BBK in der
Akademie fiir Krisenmanagement, Notfallplanung und Zivilschutz (AKNZ) primér
die mit Fragen der zivilen Sicherheitsvorsorge befassten Entscheidungstriager

und Multiplikatoren aller Verwaltungsebenen aus und ist Netzwerkplattform fir
Wissens- und Kompetenzvermittlung in allen Fragen des Bevolkerungsschutzes
(Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe o. J.[a]).

7 Unter CBRN-Gefahren versteht man den Schutz vor den Auswirkungen von chemischen (C), bio-
logischen (B) sowie radiologischen (R) und nuklearen (N) Gefahren (vgl. Bundesamt fiir Bevolke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe o.].).
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Gemeinsames Melde- und Lagezentrum von Bund und Lindern

Mit dem Gemeinsamen Melde- und Lagezentrum von Bund und Lindern (GMLZ)
hilt der Bund eine Einrichtung zur Lageerfassung und -bewertung sowie zum
Nachweis und zur Vermittlung von Engpassressourcen vor. Eine der Kernaufgaben
des GMLZ ist die Erstellung eines stets aktuellen und flichendeckenden Lagebil-
des Gber bevolkerungsschutzrelevante Themen - wie bspw. schwere Storfille mit
CBRN-Stoffen - im In- und Ausland. Dies umfasst eine stetige Lagebeobachtung
sowie die Bewertung und Analyse von Lageentwicklungen. Ziel des GMLZ ist es,
alle Partner (Bundeslander, Bundesministerien, Hilfsorganisationen, THW, Nach-
barstaaten, EU und UN etc.) sachgerecht und umfassend tiber relevante Ereignisse
im Bevolkerungsschutz frithzeitig zu informieren (vgl. Bundesamt fiir Bevolke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe o.].[b]).

Daneben ist das GMLZ fiir rund 20 nationale und internationale Informations-
und Warnverfahren die zentrale nationale Anlaufstelle (NCP)® in der Bundesrepub-
lik Deutschland. So werden beispielsweise Informationen aus dem radiologischen
Schnellinformationssystem der EU-Mitgliedsstaaten an das GMLZ iibermittelt. Das
GMLZ stellt die Alarmierung der zustdndigen Behorden - in diesem Fall das Bun-
desministerium fiir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) - auch
auflerhalb der reguldren Geschiftszeiten sicher.

Warnung der Bevdlkerung mit dem Modularen Warnsystem des Bundes

Die Zustdndigkeit fiir die Warnung der Bevolkerung ist in Deutschland verfas-
sungsrechtlich zweigeteilt. Die Warnung der Bevolkerung im Katastrophenfall und
bei anderen erheblichen Gefahren erfolgt durch die zustdndigen Behdrden in den
Landern. Im Spannungs- und Verteidigungsfall ist der Bund fiir die Warnung vor
den besonderen Kriegsgefahren zustidndig. Klassisch sind dies Luftkriegsgefahren
(Bomben und Raketen), jedoch wird auch der Warnbedarf aufgrund anderer Gefah-
renlagen (z. B. Kontaminationen, Cyberangriffe) abgedeckt. Der Bund erfasst diese
besonderen Gefahren, die der Bevolkerung in einem Verteidigungsfall drohen.

Die fir die Warnung bei Katastrophen zustdndigen Behdrden der Linder warnen
daraufhin die Bevolkerung im Auftrag des Bundes (vgl. Bundesamt fiir Bevolke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe o. ].[c]).

8 National Contact Point
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Die Veroffentlichung von Warnmeldungen und ergdnzenden Informationen
erfolgt iber verschiedene Medien und Kanile, z. B. Fernseh- und Radiosender, das
Internet, Biirgerhotlines oder iber mobile Endgerite mittels Applikationen wie die
Notfall-Informations- und Nachrichten-App des Bundes (NINA). Die Ansteuerung
dieser verschiedenen Medien erfolgt tiber das Modulare Warnsystem (MoWaS).

Der Bund nutzt dieses System im Spannungs- und Verteidigungsfall und stellt es
den Landern fiir die Nutzung im Rahmen ihrer Zustiandigkeiten zur Verfligung.
Warnmeldungen und Informationen werden jeweils durch die zustindigen Stellen
des Bundes und in den Landern ausgelost. Mit MoWaS$ kann die Bevolkerung
angemessen, rechtzeitig, schnell und flichendeckend vor bestehenden Gefahren
gewarnt werden. Uber MoWa$ kann ein im Bevélkerungsschutz Verantwortlicher
innerhalb weniger Sekunden Warnmeldungen an angeschlossene Rundfunk- und
Fernsehanstalten, Medienprovider, Internet- und Pagingdienstleister sowie erste
KRITIS-Betriebe sicher tibertragen. Zeitgleich kdnnen auch 6rtliche Alarmierungs-
mittel (z. B. regionale Warnsysteme oder - ab 2018 - Sirenen) ausgelost werden. Die
Ansteuerung mobiler Endgerite erlaubt neben der Sicherstellung des Weckeffektes
auch den Erhalt von weiteren Informationen zu einer Warnung, wie z. B. Hand-
lungsanweisungen. MoWas setzt auf ein Mehrkanalprinzip, das heif3t: Die Bevolke-
rung wird iiber moglichst viele Kanile gewarnt und informiert; der Ausfall einiger
Kanile fiihrt nicht zum vollstandigen Ausfall der Warnung. Fiir die Zukunft wird
auch die unmittelbare MoWaS-Belieferung von Betrieben kritischer Infrastruktu-
ren (wie z. B. Kernkraftwerken) mit Warnmeldungen angestrebt (vgl. Bundesamt
fur Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe o. ].[c]).

Notfall-Informations- und Nachrichten-App des Bundes

Mit der Notfall-Informations- und Nachrichten-App des Bundes, kurz Warn-App
NINA, konnen amtliche Warnmeldungen des Bevolkerungsschutzes (wie z. B.
Gefahrstoffausbreitungen, Grof3brinde oder die Freisetzung von Radioaktivitit),
Wetterwarnungen des Deutschen Wetterdienstes sowie Hochwasserinformatio-
nen der zustdndigen Stellen der Bundeslander empfangen werden. Technischer
Ausgangspunkt fiir NINA ist das modulare Warnsystem des Bundes (MoWasS) (vgl.
Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe o. J.[d]).

In NINA sind verschiedene Ansichten verfiigbar. Die Standardansicht ,,Meine
Orte” zeigt die Warnungen des Bevolkerungsschutzes, Wetterwarnungen und
Hochwasserinformationen fiir die von den Nutzern favorisierten Orte sowie flr
den aktuellen Standort. Fiir jede einzelne Warnung gibt es eine Detailansicht mit
Beschreibung, betroffenem Gebiet und bei Bedarf Handlungsinformationen. Das
Warngebiet wird zudem in der Kartenansicht detailliert dargestellt. Alle Warnun-
gen konnen als Push-Benachrichtigung sowohl fiir abonnierte Orte als auch fir
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den aktuellen Standort des Nutzers erhalten werden. Uber das Teilen-Symbol in
der Titelleiste einer Warnmeldung haben die Nutzer zudem die Méglichkeit, eine
Warnung tiber die auf ihrem Gerét installierten Apps zu teilen (z. B. per E-Mail oder
tber Social Media) (vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe

o.].[d]).

Die Warn-App NINA ist ein schneller und effizienter Weg zum Schutz der Bevol-
kerung. Fiir die zustindigen Behorden des Zivil- und Katastrophenschutzes ist sie
ein wichtiger Informationskanal, um Menschen tiber Gefahren zu informieren
und gleichzeitig konkrete Verhaltenshinweise zu geben. Dariiber hinaus bietet die
Warn-App NINA grundlegende Informationen und Notfalltipps zu bestimmten
Gefahren oder Ereignissen (z. B. Brand, Unwetter oder Hochwasser) (vgl. Bundes-
amt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe o. J.[d]).

4.2.1.2 Innenministerium Baden-Wiirttemberg

Das Innenministerium des Bundeslandes Baden-Wiirttemberg (IM BW) ist die
oberste Katastrophenschutzbehorde (§ 4 LKatSG 1999 1. d. F.vom 25.11.2014). Sie
ist fur Katastrophenschutzaufgaben sachlich zusténdig, die sich tiber einen Regie-
rungsbezirk bzw. Giber Lindergrenzen hinaus erstrecken.

Das IM BW stellt fiir die Lagedarstellung die Elektronische Lagedarstellung
Bevolkerungsschutz (ELD-BS) verschiedenen Behorden und Institutionen zur
Verfiigung.

4.2.1.3 Ministerium fiir Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Wiirttemberg

Das Ministerium far Umwelt, Klima und Energiewirtschaft (UM BW) ist die
atomrechtliche Uberwachungsbehérde des Landes Baden-Wiirttemberg. Das UM
BW unterstiitzt und berit die Regierungsprasidien bei radiologischen Fragen. Es
ermittelt die regionale radiologische Lage und stimmt diese mit dem nationalen
radiologischen Lagezentrum beim Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz
und nukleare Sicherheit (BMU) ab. Die Ergebnisse und Empfehlungen werden der
Katastropheneinsatzleitung beim zustdndigen Regierungsprasidium zur Verfi-
gung gestellt. Darliber hinaus arbeitet es eng mit den schweizerischen Behorden
zusammen, die fiir die Uberwachung der in Grenznihe zu Baden-Wiirttemberg
gelegenen Kernkraftwerke zustindig sind (vgl. Ministerium fiir Umwelt, Klima
und Energiewirtschaft Baden-Wiirttemberg o. ].), z. B. das Eidgendssische Nuklear-
sicherheitsinspektorat (ENSI) der Schweiz.
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,Mit der Kernreaktor-Ferniiberwachung (KFU) wird eine Online-Uberwachung der
Kernkraftwerke und ihrer Umgebung durchgefiihrt. [...] Bei den grenznahen aus-
landischen Kernkraftwerken [...] Leibstadt und Beznau in der Schweiz erfolgt die
Uberwachung der Immissionen durch Stationen auf deutschem Gebiet und durch
Austausch von Immissionsmessdaten mit dem Ausland“ (Ministerium fiir Umwelt,
Klima und Energiewirtschaft Baden-Wiirttemberg 2017, S. 65).

4.2.1.4 Regierungsprasidien

Die Regierungsprisidien (RP) sind hohere Katastrophenschutzbehorden (§ 4
LKatSG 1999 1. d. F. vom 25.11.2014). Sie sind in Baden-Wiirttemberg fiir den Katas-
trophenschutz in der Umgebung kerntechnischer Anlagen zustindig. Sie erstellen
Katastropheneinsatzplidne und ordnen im Ereignisfall Mafinahmen wie bspw.
Evakuierungen an. Erfiillt werden diese Aufgaben im RP Freiburg durch das Referat
Polizeirecht, Feuerwehr, Katastrophenschutz, Rettungsdienst.

4.2.1.5 Landkreise/Stadtkreise (kreisfreie Stidte)

Die Landratsamter der Landkreise und Blirgermeisteramter der Stadtkreise sind
untere Katastrophenschutzbehorden. Sie ,,sind fiir den Katastrophenschutz sach-
lich zustandig, soweit nichts Anderes bestimmt ist. [...] Sie konnen auch in den
Fillen, in denen die hohere oder die oberste Katastrophenschutzbehorde sachlich
zustandig ist, mit der Durchfithrung der erforderlichen Mafnahmen [...] in ihrem
Bezirk betraut werden® (§ 4 LKatSG). Innerhalb des betrachteten Referenzszenarios
(vgl. Kap. 1) sind die Stadt- und Landkreise fiir die Umsetzung der vom RP angeord-
neten Schutzmafinahmen zustindig. Erfallt werden diese Aufgaben z. B.im Land-
ratsamt Waldshut durch das Amt fiir 6ffentliche Ordnung und Ausldnderwesen.

4.2.1.6 Gemeinden

Die Gemeinden wirken im Katastrophenschutz mit und sind fiir die Umsetzung
der - vom RP bzw. dem Landkreis - angeordneten Notfallschutzmafnahmen in
ihrem Bereich zustindig. Dazu zihlt u. a. die Warnung der Bevolkerung mit vor-
handenen Warnmitteln (z. B. Sirenen, Lautsprecherdurchsagen etc.).
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4.2.1.7 Bundeswehr

Im Rahmen der Amtshilfe kann das RP Freiburg bei einem KKW-Unfall Fahig-
keiten der Bundeswehr anfordern. Diese Anfragen werden tiber das Bezirksver-
bindungskommando (BVK) gestellt. Von dort gehen diese {iber den Verwaltungs-
stab beim Innenministerium an das Landesverbindungskommando (LVK) beim
Innenministerium Baden-Wiirttemberg. Das LVK wiederum leitet die Anfragen
tber das Landeskommando Baden-Wiirttemberg an das Bundesministerium der
Verteidigung (BMVg) weiter, wo schliefilich tiber den Amtshilfeantrag entschieden
wird. Die Bundeswehreinheit, die letztlich in Amtshilfe tatig wird, untersteht nach
ihrer Ankunft der Behorde, die die Amtshilfe beantragt hat. Insgesamt nehmen
somit Hilfeantridge den langen Weg tiber Berlin, wihrend die Kommunikation im
Einsatz direkt vor Ort stattfindet.

Grundsatzlich kénnen auch die Landkreise bei Ereignissen, fiir die sie primar
zustindig sind’, Antrige auf Amtshilfe an die Bundeswehr stellen. In den Ver-
waltungsstidben der Landkreise ist jeweils eine Verbindungszelle der Bundeswehr
(Kreisverbindungskommando [KVK]) integriert.

Seit der Umstrukturierung gibt es in der Bundeswehr keine Rufbereitschaften
im eigentlichen Sinne mehr. Daher kénnen Anforderungen von Fihigkeiten im
Rahmen der Amtshilfe erst innerhalb von 48 bis 72 Stunden bedient werden. Die
Verbindungspersonen in den Stiben kennen jedoch die Fihigkeiten und Vorlauf-
zeiten der Bundeswehr und kénnen die Stdbe bereits bei der Anforderung von
Fahigkeiten beraten (vgl. TH K6ln 2017[b]).

4.2.2 Schweiz

Die Beschreibung der Akteure und ihrer Zustdndigkeiten in der Schweiz basiert auf
dem Nationalen Planungs- und Massnahmenkonzept ,,Grossraumige Evakuierung
bei einem KKW-Unfall“ (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2016, S. 11f.), dem
»Notfallschutzkonzept bei einem KKW-Unfall in der Schweiz“ (Bundesamt fir
Bevolkerungsschutz 2015[b], S. 15f.) sowie der ,Verordnung tiber den Notfallschutz
in der Umgebung von Kernanlagen“ (Schweizerischer Bundesrat 2017).

9 z.B. Hochwasser, Chemieunfille etc., aber nicht bei KKW-Unfillen



Hintergrundinformationen « 47

4.2.2.1 Landesregierung (Bundesrat)

Der Bundesrat trifft im Fall einer Gefahrdung durch erhéhte Radioaktivitit alle
notwendigen MafSnahmen zum Schutz der Bevolkerung, zur Sicherstellung der
Landesversorgung und zur Aufrechterhaltung der unerlésslichen 6ffentlichen
Dienste. Fiir die Fiihrung in der Ereignisbewaltigung stiitzt er sich vor allem auf
Antrage, die im Bundesstab Bevolkerungsschutz (BSTB) fachlich beurteilt und
konsolidiert werden. Zu den Mafnahmen, die vom Bundesrat angeordnet wer-
den konnen, gehoren u. a. die vorsorgliche bzw. nachtrigliche Evakuierung. Der
Bundesrat hat zudem die Kompetenz, die Pflichten von weiteren Personengruppen
und Unternehmungen im Notfallschutz (z. B. den Betreiber des 6ffentlichen Ver-
kehrs) festzulegen (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2016, S. 10).

4.2.2.2 Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz

Das Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz (BABS) ist auf der Bundesebene die
zentrale Stelle fir strategische und konzeptionelle Weiterentwicklungen des
Verbundsystems zum Schutz der Bevolkerung und deren Lebensgrundlagen bei
Katastrophen und Notlagen. Mit der NAZ und dem Labor Spiez (vgl. Bundesamt fiir
Bevolkerungsschutz; Labor Spiez 2014) erbringt das BABS spezialisierte Leistungen
insbesondere bei der Bewailtigung von atomaren, biologischen oder chemischen
Gefahren. Zudem bildet das BABS kantonale Flihrungskréfte und Kader des Zivil-
schutzes aus und entwickelt und betreibt Informations- und Kommunikationsmit-
tel fir den Katastrophenfall (vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz o. J.).

4.2.2.3 Bundesstab Bevdlkerungsschutz

Der Bundesstab Bevolkerungsschutz (BSTB) ist fiir die Bewaltigung aller bevolke-
rungsschutzrelevanten Ereignisse auf Bundesebene zustindig - von Erdbeben tiber
Pandemien und KKW-Unfillen, bis zu einem grofien Stromausfall. Der Bundesrat
hat 2018 die Aufgaben des Bundesstabes erweitert. Der Aufgabenbereich umfasst
kiinftig Gefihrdungen wie Erdbeben, Pandemie, KKW-Unfall, aber auch einen
groflen Stromausfall oder eine Strommangellage.

Weitere Anderungen betreffen die Struktur und die Zusammensetzung: Insbe-
sondere die Vertretung der Kantone wird aufgewertet, indem neben den Regie-
rungskonferenzen auch die Kantonalen Fithrungsorgane (KFO) integriert werden.
Ebenfalls verbessert wird die Zusammenarbeit mit Betreiberinnen von kritischen
Infrastrukturen; diese konnen bei Bedarf beigezogen werden. Die Nationale
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Alarmzentrale NAZ im BABS bildet den permanenten Kern eines neu geschaffenen
Einsatz- und Supportelements (vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2018).

4.2.2.4 Eidgendssisches Nuklearsicherheitsinspektorat

Das Eidgendssische Nuklearsicherheitsinspektorat (ENSI) ist die Aufsichtsbehorde
des Bundes im Kernenergiebereich. Es iberwacht u. a. die Einhaltung der Strahlen-
schutzvorschriften und Dosisgrenzen. Mit seinen Messsystemen kontrolliert das
ENSI die Radioaktivitidtsabgaben der Kernanlagen und die Einhaltung der Abgabe-
grenzen. Es berit die NAZ und den BSTB in Bezug auf die Entwicklung der Lage im
Werk und die radiologische Gefihrdung in der Umgebung der Kernkraftwerke (vgl.
Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2016, S. 10).

4.2.2.5 Nationale Alarmzentrale

Die Nationale Alarmzentrale (NAZ) ist die Fachstelle des Bundes fir auflerordent-
liche Ereignisse. Sie ist 365 Tage pro Jahr rund um die Uhr erreichbar und in der
Lage, innerhalb einer Stunde in den Einsatz zu gehen. Die NAZ ist ein Geschéfts-
bereich des Bundesamtes fiir Bevolkerungsschutz (BABS).

Hauptaufgabe der NAZ ist es, die Ubersicht iiber die bevélkerungsschutzrelevante
Lage sicherzustellen. Dazu tauscht sie im Alltag und im Ereignisfall Informationen
aus mit den zustidndigen Stellen bei den Kantonen, verschiedenen Bundesamtern,
Betreibern von Telekommunikations-, Energie- und Verkehrsnetzen sowie inter-
nationalen Organisationen und Lagezentren der Nachbarstaaten. Im Ereignisfall ist
die NAZ erste Anlaufstelle fiir die Kantone in allen Fragen des Bevolkerungsschut-
zes. Bei bevolkerungsschutzrelevanten Ereignissen orientiert die NAZ den BSTB
und unterstiitzt ihn in seiner Arbeit.

Im Bereich Radioaktivitit hat sie die Kompetenz, Mafnahmen zum Schutz der
Bevolkerung anzuordnen. Sie stiitzt sich dabei auf das Maflnahmenkonzept.
Gemaifd Art. 2 VNAZ kann die NAZ bei unmittelbar drohender Gefahr und solange
die zustindigen Organe des Bundes nicht handeln kdnnen, in eigener Kompetenz
der Bevolkerung Verhaltensanweisungen erteilen. Die NAZ ist in diesem Falle ein
Fihrungsorgan. Ist das zustdndige Organ handlungsfahig, hat die NAZ eine unter-
stiitzende Funktion.
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4.2.2.6 Kantone, Gemeinden, Regionen

Die Gesamtverantwortung fiir die Sicherheit der Bevolkerung und damit fiir das
Verbundsystem Bevolkerungsschutz liegt bei der zustindigen Exekutive (Gemein-
derat, Kantonsregierung, Bundesrat). Auf Stufe Kanton und Gemeinde (oder
Gemeindeverband) bezeichnet diese zur Bewiltigung von Katastrophen und Not-
lagen ein Fiihrungsorgan. Das Fiihrungsorgan besteht aus Beh6rdenmitgliedern,
dem Stabschef und dessen Stellvertretung, Vertreterinnen und Vertretern der Ver-
waltung sowie den Ressortchefs (aus den Partnerorganisationen). Der oder die fiir
die Gesamteinsatzleitung Verantwortliche nimmt fallweise Einsitz im Fiihrungs-
organ. Auflerdem konnen Spezialistinnen und Spezialisten beigezogen werden.

Das Fiihrungsorgan (auch Krisen- oder Katastrophenstab genannt) ist kein Element
»der ersten Stunde“ und arbeitet in aller Regel nicht an der Front, sondern im rtick-
wartigen Raum. Zu den Aufgaben des Fithrungsorgans gehort es etwa, Verhaltens-
anweisungen und Informationen festzulegen und der Bevélkerung mitzuteilen
oder (zusitzliche) Mittel zu organisieren und zu koordinieren (vgl. Bundesamt fiir
Bevolkerungsschutz o.].). Im Ereignisfall warnen die Kantone mit Gebietsanteil

an den Notfallschutzzonen 1 und 2 die Flihrungsorgane und Gemeinden und
16sen die Alarmierung der Bevolkerung aus. Sie stellen die Umsetzung von Not-
fallschutzmafinahmen sicher. Im Ereignisfall setzen die Regionen und Gemeinden
der Notfallschutzzonen 1 und 2 die Vorgaben des Bundes unter Zuhilfenahme

der Normdokumentation und der Checklisten in ihrem Bereich um. Alle ande-

ren Kantone erhohen die Bereitschaft und halten sich bereit (vgl. Bundesamt fiir
Bevolkerungsschutz 2015[b], S. 18).

4.2.2.7 Kernkraftwerksbetreiber

Die Betreiber der KKW sind zustindig fiir die Erkennung und Beurteilung des
Storfalls, fiir die Umsetzung von Mafnahmen zu dessen Beherrschung und zur
Begrenzung der Auswirkungen. Sie sorgen fir die unverziigliche und laufende
Orientierung des ENSI. Bei Unfillen haben sie unverziiglich die NAZ zu benach-
richtigen, bei ,Schnellen Storfillen” zusétzlich den Standortkanton (vgl. Bundes-
amt fiir Bevolkerungsschutz (2015[b]), S. 16).

4.2.3 Schnittstellen beider Lander fiir grenziiberschreitende groRraumige
Evakuierungsplanung

Jedes Land hat verschiedene Planungsgrundlagen, Zustindigkeiten und Aufga-
ben im Aufbau und der Organisation des Bevolkerungsschutzes. Umso wichtiger
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ist fir grenziiberschreitende Evakuierungsplanungen in einer Grenzregion die
Beschreibung der Schnittstellen der Systeme zur Sicherstellung einer reibungs-
losen grenziiberschreitenden Kommunikation und Kooperation vor und wihrend

einer Notlage.

Die folgende Aufgabentabelle stellt am Beispiel des Szenarios Kernkraftwerk-
Unfall die Zustandigkeiten in Deutschland und der Schweiz dar.

Tabelle 6: Aufgaben und Zusténdigkeiten in der Schweiz und Deutschland zur
groRraumigen grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung®

Aufgabe
Uberwachung der Kernanlagen im eigenen Land

24/7/365 Melde- und Lagezentrum zur laufenden
Erfassung der bevolkerungsrelevanten Lage

Erstellen des radiologischen Lagebilds
Erstellen eines Lagebilds (Einsatzlage)

Designierte Anlaufstelle im Rahmen der
bilateralen und internationalen Abkommen

Erarbeitung von Vorgaben zur vorsorg-
lichen Evakuierung der Bevolkerung in den
Evakuierungszonen 1 und 2

Bereitstellung der radiologischen Entscheidungs-
und Berechnungsgrundlagen fir Notfall-
expositionssituation

Koordination der vorsorglichen Planungen zu
grenziiberschreitenden Evakuierungen

Anordnung einer grenziiberschreitenden
Evakuierung Zone 1

Anordnung einer grenziiberschreitenden
Evakuierung Zone 2

10  Quellen der einzelnen Daten:

Deutschland
UM BW#
GMLZ

BMU, BSF
GMLZ, IM BW, RPF, LKs
GMLZ, BMU, RPF

IM BW, RPF

BMU, BfS

RPF

RPF

RPF

Schweiz
ENSI B
NAZ?B

NAZ?®
NAZ?®
NAZ,BAG®

BABS®

NAZ, BAG, ENSI ®

BABS, BSTB, Kantone

NAZ

Bundesrat (Empfehlung
durch BSTB)

A Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (2016)
B Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz (2015[b])

C DSK-Feinkonzept

E Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz (2016)



Aufgabe

Erstellen von Prognosen zur evtl. Ausbreitung
der Radioaktivitiat und deren Konsequenzen

Koordination der Umsetzung einer angeordneten
grenzliberschreitenden Evakuierung

Koordination der Information der Bevolkerung

Information der Bevolkerung tiber grenziiber-
schreitende Evakuierung, allgemeine Lage,
Ereignisverlauf

Verbreitung von Verhaltensanweisungen

Zeit- und sachgerechte fachtechnische Infor-
mation des Auslands sowie der internationalen
Fachstellen

Benachrichtigung und stindige Orientierung der
Nachbarstaaten geméf bilateralen Abkommen

Absprachen bei grenztiberschreitenden
Evakuierungen

Koordination der Absprachen beziiglich mittel-
fristiger, grenziiberschreitender Maf{nahmen

Gesamtkoordination der Durchfiihrung von
offentlichen Transporten, insbesondere bzgl.
Verkehrsfiihrung und Fahrplidnen

Publikation eines aktuellen (elektronischen)
Fahrplans

Verkehrsmanagement auf der Schiene

Koordination der Mafinahmen im 6ffentlichen
Verkehr auf der Strafie

Grofiraumiges Verkehrsmanagement auf
National-/Bundesstrafien

Ereignisbezogenes ziviles Luftverkehrs-
management

Umsetzung von Warnungs-/Alarmierungs-
sowie Schutz- und Rettungsmafinahmen

Identifizierung und Erfassung Kritischer
Infrastrukturen in den Zonen 1 und 2

Planung von moglichen Aufnahmegebieten
im Nachbarland

Hintergrundinformationen

Deutschland
BMU, BfS, DWD

RPF
RPF

RPF, LKs, Gemeinden

RPF, LKs, Gemeinden

GMLZ, BMU/BfS, RPF

RPF, IM BW, GMLZ

RPF ¢

RPF

RPF

RPF in Absprache mit
Verkehrsunternehmen

DB AG
RPF

BMVI, VM BW, RPF

DFS

LKs und Gemeinden

RPF

LKs

+ 51
Schweiz

ENSI, NAZ,
MeteoSchweiz ®

BSTB®

BK, BABS B

NAZ, Kantone ©

NAZ?®

NAZ?®

NAZ, ENSI B

NAZ?®

BSTB, NAZ, BAG, wei-
tere betroffene Stellen ®
KOVE, SBB &

SBB*®

SBB*®

PostAuto Schweiz AG ®
ASTRA®

Skyguide ®

Kantone, Regionen und
Gemeinden *

BABS*

Kantone
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Diese Aufgabentabelle stellt keine abschliefRende Auflistung dar und enthilt nur
die Angaben zu den Hauptverantwortlichen. Sie kann individuell sowohl um
weitere Aufgaben als auch weitere Lander erginzt werden.

424 Zoll

Der deutschen Zollverwaltung sind grenzpolizeiliche Aufgaben als stindiges Man-
dat durch Rechtsverordnung tibertragen. Im Ereignisfall zu treffende Mafinahmen
werden mit der zustindigen Grenzschutzbehoérde abgestimmt. Verbindungsbe-
amte des Zolls konnen auf Anforderung in die Verwaltungsstabe der Landkreise
entsandt werden. Grenziiberschreitende Hilfslieferungen regelt ein Abkommen
zwischen Deutschland und der Schweiz. Die Absprachen tber die Zollabfertigung
erfolgen zwischen den Zollverwaltungen. Diese Absprachen zwischen deutschem
Zoll, Landes- und Bundespolizei mit den schweizerischen Zoll- und Grenzbehor-
den laufen in der Beispielregion tiber die Zollsprechfunkzentrale Waldshut (TH
Ko6ln 2017[d]).

Dem Zoll liegen die grenziiberschreitenden Kontakte der alltiglichen Zusammen-
arbeit vor. Im Einsatzfall wird aber jeweils ein aktuelles Organigramm erstellt,
damit nur die Ansprechpartner im Nachbarland kontaktiert werden, die physisch
anwesend und einsatzbereit sind (vgl. TH K6ln 2017[d]). Dartiber hinaus verfiigen
die Zollamter tiber Checklisten, welche Mafinahmen bei einem Notfall getroffen
werden miissen (z. B. Verstindigung anderer Stellen/Behérden). Im Ereignisfall
gehen Experten des Zolls davon aus, dass die Warenabfertigung an den Grenzzoll-
amtern in Deutschland und der Schweiz eingestellt wird (vgl. TH Kéln 2017[d)).

4.2.5 Grenziiberschreitende Gremien

Getragen von dem beiderseitigen Bestreben, Mafnahmen des Katastrophen- und
Bevolkerungsschutzes grenziiberschreitend zu harmonisieren und in Krisenlagen
miteinander zu kooperieren, bestehen gemeinsame Gremien zur grenziiberschrei-
tenden Zusammenarbeit. Fiir das vorliegende Projekt sind insbesondere die im
Folgenden kurz dargestellte Deutsch-Schweizerische Kommission fiir die Sicher-
heit kerntechnischer Einrichtungen (DSK) sowie die Deutsch-franzosisch-schwei-
zerische Oberrheinkonferenz (ORK) von Bedeutung.
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4.2.5.1 Deutsch-Schweizerische Kommission fiir die Sicherheit
kerntechnischer Einrichtungen

Die Deutsch-Schweizerische Kommission (DSK) wurde 1983 mit dem Ziel gegriin-
det, einen Austausch auf ministerieller Ebene durch regelmifiige Treffen zu
institutionalisieren. An den Treffen sind neben den originér zustindigen Ebenen
auch lokal zustdndige Stellen beteiligt. Die Hauptaufgaben der DSK bestehen darin,
Fragen der Sicherheit kerntechnischer Anlagen, des Strahlenschutzes, der Notfall-
vorsorge und der Entsorgung radioaktiver Abfille auf binationaler Ebene abzu-
stimmen. Dariiber hinaus findet hier bereits wiahrend des Bewilligungsverfahrens
grenznaher kerntechnischer Einrichtungen eine gegenseitige Unterrichtung statt
(vgl. Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit
(0.].). Die Ergebnisse der Arbeiten der DSK miinden in der Regel in gemeinsamen
Vereinbarungen und haben dadurch bindenden Charakter. Insbesondere das ,,Fein-
konzept zum Daten- und Informationsaustausch zwischen Deutschland und der
Schweiz“ sowie das ,Pflichtenheft Verbindungspersonen bei der NAZ“ sind fiir das
vorliegende Projekt von besonderer Bedeutung.

4.2.5.2 Deutsch-franzosisch-schweizerische Oberrheinkonferenz

Die Deutsch-franzosisch-schweizerische Oberrheinkonferenz (ORK) bildet seit
1975 einen festen institutionellen Rahmen des trinationalen Austauschs zwischen
Deutschland, Frankreich und der Schweiz. In den zwolf Arbeitsgruppen der ORK
(Katastrophenhilfe, Umwelt, Verkehr, Gesundheit etc.) sind regionale Regierungs-
und Verwaltungsbehorden der drei Linder vertreten. In diversen Unterarbeits-
gruppen wurde u. a. ein trinationales Worterbuch zur grenziiberschreitenden
Katastrophenhilfe erstellt. Ziel der ORK ist eine bessere Synchronisation der drei
Lander in den verschiedenen Bereichen (u. a. Katastrophenhilfe). Die Beschliisse
der ORK besitzen jedoch im Gegensatz zu denen der DSK keinen bindenden Cha-
rakter (Deutsch-franzosisch-schweizerische Oberrheinkonferenz o. J.).



@ Stadtische und landliche Strukturen in
Evakuierungsplanungen

Grundsatzlich existieren hinsichtlich der Planungen von grofirdumigen Evaku-
ierungen einige wesentliche Unterschiede zwischen stadtischen und landlichen
Regionen, beispielsweise in Bezug auf die Struktur vorhandener Transportmittel
und -kapazitéten.

Der private Pkw stellt iberwiegend das Transportmittel der Wahl einer selbststan-
digen Evakuierung dar (vgl. Kap. 4.5). In der betrachteten eher landlich gepréagten
Region kommen, aufRer in der Stadt Basel, mehr als ein Pkw auf zwei Personen (vgl.
Kap. 4.4.1), was zu einem erheblichen privaten Verkehrsaufkommen wihrend einer
Evakuierung fithren dirfte. Demgegeniiber verfligen Stidte wie Basel in der Regel
uber ein dichteres und besser ausgebautes 6ffentliches Verkehrsnetz, als dies in
landlichen Regionen der Fall ist. Ein grof3er Teil dieses 6ffentlichen Verkehrsnetzes
ist jedoch auf einen eingeschriankten regionalen Radius ausgerichtet, welches bei
einer grofiriumigen Evakuierung durch 6ffentliche Fernverkehrsmittel wie Ziige
oder Flugzeuge ergianzt werden muss. Derartige Strukturen (z. B. Hauptbahnhof
und Flughafen) stehen in Stiddten wie Basel zur Verfligung, was im landlichen
Raum in der Regel nicht der Fall ist.

Neben unterschiedlichen Mobilitatsstrukturen weisen stidtische und landliche
Regionen auch wesentliche quantitative Unterschiede in der Anzahl der zu eva-
kuierenden Menschen und Tiere auf. So miissen einerseits bei einer Evakuierung
in landlichen Bereichen in der Regel deutlich weniger Einwohner pro km? aus
einer Gefahrenzone evakuiert werden, als dies in Stddten der Fall ist. Auch gibt es
entsprechend der geringeren Einwohnerdichte in der Regel weniger besondere
Einrichtungen (Kindergérten, Schulen, Alters- und Pflegeheime, Krankenhiuser,
Justizvollzugsanstalten etc.), die gesonderte Evakuierungsplanungen erfordern.

Andererseits leben in landlichen Regionen in der Regel mehr (Nutz-)Tiere, die in
grofiraumigen Evakuierungsplanungen ebenfalls beriicksichtigt werden miissen
(vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2016, S. 40; AG Fukushima 2014, S. 11).



Die Beispielregion

Die Grenzregion mit den Landkreisen Lorrach und Waldshut sowie den Kan-
tonen Aargau und Basel-Stadt (vgl. Abbildung 3) dient dem vorliegenden
Projekt ECHD als Beispielregion einer grenziiberschreitenden grofiraumigen
Evakuierungsplanung."

137.84°/4.99 km

140.47°/

Abbildung 3: Betrachtete Grenzregion zwischen Deutschland und der Schweiz mit
den Zonen 1 (5-km-Radius) und 2 (20-km-Radius) um das KKW Leibstadt
(vgl. Eidgendssisches Nuklearsicherheitsinspektorat o. J.)

11  Weitere Kantone und Landkreise als die genannten sind nicht am Projekt ECHD beteiligt und
werden daher nicht niher betrachtet, da viele notwendige Informationen zur Evakuierungs-
planung nicht 6ffentlich zugédnglich sind und somit keine dezidierten Informationen aus diesen
Regionen vorliegen.
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4.4.1 Wesentliche Strukturdaten

Um die strukturellen Bedingungen der Beispielregion in einer grenziiberschreiten-
den groflriumigen Evakuierungsplanung berticksichtigen zu konnen, werden im
Folgenden wesentliche Strukturdaten der betrachteten Landkreise und Kantone
dargestellt.

Tabelle 7 zeigt deutliche Unterschiede in der Besiedlungsstruktur der verschiede-
nen Landkreise und Kantone bzw. Evakuierungszonen. Danach weist der Landkreis
Waldshut mit einer Einwohnerdichte von 145 Einwohnern pro km?* und lediglich
knapp 32 % ,stadtischer Bevolkerung“'? die mit Abstand landlichste Struktur auf.
Gleichzeitig verfligt dieser Landkreis tiber die hdchste Pkw-Dichte je 1.000 Ein-
wohner. Im Falle eines KKW-Unfalls in Leibstadt mussten rund 85 % der Gesamt-
bevolkerung (d. h. rund 140.000 Menschen) des Landkreises Waldshut aus der
Zentral- und Mittelzone evakuiert werden.

Demgegeniiber leben im Landkreis Lorrach Giber 64 % der Bevolkerung in insge-
samt finf Stidten mit mehr als 10.000 Einwohnern. In der Zentral- und Mittelzone
um das KKW Leibstadt leben im Landkreis Lorrach keine Menschen. Der Kanton
Aargau hat knapp 640.000 Einwohner. Die Einwohnerdichte liegt bei 456 Ein-
wohner pro km? Davon leben 22,5 % der Menschen in einer Stadt mit mehr als
10.000 Einwohnern. Uber 42 % der Bevolkerung des Kantons Aargau (d. h. rund
270.000 Menschen) leben in einer Notfallschutzzone. Das Gebiet des Kantons
Basel-Stadt liegt demgegeniiber vollstindig auflerhalb der Notfallzonen 1 und 2

um die KKWs Leibstadt und Beznau. Dort leben insgesamt rund 190.000 Menschen
(vgl. Tabelle 7). Allerdings kommen an Wochentagen ca. 100.000 Pendler hinzu.

12 Anteil der Menschen, die in Stidten mit mehr als 10.000 Einwohnern leben.
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Tabelle 7: Einwohner, Flache und Kennzahlen zur Siedlungsstruktur der betrachteten Regionen®®

Strukturmerkmale Basel-Stadt ~ Aargau Lorrach Waldshut
Einwohner 194.6554 636.3624 221.943°F 164.265F
(2013) (2013) (2013) (2013)
Flache in km? 37,14 1.404% 806,8F 1.131°F
(2004/09) (2004/09) (2013) (2013)
Einwohnerdichte 51174 4564 275F 145°F
(2013) (2013) (2013) (2013)
Anzahl der Gemeinden 3 213¢ 358 32°F
(2014) (2014) (2014)
Einwohner in kleinster Gemeinde 1.183 165°¢ 948 379¢F
(2014) (2014) (2014)
Einwohner in grofter Gemeinde 172.611 20.408 © 48.601°2 22.808 ¢
(2014) (2014) (2014)
Stadte tiber 10.000 Einwohner 2 10°¢ 58 3E
(2014) (2014) (2014)
Stadtische Bevolkerung 100 % 22,5% ¢ 64,3 % 31,5%K
(>10.000 Einw.) (2014) (2014) (2014)
Einwohner in Zone 1 ot 24200 0P 32.300 >M
Einwohner in Zone 2 oL 245.600" 0P 107.000 °
Einwohner in Zone 1 und 2 ot 269.800" 0P 139.300°
Anteil der Einwohner von Zone 1 oP 42,4 %P oP 84,8 %P

und 2 an der Gesamtbevolkerung

Pkw je 1.000 (2013/2014) 356 A(2013) 581A(2013) 562 F(2014) 591 F (2014)

13 Quellen der einzelnen Daten:

Bundesamt fiir Statistik (0.].)

Citypopulation (0.].)

Kanton Aargau (2014)

Kott (2012)

Landratsamt Waldshut (Hrsg.) (2015)

Statistische Amter des Bundes und der Linder (o.].)

berechnet: Summe der Einwohner von Stadten > 10.000 Einwohner dividiert durch die

Einwohnerzahl des Landkreises

Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz (2014), S. 13

M Anzahl der Einwohner der Gemeinden, die zumindest teilweise in der Zentralzone 1 leben.
17.000 Einwohner dieser Gemeinden leben tatsachlich in der Zone 1.

XMmg o w >

=
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4.4.2 Bisherige Evakuierungserfahrungen und -planungen auf regionaler Ebene

Die in Deutschland und der Schweiz nach dem KKW-Unfall in Fukushima auf
bundesstaatlicher Ebene erarbeiteten Rahmenempfehlungen und Konzepte
missen derzeit auf den verschiedenen unteren Ebenen beider Lander umgesetzt
werden. Abgeschlossene, diesen verdnderten Konzepten entsprechende Planungen
liegen bis heute an keiner betrachteten regionalen Stelle vor.

Offene telefonische Interviews (vgl. Kap. 3) verschiedener Zustandigkeitsebenen
beider Lander im Dezember 2015 (vgl. TH K&ln 2016) fiihren im Hinblick auf
bisherige Evakuierungserfahrungen und -planungen insbesondere zu folgenden
Ergebnissen:

- Insgesamt bestehen (aufler im Rahmen von Ubungen) bisher so gut wie keine
Erfahrungen mit Kooperationen bei grenziiberschreitenden Katastrophen.

« Dementsprechend wird bei der grenziiberschreitenden grofiriumigen Evaku-
ierungsplanung ein Ereignis beplant, das in der betrachteten Region noch nie
stattgefunden hat.

« Die alltdgliche Kooperation und Nachbarschaftshilfe funktioniert in den ver-
schiedenen Bereichen (Rettungsdienst, Feuerwehr ...) insbesondere der alltig-
lichen Gefahrenabwehr sehr gut, denn der Alltag in dieser Region ist immer
grenzlbergreifend.

« Im Wesentlichen sind allen Befragten die jeweiligen grenziiberschreitenden
Ansprechpartner bekannt.

« Der detaillierte Aufbau der unterschiedlichen Fithrungsstrukturen ist grenz-
uberschreitend nicht tiberall vollstindig bekannt.

 Eine grenziiberschreitende Abstimmung der Alarmierung/Warnung und Infor-
mation der Bevolkerung ist bisher nicht geregelt.

« Sowohl landesintern als auch grenziiberschreitend existieren mehrere elektro-
nische Lagedarstellungen (ELD). Dartiber hinaus werden Geoinformationssys-
teme (GIS) verwandt, sodass derzeit keine einheitliche, gemeinsame, grenziiber-
schreitende Lagedarstellung existiert.

+ Alle Befragten dufierten mehr oder weniger deutlich den vorherrschenden
Grundsatz, nach Moéglichkeit im eigenen Land zu evakuieren bzw. soweit
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wie moglich auf Maflnahmen der nationalen Katastrophenbewiéltigung
zurlickzugreifen.

Aufgrund der Erfahrungen von Fukushima 2011 und der darauf aufbauenden
Konzepte miissen alle bisher vorhandenen Evakuierungsplanungen umfang-
reich tiberarbeitet werden. Nationale Evakuierungsplanungen sind daher umso
weniger vorhanden, je aufwindiger und konkreter die notwendigen Planungen
sind. Somit lagen bis Ende 2015 keine grenziiberschreitenden Evakuierungs-
planungen in der betrachteten Region vor.

Der bilaterale Daten- und Informationsaustausch im Falle eines KKW-Unfalls
ist durch das Feinkonzept zum Daten- und Informationsaustausch zwischen
Deutschland und der Schweiz der DSK geregelt (vgl. Deutsch-Schweizerische
Kommission 2015; vgl. Kap. 5.2.1).

Im Verlauf des Projektes sind bis zum Juni 2017 punktuell verschiedene weitere
Teilaspekte von Evakuierungsplanungen, insbesondere in der Schweiz, fertig-
gestellt worden. Diese werden in den folgenden Ausfiihrungen, soweit bekannt,
berticksichtigt.



G Menschliches Verhalten in Gefahrensituationen

Grundsitzlich hdngt der Erfolg von Evakuierungsmafinahmen sehr stark von den
Reaktionen der Bevolkerung ab (vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2011[a],
S.10), sodass das menschliche Verhalten - unabhéingig von nationalen Besonder-
heiten - als zentraler Erfolgs- bzw. Misserfolgsfaktor bereits in der Planung von
grenziiberschreitenden groffraumigen Evakuierungsmafinahmen Berticksichti-
gung finden sollte.

Insgesamt wird das Verhalten von Menschen in Krisensituationen - wie beispiels-
weise Evakuierungen - insbesondere durch drei wesentliche Aspekte bestimmt.
Zum einen beeinflusst die wahrgenommene Gefahr, d. h. die Evakuierungsursache
und deren subjektive Bewertung, das Verhalten der Menschen. Zum anderen wird
dieses Verhalten in Krisen durch zahlreiche ,,menschliche Faktoren® geleitet. Dar-
uber hinaus wirkt die ,Umwelt eines Menschen® d. h. alle Faktoren der konkreten
Situation, in der er sich wahrend einer Krise befindet, lenkend auf sein Verhalten
ein (vgl. Kiinzer et al. 2012[b]; Hofinger et al. 2013).

4.5.1 Wahrgenommene Gefahr

Entscheidend fiir das Verhalten von Menschen ist nicht ausschliefilich die objek-
tive Gefahr, die von einer Evakuierungsursache ausgeht, sondern die subjektive
Wahrnehmung jedes Einzelnen sowie seine damit verbundene personliche Risiko-
einschitzung. Bei der subjektiven Gefahrenwahrnehmung und Risikoeinschitzung
spielen insbesondere bereits gemachte Erfahrungen mit der Bewéltigung von
Krisen, den eigenen Fihigkeiten und Chancen etc. sowie das subjektive Wissen
uber die Gefahr eine entscheidende Rolle.

Erfahrungen mit KKW-Unféllen gibt es in Westeuropa bisher nicht. Die grofien
Unfille in Tschernobyl (1986) und Fukushima (2011) haben zwar in weiten Teilen
der Bevolkerung zu einer gewissen Sensibilisierung fiir das mogliche Ausmaf von
KKW-Unfallen gefiihrt, aber trotzdem ist das tatsdchliche Wissen der deutschen
Bevolkerung Giber radioaktiven Gefahrenstoffe, deren Wirkung und maogliche
Verhaltensweisen nicht sehr ausgeprigt. Eine repriasentative Telefonbefragung der
deutschen Bevolkerung zeigte: ,Die Informationslage zu radioaktiven Vorfallen ist
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ausbaufihig und weist auf weit verbreitetes Unwissen hin“ (Kietzmann et al. 2015,
S. 13) (vgl. Abbildung 4).

Subjektive Einschitzung des eigenen Wissens der Bevolkerung iiber ...
(in Prozent)

Verhalten bei einem Hausbrand

40 149 355 30,4 15,2
Brandschutzvorsorge 5y 155 282 324 18,5
Verhalten am Unfallort 3¢ 15, 313 327 17,9
Erste Hilfe 5,4 187 W2 27,7 209
Verhalten bei Unwetter 34 157 284 39,1 16,4
Verhalten bei Stromausfall g5 104 26,5 359 21,0
Radioaktivitat 56,9 23,6 11,9 4,729
kein etwas maRig ziemlich sehr viel

Abbildung 4: Subjektive Einschatzung des eigenen Wissens iiber radioaktive Zwischenfalle
in Prozent. Reprasentative Telefonbefragung der Universitat Greifswald 2015.
(Vgl. Knuth 2015).

Auch die deutsche Strahlenschutzkommission (SSK) geht davon aus, dass die
Grundlagen zur Bewertung der Gefahren, die von radioaktiven Stoffen ausgehen
konnen, kein fester Bestandteil der Allgemeinbildung der deutschen Bevolkerung
darstellen (vgl. Strahlenschutzkommission 2007, S. 2). Das (fehlende) Wissen tiber
eine Gefahr hat jedoch einen wesentlichen Einfluss auf die subjektive Wahrneh-
mung und individuelle Risikoeinschitzung jedes Einzelnen und damit letztlich

auf das Verhalten der Bevolkerung in einer Krisen- bzw. Evakuierungssituation.
Unwissenheit kann zu Unsicherheit fithren und verhaltensbestimmende Zustiande
wie Stress, Angst etc. auslosen. Auf diese Weise kann Unwissenheit Verhaltenswei-
sen in der Bevolkerung auslosen, die einer geordneten Durchfiihrung von Schutz-
mafinahmen wie Evakuierungen im Wege stehen kdnnen. Diese Zusammenhinge
missen in einer erfolgsorientierten Evakuierungsplanung Berticksichtigung finden
und sich beispielsweise in der Planung einer zielfiihrenden Risiko-und Krisenkom-
munikation mit der Offentlichkeit (vgl. Kap. 5.4) niederschlagen.
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4.5.2 Menschliche Faktoren

Dartiiber hinaus bestimmen zahlreiche ,menschliche Faktoren“ (vgl. Abbildung 5)
das Verhalten der Bevolkerung in Evakuierungssituationen. Grundsitzlich ist die
Befriedigung zentraler subjektiver Grundbediirfnisse Ziel eines jeden Verhaltens
und Handelns. Ein solches wesentliches Grundbediirfnis der Menschen ist das
Bediirfnis nach Kontrolle tiber sich selbst und ihre Lebensumwelt.

Verhalten
Handlungen, Automatismen,
Routinen, Bewegungen,
Sprache, Mimik ...

Person Kontext

Personlichkeit* . i
. . Situation
Kenntnisse, Einstellungen, .
v 1. Zeit, Ort, anwesende
Temperament, Fahigkeiten, Peresrin. Gaschiohan
Vorlieben, Gewohnheiten ... ?

I \ Innere Prozesse y I

Wahrnehmung, Denken,
Emotion, Motivation \

Entwicklung
Reifen und Lernen
Erziehung, Erfahrungen,
(genetische) Dispositionen ...

Andere Menschen,
deren Verhalten, Erwartungen,
Position, Rolle ...

Abbildung 5: ,,Menschliche Faktoren“ — Determinanten des menschlichen Verhaltens
(eigene Darstellung)

Gefahrenlagen wie ein KKW-Unfall zeichnen sich unter anderem dadurch aus, dass
alle Betroffenen Entscheidungen unter Stress treffen miissen. Die Tatsache, dass mit
der wahrgenommenen Gefahr bisher praktisch keine Erfahrungen bestehen, fithrt in
der Regel zu Unsicherheit und dem Gefiihl eines daraus resultierenden drohenden
Kontrollverlusts. Aus diesem Grund richten Menschen ihr Verhalten in Gefahren-
lagen in erster Linie darauf aus, die subjektiv empfundene Kontrolle {iber eine Situ-
ation zu behalten bzw. wiederherzustellen. Dieses Bestreben kann - auch in Gefah-
rensituationen - unterschiedlichste Verhaltensauspragungen annehmen (anderen
helfen, weinen, in eine bestimmte Richtung laufen, warten, telefonieren etc.).

Auf diese Weise konnen auch auf den ersten Blick unsinnig erscheinende
Handlungen wie das Filmen eines Brandes aus nichster Nihe erklart werden.
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Tatsachlich behindert und stort dieses Verhalten aber oft die Einsatzmafinahmen
und ist deshalb trotz allem nicht tolerierbar.

Eine zielfiihrende Krisenkommunikation muss diese subjektiven Kontrolliiberzeu-
gungen durch leicht verstiandliche, kompakte, eindeutige, ehrliche etc. Informatio-
nen vermitteln bzw. herstellen, damit Verhaltensanweisungen ziigig und aus eige-
nem Antrieb umgesetzt werden kénnen. Dariiber hinaus sollten den Betroffenen
weitere gezielte (zielgruppenspezifische) Anreize zur Evakuierung gegeben werden,
(vgl. Hofinger 2014 [a]), um die intuitiven Entscheidungen™ grofier Bevolkerungs-
teile in die gewtiinschte Richtung zu lenken (vgl. Hofinger et al. 2013[a]; Hofinger
2014[b]). Im Idealfall entscheiden die Menschen dann nicht mehr ob, sondern auf
welchem Weg sie ein Gebiet verlassen (Hofinger et al. 2013 [b]).

453 Umwelt

Neben der subjektiv wahrgenommenen Gefahr und Risikobewertung haben
aktuelle Gegebenheiten der Umwelt, d. h.,, alle Faktoren der konkreten Situation, in
der sich ein Mensch wihrend einer Krise befindet, einen entscheidenden Einfluss
auf sein Verhalten. Hierzu gehoren Aspekte wie die Tageszeit, der eigene aktuelle
Aufenthaltsort, der Aufenthaltsort von Familienmitgliedern, die Tatsache, ob
Fluchtmoglichkeiten bekannt sind, ob diese als erreichbar eingeschétzt werden, ob
man allein ist etc. All diese Faktoren der Umwelt entscheiden mit dartiiber, ob und
wie schnell einer Evakuierungsaufforderung Folge geleistet wird.

4.5.4 Erkenntnisse zum Verhalten in Evakuierungssituationen

Sozialwissenschaftliche Untersuchungen zum menschlichen Verhalten in Evaku-
ierungssituationen existieren bisher nur vereinzelt. Zwar wurden zahlreiche reale
Evakuierungsereignisse im Hinblick auf deren Ablauf, auftretende Probleme, ben6-
tigte Zeitspannen etc. ausgewertet. Das Hauptaugenmerk dieser Analysen liegt aber
in der Regel auf Fragen der Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualitit.

Neuere Untersuchungen, die sich explizit mit Fragen des menschlichen Verhaltens
in Evakuierungssituationen beschiftigen (vgl. Kowald et al. 2011, 2012[a, b]), fithren
u. a. zu folgenden Thesen:

14  Intuitive Entscheidungen als ,.eine emotionale Zusammenfassung unseres Wissens und unserer
Situationswahrnehmung“ (Hofinger et al. 2013, S. 255).
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»  Kommt die Evakuierungsaufforderung von staatlichen Institutionen/Behor-
den, so hat dies meist eine sofortige selbststindige Evakuierung weiter Bevolke-
rungsteile zur Folge

« Das Verlassen des Gefahrengebietes wird oft mit dem eigenen Pkw realisiert
« Die Bereitschaft an einer Evakuierung teilzunehmen ...

> ... steigt bei lebensbedrohlichen Ursachen

> ... steigt fir Menschen, die nicht allein leben

> ...sinkt fiir alte Menschen

> ... steigt, wenn die Kernfamilie zusammen ist

Sowohl in Deutschland als auch in der Schweiz gehen Schitzungen davon aus, dass
sich zwischen zwei Drittel und drei Viertel der Bevolkerung mit dem eigenen Pkw
selbststindig evakuieren werden (vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2016,
S.13; AG Fukushima 2014, S. 15).

Ist die Kernfamilie im Ereignisfall nicht zusammen, so ist davon auszugehen, dass
sich getrennte Familienmitglieder vor einer Evakuierung zunachst im Evakuie-
rungsgebiet treffen, um dann gemeinsam zu evakuieren. Insofern ist u.a. davon
auszugehen, dass Kinder immer mit mindestens einem Elternteil evakuieren und
getrennte Familien eine erh6hte Vorlaufzeit benétigen (vgl. Kap. 4.7). Zudem wer-
den Pendler, die ihre Familien treffen bzw. abholen wollen, eine Gegenbewegung in
Richtung Evakuierungsgebiet hervorrufen.

In Bezug auf grenziiberschreitende Evakuierungen erscheinen diese Aspekte
menschlichen Verhaltens besonders relevant, da in Grenzregionen davon auszu-
gehen ist, dass auch ohne 6ffentliche Aufforderung viele Menschen die Grenze
passieren werden, um in ihr Heimatland zu kommen (Pendler, Touristen etc.) bzw.,
um in das Nachbarland zu evakuieren.

Evakuieren Menschen selbststindig mit dem eigenen Pkw, so fiihrt dies hochst-
wahrscheinlich dazu, dass ...

+ ...die meisten auf private Unterkiinfte aufierhalb der Gefahrenzone
zurlickgreifen
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+ ...beifreier Zielauswahl ein moglichst grof3er Sicherheitsabstand zum KKW
gesucht wird

Beides kann zu einer selbststindigen grenziiberschreitenden Evakuierung fithren
(vgl. Kowald et al. 2011, 2012][a, b]).

Unabhingig von diesen Bestrebungen ist davon auszugehen (vgl. ebenda), dass ...
+ ...panisch reagierende Personen kein Massenphdnomen darstellen

« ...professionelle Einsatzkrafte und Mitarbeiter kritischer Infrastrukturen zuver-
lassig sind, wenn ihre Familien versorgt sind

« ... freiwillige Einsatzkrifte erst selbst ihre Familien versorgen

Sozialwissenschaftliche Erkenntnisse zur Informationsverarbeitung, zur Stressent-
stehung und -bewiltigung oder auch zum Verhalten von Gruppen etc. sollten in
erfolgsorientierte Evakuierungsplanungen einbezogen werden.

Verhalten von Evakuierungswilligen

« (Un-)Wissen iiber eine Gefahr kann zu Unsicherheit und damit verbun-
denen Verhaltensweisen fithren, die einer geordneten Durchfiihrung von
Schutzmafinahmen im Wege stehen kénnen

« In Deutschland herrscht weit verbreitete Unwissenheit tiber radiologische
Gefahren

+  Menschen brauchen subjektive Kontrolliiberzeugungen in einer Gefahren-
situation, um in gewiinschter Weise zu handeln und bspw. Evakuierungs-
aufforderungen ziigig zu befolgen

+ Die konkrete Situation, in der sich Menschen befinden, beeinflusst direkt
ihr Verhalten

+ Sind Kernfamilien im Ereignisfall getrennt, so werden sie sich zu Hause
treffen wollen, um danach gemeinsam zu evakuieren

+ Dies kann Gegenbewegungen zur allgemeinen Evakuierungsrichtung auf
den Straen auslosen, die in Planungen berticksichtigt werden miissen
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« Mindestens zwei Drittel der Bevolkerung werden sich selbststindig mit
dem eigenen Pkw evakuieren

Schlussfolgerungen

+ Risikokommunikation zu radiologischen Gefahren im Vorfeld von Ereig-
nissen ist unverzichtbar

+ Die Krisenkommunikation im Ereignisfall muss die subjektiven Kontroll-
iberzeugungen der Menschen stirken bzw. wiederherstellen

« Dartiber hinaus sollten Evakuierungsplanungen ...

> ... (intuitive) Entscheidungen und Verhaltensweisen in eine gewiinschte
Richtung lenken

> ... selbststindige Evakuierungen mit dem Pkw unterstiitzen/lenken,
damit moglich viele Menschen moglichst schnell ein Evakuierungsge-
biet verlassen kénnen

> ... grenziiberschreitende Pendlerbewegungen ermoglichen

> ...erforderliche Zeitreserven zur Vorbereitung von Familien etc., die
selbststdndig evakuieren wollen, berticksichtigen



Zeitpunkt eines Ereignisses als Einflussfaktor der
Evakuierungsdauer

Der Zeitpunkt, zu dem sich ein KKW-Unfall ereignet, hat einen erheblichen Einfluss
darauf, wo sich die Einwohner der gefihrdeten Zonen befinden. Tagsiiber beispiels-
weise befinden sich viele Einwohner nicht zuhause, sondern an ihrem Arbeitsplatz,
in der Schule oder im Kindergarten. Dies hat nach bisherigen internationalen
Beobachtungen einen erheblichen Einfluss auf die Dauer von Evakuierungen. Wenn
sich Familien beispielsweise tagsiiber erst zuhause treffen, um dann gemeinsam zu
evakuieren (vgl. u. a. Kowald et al. 2011, 2012[a, b]), hat dies entscheidende Auswir-
kungen auf entstehende Verkehrsstrome, Vorlaufzeiten etc. (vgl. Kap. 4.5).

Tabelle 8: Schatzung von Menschen in besonderen Einrichtungen innerhalb der Evakuierungszonen
aufgrund von Plausibilititsannahmen® (Kindergarten, Schulen, Krankenh&user, Reha-/Pflegeeinrichtungen)

Besondere Einrichtungen Aargau Lorrach Waldshut
Anzahl der Menschen

Tagstiber in besonderen Einrichtungen in Zone 1 u. 2 36.523! 0 20.131M

Nachts in besonderen Einrichtungen in Zone 1 u. 2 3.847! 0 3:371M

15  Plausibilititsannahme: Unterstellt man, dass die Anzahl und Gréfie von besonderen Einrichtun-
gen im Wesentlichen der Bevolkerungsstruktur einer Region entsprechen, so lasst sich daraus als
ersten Anhaltspunkt grob schitzen, wie viele Menschen in den betrachteten besonderen Einrich-
tungen aus den Zonen 1 und 2 im Kanton Aargau evakuiert werden miissten. Bei diesen Zahlen
handelt es sich um keine vollstindigen Erhebungen von Personen in besonderen Einrichtungen.
Neben den genannten miissen in einer Evakuierungsplanung dariiber hinaus die Menschen in
Justizvollzugsanstalten, Seniorenheimen, Wohn- und Arbeitseinrichtungen fiir Menschen mit
Behinderung etc. erfasst und beplant werden.

I Berechnet: Gesamtzahl der Personen in den betrachteten besonderen Einrichtungen im
gesamten Kanton Aargau n = 86.139 (vgl. Kanton Aargau 2014) multipliziert mit dem Bevolke-
rungsanteil in Zone 1 und 2 von 42,4 % (vgl. Tabelle 7).

M Berechnet: Gesamtzahl der Personen in den betrachteten besonderen Einrichtungen im
gesamten Landkreis Waldshut (= 23.740; vgl. Statistische Amter des Bundes und der Linder o0.].)
multipliziert mit dem Bevoélkerungsanteil in Zone 1 und 2 von 84,8 % (vgl. Tabelle 7).
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Tabelle 8 verdeutlicht dartiber hinaus den starken Einfluss der Tages-/Nachtzeit
auf o6ffentliche Evakuierungen: Wahrend sich beispielsweise tagsiiber im Kanton
Aargau rund 36.000 Personen in einem Kindergarten, einer Schule, einem Kran-
kenhaus oder einer Reha-/Pflegeeinrichtung befinden, trifft dies in der Nacht nur
fiir rund 4.000 Personen zu.

Insgesamt geht die Schweiz dementsprechend davon aus, dass eine grofiraumige
Evakuierung tagsiiber wesentlich linger dauert als Evakuierungen, die in der Nacht
angeordnet werden. ,,Grob lésst sich ein Faktor von 1,5 bis 2 angeben“ (Bundesamt
fur Bevolkerungsschutz 2016, S. 15).



BBK-Modell zur Schitzung von Evakuierungszeiten

Die Zeit, die fiir eine Evakuierung benétigt wird, ist, neben der verbleibenden Zeit
bis zum prognostizierten Austritt radioaktiver Stoffe, ein wesentliches Entschei-
dungskriterium zur Beantwortung der Frage, ob eine vorsorgliche Evakuierung
erfolgreich durchzufiihren ist und dementsprechend eingeleitet wird. Verschie-
dene Verkehrssimulationen (vgl. u. a. Kolen 2013) bieten die Moglichkeit, diese Zeit
zu berechnen. Diese Simulationen haben aber u. a. den Nachteil, dass sie beson-
deres Fachwissen, eine hohe Detailgenauigkeit der Inputdaten und eine relativ
lange Berechnungszeit benétigen. Insofern sind Simulationen insbesondere fir die
Planung im Vorfeld hilfreich.

Aufgrund dieser Nachteile und den in diesem Bereich begrenzten Ressourcen

des Zivil- und Katastrophenschutzes wiren einfachere Methoden wiinschens-
wert. Vor diesem Hintergrund hat das Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und
Katastrophenhilfe (BBK) eine Methode zur Schitzung von Evakuierungszeiten fiir
verschiedene Regionen entwickelt. Diese Schitzmethode erlaubt eine schnelle und
einfache Schitzung der benétigten Zeit fiir eine grofiraumige Evakuierung und
eignet sich gut im Ereignisfall als Entscheidungsunterstiitzungsinstrument.

Die Schitzmethode des BBK nutzt ein Regressionsmodell auf Basis von Simu-
lationsergebnissen der agentenbasierten Mobilitatssimulation MATSim (Mul-
ti-Agent-Transport-Simulation) und ist auch ohne Computerunterstiitzung nutz-
bar. Auf der Grundlage zweier Modelle fiir ,,Stadte in hoch verdichteten Riumen*
sowie ,Stidte in gering bis miflig verdichteten Riumen und Landkreisen® lasst
sich die Mindestdauer einer groffrdumigen Evakuierung fir eine zuvor definierte
Region berechnen.

Hinterlegt man die jeweils entsprechende Formel in einer Excel-Datei, so lasst
sich durch das Eintragen einiger weniger Zahlen eine Art ,,geschitzte Basiszeit” fiir
die Mindestdauer einer Evakuierung des definierten Gebietes berechnen. Fiir die
Berechnung werden lediglich vier Kennzahlen benétigt: Bevolkerung/Anzahl der
Pkw, Siedlungsfliche, Gesamtfliche des Evakuierungsgebietes und die Summe der
Ausfallstrafien. Das Ergebnis der Berechnung beschreibt die mindestens benotigte
Zeit, in der alle berticksichtigten Pkw ein zu evakuierendes Gebiet verlassen kon-
nen, wenn sich diese ohne weitere Verzogerung in Bewegung setzen.
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Dabei werden vereinfachende Annahmen unterstellt: So geht das Modell beispiels-
weise davon aus, dass keinerlei Unfille passieren, die Menschen sofort losfahren,
keine Menschen in die zu evakuierende Zone hineinfahren (wie etwa Durch-
gangsverkehr) oder es keine besonderen Einrichtungen (z. B. Krankenhiuser) gibt.
Insofern beschreibt die ,,geschitzte Basiszeit“ den Idealfall einer Mindestzeit (reine
Fahrtzeit) zur selbststindigen Evakuierung der Bevolkerung in Pkw ohne jegliche
Verzogerung oder Probleme.

Weil zu der Evakuierungszeit nicht nur die reine Fahrtzeit zdhlt, die die eva-
kuierenden Pkw benotigen, um das Evakuierungsgebiet zu verlassen, muss die
~geschitzte Basiszeit” in einem weiteren Schritt um drei Determinanten als Zeitre-
serven erganzt werden. Diese Zeitreserven miissen durch die zustdndigen Behor-
den ermittelt, beurteilt und zu der errechneten ,geschitzten Basiszeit” hinzuad-
diert werden. Dabei handelt es sich zum einen um zu treffende Vorbereitungen von
Familien sowie die Frage, ob diese sich im Ereignisfall bereits zusammen zuhause
aufhalten oder nicht. Zum anderen hat die Tatsache, wie schnell und qualifiziert die
Bevolkerung gewarnt und informiert werden kann, einen erheblichen Einfluss auf
die insgesamt benotigte Zeit. Darliber hinaus muss eine Zeitreserve als Sicherheits-
puffer (z. B. wegen Unfillen, Pannen etc.) berticksichtigt werden, die von der Dauer
der ,geschitzten Basiszeit” einer Evakuierung abhingt. Je langer die Dauer der
geschitzten Evakuierung, desto langer muss die zusitzliche Zeitreserve bemessen
werden. Die genannten drei Faktoren miissen neben der ,geschitzten Basiszeit als
Zeitreserven bei der Schitzung der Gesamtdauer einer Evakuierung berticksichtigt
werden.

Trotz dieser vereinfachenden Annahmen kann das vorliegende Modell hilfreich
sein, um zu priifen, ob die geschitzte Evakuierungszeit unter Idealbedingungen
kleiner ist als die geschitzte zur Verfiigung stehende Vorlaufzeit. Das Ergebnis
dieser Priifung kann dann fir die Entscheidungsfindung tiber eine vorsorgliche
Evakuierung herangezogen werden.



Hintergrundinformationen

Schitzung von Evakuierungszeiten
- Das BBK-Modell beschreibt den Idealfall einer Mindestzeit

+  Zur Schitzung der Mindestzeit einer Evakuierung sind im Wesentlichen
folgende Angaben erforderlich

> die Anzahl der Einwohner bzw. Pkw

die Grofde des zu evakuierenden Gebietes

\Y%

> die zur Verfiigung stehen Ausfallstraflen bzw. -spuren

\Y%

die geschitzte Qualitit der Warnsysteme

\Y%

die geschétzten Vorbereitungszeiten der Bevolkerung
> ein genereller erfahrungsbasierter Zeitpuffer
+ Kann bereits im Vorfeld berechnet werden

« Dient einer ersten Abschitzung, ob ,,geschitzte Evakuierungszeit” <
~geschitzte Vorlaufzeit”

- 71
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Relevante Bereiche
grenziiberschreitender
Evakuierungsplanungen




In der Rahmenempfehlung der AG Fukushima (2014) und dem Notfallschutzkon-
zept (2015) werden verschiedene Planungsbereiche einer grofirdumigen Evakuie-
rung bei einem KKW-Unfall eingehend beschrieben. Fiir das vorliegende Projekt
sind jedoch nicht alle dort genannten nationalen Planungsbereiche gleichermafien
grenziiberschreitend relevant. Vielmehr lassen sich neben allgemeinen Erfolgs-
faktoren einer binationalen Kooperation insbesondere drei Schwerpunktbereiche
einer grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung identifizieren.

+ Interinstitutionelle Kommunikation
+ Mobilitditsmanagement
« Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung

Die grenziiberschreitende interinstitutionelle Kommunikation von Behorden
und Institutionen untereinander stellt eine unverzichtbare Grundvoraussetzung
fir jegliche inhaltliche Evakuierungsplanung und -kooperation im Notfall dar.
Dies gilt insbesondere fiir die grenziiberschreitend relevanten Planungsbereiche
des Mobilitditsmanagements und der Alarmierung/Warnung und Information

der Bevolkerung. So sollte zum Schutz der Bevolkerung sichergestellt werden,
dass Fluchtwege im Fall eines KKW-Unfalls nicht an nationalen Grenzen enden
oder dort gar entgegensetzte Verkehrsstrome aufeinanderprallen. Ebenso sind
Informationen, Gertichte, Meldungen etc. im 21. Jahrhundert nicht mehr an staat-
liche Grenzen gebunden, sondern verbreiten sich in Windeseile weltweit. Diesem
Umstand Rechnung tragend, miissen staatliche Informationen an die Bevolkerung
grenziiberschreitend harmonisiert und abgestimmt werden, um von der Bevolke-
rung als glaubwiirdig wahrgenommen und befolgt zu werden. Dies alles erfordert
eine reibungslose, im Vorfeld etablierte grenziiberschreitende, interinstitutionelle
Kommunikation beider Lander.

Allgemeine Erfolgsfaktoren einer grenziiberschreitenden Kooperation sowie die
genannten drei Planungsbereiche werden im weiteren Verlauf intensivim Hinblick
auf grenziiberschreitende Schnittstellen, Gemeinsamkeiten, Defizite etc. analysiert
und unter Beteiligung zahlreicher Experten beider Lander fiir die Beispielregion
konkretisiert (vgl. Kap. 4.7).
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Dartiiber hinaus erscheinen fiir grenziiberschreitende Evakuierungsplanungen
weitere Einzelaspekte der Planungsbereiche relevant (vgl. Kap. 5.5):

« Evakuierungsgebiet

+ Sicherheit und Ordnung

 Kritische Infrastrukturen

- Sammelstellen und Aufnahmegebiete

« Personenregistrierung und -suche



Allgemeine Erfolgsfaktoren einer grenziiberschreitenden
Kooperation

Werden Deutschland und die Schweiz als Organisationen betrachtet, die im
Rahmen von grenziiberschreitenden Evakuierungsplanungen und deren Durch-
fihrung im Ereignisfall miteinander kooperieren, so konnen Erkenntnisse der
interorganisationalen Zusammenarbeit hilfreich in die weiteren Analysen ein-
bezogen werden. Grundsitzlich beschreibt der Begriff der interorganisationalen
Zusammenarbeit einen Prozess, in dem ,,Organisationen, die je eigene Aufgaben,
Strukturen und Rahmenbedingungen haben, eine Aufgabe gemeinsam bewaltigen*
(Hofinger 2009).

Da bei einer grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung und -durchfithrung die
Menschen verschiedener Organisationen bzw. Linder zusammenarbeiten, sind an
dieser Stelle insbesondere Mechanismen einer effektiven Gruppen- bzw. Team-
arbeit von entscheidender Bedeutung, denn gerade im Bereich der Krisenabwehr
handelt es sich bei Krisenstiben etc. zumeist um Ad-hoc-Teams, welche sich kaum
oder gar nicht kennen und sich kurz nach getaner Arbeit wieder auflésen. In dieser
Konstellation haben die Bereitschaft und das Verhalten der Teammitglieder einen
entscheidenden Einfluss darauf, wie erfolgreich ein angestrebtes Ziel erreicht
werden kann.

Fir eine grenziiberschreitende Evakuierungsplanung und -durchfithrung im
Ereignisfall erscheinen verschiedene Erfolgsfaktoren einer grenziiberschreitenden

Kooperation von zentraler Bedeutung. Insbesondere (vgl. Hofinger 2009) ...

+ ...sollte grundsatzlich eine Bereitschaft zur grenziiberschreitenden Koopera-
tion, besonders auf den Fiihrungsebenen, bestehen

« ...sollten gemeinsame Ziele verfolgt und Priorititen formuliert sein

« ...sollte ein hinreichendes Wissen tiber das Nachbarland bei allen Akteuren
vorhanden sein

+ ...sollte das bewusste Teilen von Ressourcen angestrebt werden
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Im Einzelnen stellen sich diese Erfolgsfaktoren im Bereich einer grenziiberschrei-
tenden Evakuierungsplanung und Kooperation zwischen Deutschland und der
Schweiz im Ereignisfall wie folgt dar.

5.1.1 Bereitschaft zur grenziiberschreitenden Kooperation

Prinzipiell stellt das Commitment der Fiithrungsebenen eine Grundvorausset-
zung erfolgreicher binationaler Kooperationen bis in die Teams vor Ort dar. Diese
Bereitschaft zur grenziiberschreitenden Kooperation zwischen Deutschland und
der Schweiz manifestiert sich in vielfiltiger Weise und kann als allgemein etabliert
betrachtet werden.”® Die Einrichtung der DSK und der ORK als feste Gremien des
grenziiberschreitenden Austausches mit ihren vielféltig praktisch umgesetzten
Ergebnissen sind hier nur die prominentesten Beispiele. Die bereits erwdhnte
gegenseitige Beteiligung an der Entwicklung nationaler Empfehlungen und
Konzepte sind ebenso Zeugnis dieses Kooperationswillens wie der grenziiber-
schreitende Austausch von Funkgeriten zur Gewéhrleistung der Verstdndigung,
die Erstalarmierung von Einsatzkriften des Nachbarlandes bei Notfallereignissen,
einzelne grenziiberschreitende finanzielle Beteiligungen'” oder auch die aktive
Unterstiitzung des Projektes ECHD durch beide Lander.

Die Bereitschaft zur grenziiberschreitenden Kooperation

ist zwischen Deutschland und der Schweiz gegeben und manifestiert sich in
der Beispielregion in vielfiltiger Weise

5.1.2 Gemeinsame Ziele und Priorititen

Die Vereinbarung gemeinsamer Ziele und Priorititen ist ein weiterer Erfolgsfaktor
einer binational erfolgreichen Kooperation. Derartige gemeinsame Ziele und Prio-
ritdten sind auch im Bereich der grenziiberschreitenden groffriumigen Evakuie-
rungsplanung unverzichtbar und miissen allen Akteuren bekannt sein, damit sie
das Handeln jedes Einzelnen leiten konnen (in Anlehnung an Hofinger 2009).

16  Eventuell vorhandene gegensatzliche Einzelbeispiele erscheinen an dieser Stelle vernachlassigbar.

17  Inden telefonischen Experteninterviews genannte Beispiele.
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Ganz grundsatzlich basieren die Gesellschaftssysteme Deutschlands und der
Schweiz auf gleichen, hochstens in Nuancen abweichenden Wertesystemen. In

der Bewiltigung eines KKW-Unfalls schlédgt sich dies u. a. in identischen obersten
Pramissen jeglichen staatlichen Handelns nieder: ,,Der Personenschutz hat Vorrang
vor allen anderen Notfallschutzmassnahmen® (Bundesamt fiir Bevélkerungsschutz
2015[b], S. 19).,,Die Rettung von Menschenleben hat Vorrang vor dem Schutz von
Gebiuden, anderen Sachwerten und von Tieren“ (AG Fukushima 2014, S. 6). Diesen
Pramissen werden in beiden Landern alle weiteren Richtlinien und Ausgestaltun-
gen untergeordnet.

Dartiber hinaus finden sich, entsprechend den allgemeinen europiischen Wert-
vorstellungen und der gegenseitigen Beteiligung an der Erarbeitung des schweize-
rischen Notfallschutzkonzepts und der deutschen Rahmenempfehlung, in beiden
Konzepten zahlreiche grundlegende Ubereinstimmungen der Richtlinien/Emp-
fehlungen (vgl. Kap. 4.1).

Neben den Konzepten und Herangehensweisen stimmen auch die Sichtweisen und
Einschitzungen der Beteiligten in vielen wesentlichen Aspekten tiberein. So gehen
beispielsweise alle befragten Experten der Telefoninterviews (vgl. Kap. 4.4.2) davon
aus, dass die meisten Biirger bei einem KKW-Unfall innerhalb des eigenen Landes
eine Unterkunft suchen wiirden."®

Ebenso sind sich die Experten beider Lander einig in der Auffassung, dass bei
einem KKW-Unfall moglichst viele gewohnte Alltagsroutinen und -routen in
Evakuierungsplanungen einbezogen werden sollen (vgl. TH Koln 2017[d]). Dem-
entsprechend soll beispielsweise die Sperrung von Straflen oder Grenziibergédngen
nach Moglichkeit auch im Ereignisfall vermieden werden (vgl. Kap. 5.3.4).

Neben diesen grundlegenden Gemeinsamkeiten gibt es aber auch gravierende
Unterschiede zwischen Deutschland und der Schweiz in der Priorisierung ver-
schiedener Schutzmaffnahmen. So ist beispielsweise das Abtauchen der Bevol-
kerung in vorhandene Schutzridume bei einem KKW-Unfall die bevorzugte
Schutzmafinahme in der Schweiz. Entsprechend vorhandene Schutzriume im
ganzen Land machen dies moglich. Hier stellt eine vorsorgliche Evakuierung der
Bevolkerung nur eine mogliche Alternative unter bestimmten Voraussetzungen
dar (vgl. Kap. 4.1.1). In Deutschland gibt es demgegentiber aufgrund mangelnder

18 Dementsprechend plant der Kanton Aargau nicht, Menschen von Sammelstellen im Kanton
grenziiberschreitend nach Deutschland zu evakuieren. Die Achsen sind dafiir zu eng (vgl. TH Kéln
2017[c]).



Relevante Bereiche grenziiberschreitender Evakuierungsplanungen - 79

Schutzriaume fiir die Bevolkerung keine derart eindeutige Priorisierung von
Schutzmafinahmen. Lageabhingig kdme die Schutzmafinahme , Aufenthalt in
Gebiuden“in Frage.

Letztlich ist die Wahl der Schutzmaffnahme in beiden Lindern vom prognosti-
zierten Ausmaf} der radioaktiven Strahlungen sowie dem vorhersehbaren Zeit-
punkt und der Dauer des Austritts abhingig, doch die zur Verfiigung stehenden
Bewiltigungsstrategien unterscheiden sich z. T. erheblich. Um die Bevolkerung
der Grenzregion im Ereignisfall nicht zusitzlich durch unterschiedliche oder gar
diametral gegensitzliche Anordnungen (z. B. bleiben vs. fliehen) zu verunsichern
und zu belasten, wiren an dieser Stelle gemeinsame einheitliche Entscheidungen
wiinschenswert.

Ungelost ist bisher auch der Umgang mit unterschiedlichen Eingreifrichtwerten
bspw. zur Verdffentlichung von Verhaltensanweisungen bzw. -empfehlungen.
Diese miissten im Vorfeld abgestimmt werden, um neben den Warninhalten insbe-
sondere auch die Warnzeitpunkte grenziiberschreitend abstimmen und tatsédchlich
harmonisieren zu kénnen. Bisher muss, so die Aussagen der Workshopteilnehmer,
bei kurzfristigen Entscheidungen eher reflexartig gehandelt werden. Dabei werden
die allgemeinen grenziiberschreitenden Planungen und groffen gemeinsamen
Ziele soweit wie moglich jeweils national berticksichtigt (vgl. TH Koéln 2017[c]).

Gemeinsame Entscheidungsfindungen im Ereignisfall sind bisher sehr schwierig,
da sie in die Souverinitit der einzelnen Staaten eingreifen kénnen und hierzu der-
zeit keine Rechtssicherheit besteht (vgl. Kap. 5.2.4).

Gemeinsame Ziele und Priorititen

- existieren bereits in vielen Bereichen der Evakuierungsplanung

- gravierende Unterschiede bestehen u. a. bei Eingreifrichtwerten und prafe-
rierten Schutzmafnahmen
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Schlussfolgerung

Bestehende Unterschiede wie etwa in der Wahl der geeigneten Schutzmaf3-
nahme ,grofdrdumige Evakuierung*“ versus ,Aufenthalt in Gebduden“ und
unterschiedliche Eingreifrichtwerte miissen im Voraus auf politischer Ebene
harmonisiert werden

5.1.3 Wissen liber das Nachbarland und bereits getroffene Vereinbarungen

Die Strukturen des Bevolkerungsschutzes in Deutschland und der Schweiz spielen
eine wichtige Rolle fiir das Gelingen von Kooperationen. Grundsétzlich ist die
Kooperation verschiedener Lander einfacher, wenn alle Beteiligten die Kultur und
die Arbeitsweise des anderen Landes in groben Ziigen kennen. Fehlt derartiges
fundiertes Wissen tibereinander, so konnen die Erwartungen aneinander von
subjektiven Vorurteilen und anekdotischen Erfahrungen geleitet werden und eine
zielgerichtete Kooperation beeintriachtigen. Um dies zu verhindern, miissen die
Organisationsstrukturen der Beteiligten transparent und allen Kooperationspart-
nern bekannt sein (in Anlehnung an Hofinger 2009).

In diesem Sinne wurden sowohl im Rahmen der Deutsch-Schweizerischen Kom-
mission als auch der Oberrheinkonferenz Kontaktlisten der jeweils beteiligten
Akteure und zum Teil auch Organigramme der involvierten Strukturen erstellt. Die
Liste der Kontakte und Zugangsdaten der DSK wird gemeinsam von der NAZ und
dem RP Freiburg erstellt und mindestens jahrlich aktualisiert. Die Liste enthalt:

Ubersicht tiber zustindige Behdérden sowie weitere Informationsquellen

« Namensliste der Ansprechpartner in den zustdndigen und beteiligten Stellen
« Telefon- und Faxnummern, E-Mail-Adressen etc.

+  URLs und Zugangsinformationen

Diese Kontaktlisten werden nach Anderungen allen beteiligten Behérden zuge-
leitet und das Kontaktverzeichnis der DSK wird tiber einen passwortgesicherten
Info-Server fiir DSK-Mitglieder zur Verfiigung gestellt. Fir den betrachteten Fall
der grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung miissen diese bestehenden
Kontaktverzeichnisse und schematischen Darstellungen um weitere spezifische
Akteure und Strukturen einer grenziiberschreitenden grofiriumigen Evakuierung
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ergianzt werden. Beispiele hierfiir wiaren u. a. der Zoll oder bestimmte ortliche
Polizeidienststellen zur grenziiberschreitend einheitlichen Verkehrslenkung.

Dartiiber hinaus wurden nach Angaben der Workshopteilnehmer alle sonstigen
vorliegenden Planungen zwischen Deutschland und der Schweiz bereits grenz-
tberschreitend ausgetauscht.

Auf die offene Frage ,Welche Daten sollten grenziiberschreitend ausgetauscht wer-
den, um die jeweiligen Planungsgrundlagen zu optimieren?“ wurden mit Abstand
am haufigsten die Ansprechpartner im Nachbarland genannt. Danach erscheinen
insbesondere die Evakuierungs- und Katastropheneinsatzpldne, insbesondere auch
zur Verkehrslenkung und Warnung, sowie allgemeine Strukturdaten von beson-
derem Interesse. Ein befragter Experte ist der Auffassung, dass nicht der Austausch
von vorhandenen Planungen und Daten, sondern allein eine gemeinsame Evakuie-
rungsplanung zielfithrend ist (vgl. Tabelle 9).

Tabelle 9: Meistgenannte Antworten der fir die interinstitutionelle Kommunikation
Zustandigen (N = 19) - zusammengefasst in Kategorien - auf die offene Frage, welche Daten zur
Optimierung von Planungsgrundlagen grenziiberschreitend ausgetauscht werden sollten

Welche Daten sollten grenziiberschreitend ausgetauscht werden, Anzahl der Nennungen
um die jeweiligen Planungsgrundlagen zu optimieren?

Ansprechpartner (Zustindigkeiten, Fihigkeiten etc. der Fiihrungsstrukturen, 7
Verbindungspersonen etc.)

Evakuierungs-/Katastropheneinsatzpldne 4
Verkehrslenkung und Warnung 3
Strukturdaten (Bevolkerung, Sammelstellen etc.) 3
Aktuelle Lagedaten (Quellterm, Wettersituation, geplante MaRnahmen etc.) 3
Checklisten, Organigramme etc. 2
Aufnahmekapazititen 1
Kein Austausch, sondern gemeinsame Planung 1
Keine Angaben 4

Des Weiteren ergaben die durchgefithrten Experteninterviews und -workshops,
dass viele Akteure - insbesondere der Leitungsebenen beider Lander - sich bereits
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personlich kennen. Gleichzeitig zeigte sich aber auch, dass vor allem den Akteuren
unterer Verwaltungsebenen nicht immer ihr Pendant im anderen Land bekannt ist.

Grundsitzlich vertreten die meisten Experten der Workshops die Meinung, dass
sowohl national als auch international nicht alle Stellen an allen Planungen
beteiligt sein miissen. Vielmehr sollten sich die unterschiedlichen Stellen auf ihre
jeweiligen Aufgaben konzentrieren und diese erledigen. Die Arbeitsteilungen des
Bevolkerungsschutzes sind sehr spezialisiert. Dabei ist es nicht notwendig, dass
jeder alle Planungen kennt (vgl. TH Ko6ln 2017(c]).

Trotz des hiufig vorgebrachten Einwandes, dass nicht alle Akteure alles wissen
missen, erscheint es hilfreich, allen Beteiligten im Vorfeld eines Ereignisses die
vorhandenen Grundstrukturen der grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung
und Kommunikation im Ereignisfall darzulegen, damit diese das Handeln jedes
Einzelnen in einer Grof3schadenslage tatsachlich leiten kénnen. Bisherige grenz-
iiberschreitende Ubungen zeigten an dieser Stelle deutliche Defizite, da es vielen
Akteuren an einem grundlegenden Wissen/Verstindnis der Fithrungsstrukturen,
Fahigkeiten, Verfahren etc. des Nachbarlandes mangelte (vgl. Kap. 5.1.6).

Dazu gehort auch ein allgemeines Verstiandnis der verschiedenen Rollen der invol-
vierten Akteure, denn ohne klar definierte Aufgabenverteilungen, Zustindigkeiten
und Verantwortlichkeiten (Wer macht was? Wer entscheidet? Wer ordnet an? Wer
tragt die juristische/wirtschaftliche Verantwortung? Etc.) ist eine erfolgreiche
grenzliberschreitende Kooperation nicht mdéglich. Diese Rollen miissen vor dem
Eintritt eines Ereignisfalls erarbeitet werden und allen Beteiligten préasent sein, um
im Krisenfall ad hoc aktiviert werden zu kénnen (vgl. Hofinger 2009). Dies erfor-
dert, neben der reinen Beschreibung einzelner Rollen, vor allem eine stetige Pflege
und Aktualisierung der Kontaktdaten, damit die Ansprechpartner auf der anderen
Seite der Grenze im Ereignisfall auch tatsdchlich noch zustidndig und erreichbar
sind bzw. informiert werden konnen.

Dartiber hinaus erscheint es sinnvoll, grenziiberschreitende Kontakte auch auf
unteren Verwaltungsebenen zu férdern, damit méglichst viele Akteure ihr Pendant
im Nachbarland sowie dessen Aufgaben, Zustiandigkeiten, Fahigkeiten etc. besser
kennenlernen kénnen, um damit das von praktisch allen Experten als wesent-

lich bewertete Prinzip ,In Krisen K&pfe kennen® zu realisieren. Hier zeigte sich in
vorangegangenen gemeinsamen Ubungen, dass dieses hiufig nicht gegeben war
(vgl. Kap. 5.1.6).
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Wissen iiber das Nachbarland und bereits getroffene Vereinbarungen

« Kooperationen verschiedener Lander gestalten sich einfacher, wenn die
Organisationsstrukturen und Arbeitsweisen des anderen Landes bekannt
sind

+ Dabei sind Kontaktverzeichnisse von besonderem Interesse

+ Nicht jeder Akteur muss tber alle Planungen génzlich informiert sein, da
die Arbeitsteilungen im Bevolkerungsschutz sehr spezialisiert sind

Schlussfolgerungen

« Allen beteiligten Akteuren sollten im Vorfeld zu moglichen Ereignissen die
wesentlichen Strukturen der Gefahrenabwehr des Nachbarlandes sowie die
Rollen der verschiedenen involvierten Akteure vermittelt werden, damit
diese das Handeln jedes Einzelnen leiten konnen

+ Bisher nicht bestehende grenziiberschreitende Kontakte sollten grenziiber-
schreitend gefordert werden, um ,,in Krisen Képfe zu kennen®

+ Bestehende Kontaktverzeichnisse und schematische Darstellungen der DSK
sollten um weitere spezifische Akteure und Strukturen einer grenziiber-
schreitenden grofiriumigen Evakuierung wie z. B. den Zoll ergdnzt werden

5.1.4 Bewusstes Teilen von Ressourcen

Nur wenn die Entscheidung, Ressourcen zu teilen, bewusst getroffen und von allen
Mitwirkenden akzeptiert wird, kann interorganisationale und damit auch binatio-
nale Kooperation erfolgreich gestaltet werden (vgl. Hofinger 2009). Die zur Verfa-
gung gestellte Lagedarstellung der NAZ - in die auch Informationen aus Deutsch-
land eingepflegt werden - kénnen fiir dieses Bestreben ebenso herangezogen
werden wie die Installation des vom BBK entwickelten und in Baden-Wiirttemberg
eingesetzten Modularen Warnsystems (MoWasS) in der NAZ.
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Tabelle 10: Meistgenannte Antworten der fir die interinstitutionelle Kommunikation
Zustandigen (N = 19) - zusammengefasst in Kategorien - auf die offene Frage,
wie der wirkungsvollste Ressourceneinsatz gewdhrleistet werden kann

Wie kann der wirkungsvollste Einsatz der Ressourcen auf beiden Seiten Anzahl der Nennungen
der Grenze gewihrleistet werden?

Grenzibergreifende(r) Abstimmung/Austausch von Planungsunterlagen 9
Ubung 4
Direkte, frithzeitige Kommunikation 4
Feststehende Ansprechpartner, ,,In Krisen Képfe kennen“ (KKK), 4
regelmafiger Austausch

Enge kooperative Zusammenarbeit und Abstimmung 2
Keine Angaben 2

Als zielfiihrendes Mittel zur Sicherstellung des wirkungsvollsten Einsatzes vor-
handener Ressourcen auf beiden Seiten der Grenze empfinden die meisten Exper-
ten (9) die grenzliberschreitende Abstimmung der Planungsunterlagen. Dartiber
hinaus werden insbesondere Ubungen, grenziiberschreitende, direkte, frithzeitige
Kommunikation sowie feststehende Ansprechpartner auf der Grundlage eines
grenzliberschreitenden Kommunikationskonzeptes als zielfihrende Manahmen
betrachtet. Auch an dieser Stelle des wirkungsvollen Ressourceneinsatzes wird die
Bedeutung des Prinzips ,In Krisen Kopfe kennen® von einigen Experten ausdriick-
lich betont.

Dartiiber hinaus sind beispielsweise Einsatzkrafte aus dem Landkreis Waldshut in
Erstalarmierungen im Kanton Aargau involviert, da der Alltag in der Beispielregion
immer grenziibergreifend ist (vgl. TH Ko6ln 2017[b]).

Trotz der grundséatzlichen Bereitschaft zum Teilen von Ressourcen, etwa im
Rahmen der Katstrophenhilfe, gehen die involvierten Experten im Projekt ECHD
fast ausnahmslos davon aus, dass es — im Falle eines KKW-Unfalls in Leibstadt -
nicht zu einem Teilen von Ressourcen in erheblichem Ausmafd kommen wiirde, da
hochstwahrscheinlich jedes Land in erster Linie seine eigenen Ressourcen benoti-
gen und verwenden wird.

Davon unabhingig betonen verschiedene involvierte Experten an unterschiedli-
chen Stellen, dass die Kenntnis der Aufnahmekapazititen und deren Handhabung
(wo werden die Evakuierten untergebracht, wie lange dauert der Transport dorthin
etc.) eine im Ereignisfall sehr hilfreiche Ressourceninformation darstelle.
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Bewusstes Teilen von Ressourcen

+ Eine grundsétzliche Bereitschaft zum Teilen vorhandener Ressourcen ist in
Deutschland und der Schweiz vorhanden und wird in der Grenzregion auch
im Alltag praktiziert

« Bei einem KKW-Unfall erscheint das Teilen von Ressourcen eher unwahr-
scheinlich, da hochstwahrscheinlich jedes Land in erster Linie seine
eigenen Ressourcen benoétigen und verwenden wird

Schlussfolgerungen

« Das Teilen von Ressourcen steht bei grenziiberschreitenden Evakuierungs-
planungen nicht im Vordergrund und wird an dieser Stelle nicht weiter
betrachtet

+ Gleichwohl sollten die Konzepte und Kapazitidten der Aufnahmestellen
beider Lander in grenziiberschreitenden Evakuierungsplanungen enthalten
sein

5.1.5 Gemeinsames grenziiberschreitendes Fiihrungsgremium

»Bei Kooperationen gibt es definitionsgemaf} keine tibergeordnete weisungsbe-
fugte Einheit wie z. B. eine Leitungsinstanz, die die Einhaltung organisatorischer
Regeln und Verhaltensrichtlinien iberwacht und sicherstellt (Hirschmann 1996
nach Gurtner 2003). Dies ist nach Erfahrungen von Einsatzkraften ein massives
Problem, das in der Literatur bislang noch zu wenig reflektiert wird“ (Hofinger
2009, S. 193). Davon unabhingig gilt in der Teamforschung, neben den bereits
genannten Aspekten, eine gemeinsame (hochrangige) Fithrungsgruppe tiber Orga-
nisationsgrenzen hinweg als allgemeiner Erfolgsfaktor (vgl. u. a. Hofinger 2009).

In Bezug auf grenziiberschreitende Evakuierungsplanungen erscheint aber den
meisten Experten ein gemeinsamer grenziiberschreitender Krisen-/Fiihrungsstab
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als unrealistisch und wird von 83 %' der schriftlich befragten Experten nicht als
zielfiihrendes Mittel betrachtet.

Um trotzdem erfolgreich kooperieren zu kénnen, erscheinen politisch initiierte
gemeinsame Planungsgremien bzw. institutionalisierte grenziiberschreitende Aus-
tauschforen tiber die DSK und ORK hinaus sowie regelmifiige grenziiberschrei-
tende Ubungen umso unverzichtbarer (vgl. Kap. 5.1.6).

19

Gemeinsames grenziiberschreitendes Fiihrungsgremium

Kooperationen finden definitionsgeméaf ohne tibergeordnetes gemeinsa-
mes Fiilhrungsgremium statt

Die befragten Experten betrachten ein gemeinsames Fiihrungsgremium
nicht als zielfihrendes Mittel einer grenzliberschreitenden Evakuierung

Schlussfolgerungen

Ein gemeinsamer grenziiberschreitender Krisen-/Fiihrungsstab wird im
Rahmen einer grenziiberschreitenden Evakuierung bei einem KKW-Unfall
nicht beplant

Grenziiberschreitende Austauschforen tiber die DSK und ORK hinaus sowie
regelmifiige Ubungen sollten beplant und institutionalisiert werden

Das Statement ,,Durch einen gemeinsamen Krisenstab sollten im Ereignisfall kurzfristig erforder-
liche, grenziiberschreitende Entscheidungen zur Warnung der Offentlichkeit getroffen werden®
bewerteten 15 Befragte mit,Nein“ und 3 mit ,Ja“ Insgesamt wurde 18 Experten aus dem Bereich
Alarmierung/Warnung und Information der Bevélkerung diese Frage gestellt.
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5.1.6 Gemeinsame Ubungen

Gemeinsames, grenziiberschreitendes Training hat sich als weiterer Erfolgsfaktor
fur interorganisationale/binationale Zusammenarbeit erwiesen, denn das koopera-
tive Handeln wird vom Wissen ibereinander und erfahrungsgeleiteten Erwartun-
gen aneinander beeinflusst (vgl. Buerschaper 2008 nach Hofinger 2009). Beides, das
Wissen iibereinander und die Erwartungen aneinander, werden in Ubungen direkt
beeinflusst. In ihnen lernen sich die beteiligten Akteure kennen (,,In Krisen Képfe
kennen“) und kénnen Vertrauen aufbauen, was von fast allen Teilnehmern der
Expertenworkshops als wesentliche Voraussetzung einer erfolgreichen Krisenbe-
wiltigung bezeichnet wird (vgl. TH Kéln 2017[a], [b], [c], [d]). Dartiber hinaus lernen
die Beteiligten in grenziiberschreitenden Ubungen die Meldewege und Befehls-
strukturen des Nachbarlandes besser kennen und verstehen. Mogliche Schwierig-
keiten (wie Steckdosenunterschiede etc.) konnen durch Ubung friihzeitig, d. h. vor
einem Ereignisfall, beseitigt werden.

Im Einsatzfall fehlt die Zeit zum ,forming®, ,,storming“ und ,norming“* Vielmehr
miissen die Ad-hoc-Teams der Krisenstibe sofort mit der Leistung ,performing”
beginnen (vgl. Tuckman & Jensen 1977). In grenziiberschreitenden Stabsiibungen
hingegen kénnen diese wichtigen Phasen der Teambildung zumindest ansatzweise
durchlaufen werden. Somit kann die grenziiberschreitende Kooperation konkret -
als Team im Krisenfall - durch gemeinsame Erfahrungen getlibt bzw. erlernt wer-
den. Zur Optimierung dieser Teamarbeit ist es allerdings wichtig, dass die Ubungen
wertfrei ausgewertet und reflektiert werden (lessons learned).

In der Beispielregion finden Ubungen in vielfiltiger Weise statt. So wird beispiels-
weise auf schweizerischer Seite alle zwei Jahre eine Gesamtnotfalliibung (GNU) mit
grenziiberschreitender Beteiligung durchgefiihrt. GrofRe gemeinsame Ubungen

20  ,forming“ Aufgabe kennenlernen, Situation einschitzen, abtasten etc.
Lstorming“:  Schwierigkeiten, Konflikte, Spannungen im Team etc.
Jhorming“:  Austausch von Informationen, Normenbildung, Rollendifferenzierung,

Harmonisierung etc.
sperforming“: Arbeiten an Aufgaben, finden von Lésungen, Kooperation etc.
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fanden 2006 (REGIO CAT)*, 2011 (NIMBUS)**und 2012 (SEISMO)?* statt.** Dabei
traten insbesondere folgende Schwierigkeiten auf (vgl. Bundesamt fiir Bevolke-
rungsschutz 2012, 2011[b], 2006):

« Sprachprobleme

« ,InKrisen Képfe kennen“ war hiufig nicht gegeben

+ Triageverfahren waren nicht einheitlich

«  Gemeinsame elektronische Lagedarstellungen wurden nicht effektiv genutzt

- Aufgrund der hohen Betroffenheit aller Ubenden kam es hiufig nicht zur
Nachbarschaftshilfe, da jedes Land zu sehr mit sich selbst ausgelastet und
beschiftigt war

Dabei scheinen die elementarsten Probleme durch mangelnde Kommunikation
sowie unterschiedliche Lagebilder in verschiedenen Stiben bedingt zu sein. Darii-
ber hinaus ergaben sich Probleme aus den unterschiedlichen Landessprachen und
es mangelte insbesondere an ...

+ ..einem grundsitzlichen Verstiandnis der ,anderen“ Fiihrungsstrukturen,
Fahigkeiten, Kompetenzen, Zustandigkeiten, Verfahren etc.

+ ...dem Verstindnis und der Anwendung der grenziibergreifenden Informa-
tionsgewinnung und -verteilung als unverzichtbare Bring- und Holschuld

21  Gemeinsame Ubung von Deutschland, Frankreich und der Schweiz. Mitwirkende: 1.500 Angehé-
rige von Polizei, Rettungsdienst, Feuerwehr, Zivilschutz, 100 Mitarbeiter im Landratsamt Lorrach
vor Ort, 450 Statisten und 100 Schiedsrichter.

22 Gemeinsame Ubung von Deutschland und der Schweiz. Mitwirkende: {iber 600 Einsatzkrifte und
90 Fahrzeuge, 100 Teilnehmende in 4 Stéiben, 50 Personen Ubungsleitung, 50 Personen Beobach-
ter, 350 Probanden (davon 300 im Pfadfinderlager).

23 Gemeinsame Ubung von Deutschland, Frankreich und der Schweiz. Mitwirkende: {iber 1.600
Personen.

24  Die sehr umfangreichen Auswertungen der GNU 2013 Odysseus und GNU 2015 Perikles liegen
dem Projekt ECHD erst nach Abschluss der Analyse vor und kénnen daher keine Berticksichti-
gung finden.
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+ ...kompatiblen Informations- und Kommunikationsmitteln zur storungsfreien
Zusammenarbeit

+ ...definierten Kommunikationswegen und deren Einhaltung
+ ...konkreten Aufgabenbeschreibungen der Verbindungspersonen

Insbesondere den letzten beiden Schwachstellen diirfte das mittlerweile etablierte
DSK-Feinkonzept zum Daten- und Informationsaustausch zwischen Deutsch-
land und der Schweiz (Deutsch-Schweizerische Kommission 2015) sowie das
Pflichtenheft Verbindungspersonen bei der Nationalen Alarmzentrale (2016)
entgegenwirken. Ein zielfithrendes Ubungsszenario muss so gestaltet sein, dass
grenzlberschreitende Kooperation und Kommunikation tatsachlich betibt werden
kann. Dementsprechend sind zu komplexe Szenarien - in denen gar nichts mehr
geht - wenig hilfreich.

Insgesamt sollten die in den bisherigen Ubungen festgestellten Mingel bei der
Konzeption einer grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung bertcksichtigt
werden, um an diesen bereits bekannten problematischen Schnittstellen von vorn-
herein entsprechende Losungswege zu etablieren.

Gemeinsame Ubungen

- Grenziiberschreitende Kommunikation kann in Ubungen durch gemein-
same Erfahrungen erlernt werden

- Drei groRe grenziiberschreitende Ubungen verdeutlichten erhebliche Kom-
munikationsprobleme, die sich nicht nur aus unterschiedlichen (Landes-)
sprachen ergaben

- Inder Grenzregion finden vielfiltige Ubungen mit gegenseitiger grenz-
uberschreitender Beteiligung statt
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Schlussfolgerungen

+  Gemeinsame Ubungen in regelmifigen Abstinden sind ein unverzicht-
bares Instrument zur Etablierung und praktischen Uberpriifung geplanter
Kooperations- und Kommunikationsstrategien

- Ubungsszenarien miissen eine grenziiberschreitende Kommunikation und
Kooperation erméglichen bzw. erfordern



Grenziiberschreitende interinstitutionelle Kommunikation

Grenziiberschreitende interinstitutionelle Kommunikationsprozesse stellen eine
Grundvoraussetzung jeglicher grenziiberschreitender Evakuierungsplanung dar,
die im Sinne einer Metaebene in allen relevanten Planungsbereichen zum Tragen
kommen. Thre Gestaltung ist eine Managementstrategie, die insbesondere bei aku-
ten Krisen als Teilbereich der Krisenbewiltigung zum Einsatz kommt (vgl. Bundes-
ministerium des Innern 2008, S. 17).

»,Davon Unfillen in kerntechnischen Anlagen unter Umstianden ausgedehnte
Gebiete betroffen sein kénnen und das Gefadhrdungspotenzial hoch sein kann, sind
unmittelbar viele verschiedene Stellen mit der Lageermittlung, der Lagebeurtei-
lung und der Veranlassung und Durchfiihrung von Manahmen zur Notfallabwehr
und von Maf¢nahmen zum Schutz der Bevolkerung befasst. Sicherzustellen, dass
die Offentlichkeit durch die Vielzahl der Stellen widerspruchsfrei informiert wird,
stellt hohe Anforderungen an Planung und Umsetzung“ (Strahlenschutzkommis-
sion 2007, S. 7).

Eine Grundvoraussetzung zur Sicherstellung dieses komplexen Anspruchs ist

die liickenlose Aufgaben- und Zustidndigkeitsverteilung (Kompetenz- und Ver-
antwortungszuschreibungen) aller beteiligten Akteure. Diese miissen ohne Uber-
schneidungen klar definiert werden, um eine unverziigliche Entscheidungs- und
Handlungsfahigkeit der im Katastrophenschutz beteiligten Behorden sicherstellen
zu kénnen.

Neben den zuvor genannten allgemeinen Erfolgsfaktoren einer grenziiberschrei-
tenden Kooperation gibt es wesentliche Grundvoraussetzungen fiir eine erfolgrei-
che grenziiberschreitende Kommunikation. So muss beispielsweise sichergestellt
werden, dass die Kommunikationspartner einander richtig verstehen. Dartiber
hinaus muss im Falle eines KKW-Unfalls grenziiberschreitend ein gemeinsames
Bild des Ereignisses und der Lage als Basis jeglichen Handelns bestehen. Des
Weiteren stellt ein stérungsfreier Austausch von Informationen zur Abstimmung
von Maf¢nahmen und Findung gemeinsamer Entscheidungen eine unverzichtbare
Grundvoraussetzung jeglicher grenziiberschreitender Kommunikation dar.

Ein grenziiberschreitendes Kommunikationskonzept zwischen den zustindigen
Behorden und Institutionen in Deutschland und der Schweiz zur grofirdumigen
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Evakuierung erscheint hilfreich. Das bereits bestehende und im Folgenden
zunichst dargestellte DSK-Feinkonzept zum Daten- und Informationsaustausch
(Deutsch-Schweizerische Kommission 2015) bildet eine wesentliche Grundlage der
weiteren Analysen.

5.2.1 Das DSK-Feinkonzept zum grenziiberschreitenden Daten- und
Informationsaustausch

Im Gegensatz zu anderen denkbaren Katastrophen und Notfallereignissen liegt fiir
den Bereich eines KKW-Unfalls bereits ein umfiangliches Grundlagendokument
zur grenziiberschreitenden Kommunikation vor. Das Feinkonzept zum Daten- und
Informationsaustausch zwischen Deutschland und der Schweiz* der DSK regelt
detailliert alle wesentlichen Bereiche des grenziiberschreitenden Daten- und Infor-
mationsaustausches. Darin werden sowohl die technischen Rahmenbedingungen
als auch der Umfang und die Verfahren der grenziiberschreitenden Kommuni-
kation zweifelsfrei beschrieben (vgl. Deutsch-Schweizerische Kommission 2015).
Dabei wird unterschieden zwischen:

«  Normalfall
«  Vorkommnisse ohne signifikante radiologische Folgen
+ Notfall mit moéglichen oder tatsichlichen radiologischen Folgen

Im Szenario des Notfalls mit radiologischen Folgen werden dariiber hinaus die
grenzliberschreitenden Informations- und Meldewege in der Frithphase, wihrend
des Durchzugs der Wolke sowie in der Spatphase nach Durchzug der Wolke genau
definiert.

Aus diesem Daten- und Informationskonzept geht hervor, welche Behorde, welche
Daten und Informationen (vgl. Tabelle 11) zur Alarmierung und Orientierung dem
Nachbarland (vgl. Tabelle 12) zu welchem Zeitpunkt an welche Stellen mit welchen
Kommunikationsmitteln melden muss.

25  Als Anlage zum ,,Grobkonzept zum Daten- und Informationsaustausch zwischen Deutschland
und der Schweiz im Zusammenhang mit Notfallschutz und Radiologischen Auswirkungen®
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Tabelle 11: Beispielhafter Aufbau der Ubersichten des grenziiberschreitenden Datenaustausches
(vgl. Deutsch-Schweizerische Kommission 2015)

Informationsart/ Zustindige Quelle/ Informations- Ubertragungs- Form/Format
Inhalte (Zeit- Behorde Informations- bezieher verfahren der Daten
punkt/Intervall) erzeuger

OLD-Daten

Meteorologische
Daten

Etc.

Tabelle 12: Beispielhafter Aufbau der Ubersichten der grenziiberschreitenden
Alarmierung und Orientierung deutscher Behérden
(vgl. Deutsch-Schweizerische Kommission 2015)

Wer Bezeichnung Melde Zeitpunkt Empfinger Mittel
inD

KKL

NAZ

Etc.

Das DSK-Feinkonzept beschreibt mit dem Daten- und Informationsaustausch
nicht alle notwendigen Kommunikationsformen einer grenziiberschreitenden
Evakuierung. Hierin sind beispielsweise keine Strukturen zur Findung gemeinsa-
mer Entscheidungen aufgrund kurzfristiger Lagednderungen etc. enthalten, sodass
fir grenziiberschreitende Evakuierungsplanungen weitere Kommunikationsas-
pekte beplant werden miissen.

Die Frage ,Welche Funktionstriger kommunizieren bei einer grenziiberschreiten-
den Evakuierung tatsidchlich mit dem Nachbarland?“ fiihrt zu den in Tabelle 13
dargestellten Ergebnissen. Danach geben neun der insgesamt 37 Befragten die im
DSK-Konzept genannten Fithrungs-/Krisenstébe als wesentliche Kommunika-
tionspartner an. Dariiber hinaus werden zahlreiche Akteure zusitzlich genannt.

Insgesamt werden die vorhandenen Grundlagen zum grenziiberschreitenden Aus-
tausch zwischen Deutschland und der Schweiz in den Expertenworkshops als sehr
gut beurteilt. Diese sind jedoch bisher nur einem relativ kleinen Kreis bekannt.
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Tabelle 13: In Kategorien zusammengefasste Antworten auf die offene Frage , Welche Funktionstrager
kommunizieren bei einer grenziiberschreitenden Evakuierung tatséchlich mit dem Nachbarland?“ (N =37)

Genannte Funktionstrager Anzahl der Nennungen
Fiihrungs-/Krisenstiabe (NAZ etc.) 9
Verbindungspersonen 3

Keine Kenntnisse (Zustindigkeit), Vermutungen 8

Behorden 3
Gemeinden 2

Polizeien 6

SBB und DB 2
Hilfsorganisationen bzw. Krifte aus dem operativen Bereich 2

Zoll; Leitstellen; Verwaltungsstibe; Untere Verwaltungsebenen; Bundesebene Jeweils 1

(Auswirtiges Amt; BMI); Landamtmann; BMU und BfS; Landesbehérden
Baden-Wiirttemberg

Keine Angaben 4

5.2.1.1 Konkreter Ablauf der Melde- und Informationsprozesse in der Grenzregion

Die Meldung ,NAZ IM EINSATZ stellt den Beginn jeglicher (grenztiberschreiten-
der) Kommunikation im Ereignisfall dar. Zu diesem Zeitpunkt ist der Krisenstab
der NAZ bereits im Einsatz. Sowohl innerhalb der Schweiz als auch in Deutschland
werden daraufhin die im Folgenden dargestellten festgelegten und etablierten
Ablaufe in Gang gesetzt (vgl. TH K6ln 2017[b]).

In der Schweiz

Erst wenn die Meldung ,,NAZ IM EINSATZ" den Kanton Aargau erreicht, wird der
kantonale Krisenstab hochgefahren. Der Kanton Aargau bekommt dann sdmtliche
Auftrage und Anweisungen von der NAZ. Die NAZ fiihrt den Einsatz nach dem
Prinzip ,Ein Raum, ein Chef, ein Auftrag® Dazu erteilt sie ihre Auftriage an den Kan-
ton Aargau und leitet diese gleichzeitig zur Information an verschiedene Behorden
auch in Deutschland weiter (vgl. Deutsch-Schweizerische Kommission 2015).
Generell wird die Koordination von Informationen in der Schweiz als zentraler
Aspekt der Krisenbewéltigung betrachtet.
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In Deutschland

Die Entscheidung tiber das Einberufen des Verwaltungsstabes trifft die Behdrden-
leitung des RP Freiburg. Sie fiihrt den Einsatz in Deutschland. Die Verwaltungs-
und Fahrungsstibe der Landkreise Waldshut und Lorrach fithren die Anweisungen
des RP Freiburg aus. Daneben wird unverziiglich eine Verbindungsperson des RP
Freiburg bzw. des Landkreises Waldshut in die NAZ entsandt, sobald die NAZ sich
im Einsatz befindet (vgl. Kap. 5.2.6).

Schlussfolgerung

Das DSK-Feinkonzept zum Daten- und Informationsaustausch ist eine gute
Planungsgrundlage, die jedoch um weitere notwendige Kommunikations-
aspekte einer grenziiberschreitenden groffraumigen Evakuierung erweitert
werden muss

5.2.2 Gemeinsame Sprache

Grundvoraussetzung jeglicher erfolgreichen grenziiberschreitenden Kommuni-
kation ist das gegenseitige Verstindnis. Obwohl in Deutschland und weiten Teilen
der Schweiz Deutsch gesprochen wird, existieren zum Teil gravierende sprachliche
Unterschiede, die eine reibungslose Kommunikation im Ereignisfall erschweren
konnen. Dies zeigte sich u. a. auch in verschiedenen grenziiberschreitenden Ubun-
gen (vgl. Kap. 5.1.6).

So existieren z. B. ...

+ ...Begriffe, die nur auf einer Seite der Grenze verwendet werden und im Nach-
barland gar nicht existieren (z. B. in der Schweiz ,Verletztennest®)

+ ...unterschiedliche Begriffe fiir den gleichen Sachverhalt (z. B. Sirenen alar-
mieren in der Schweiz und warnen in Deutschland die Bevolkerung. Alarmiert
werden in Deutschland hingegen die Behérden/Einsatzkrifte, wihrend diese
in der Schweiz gewarnt werden (vgl. u. a. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz
2015[b], S. 3)
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+ ...gleiche Begriffe auf beiden Seiten der Grenze, die aber eine unterschiedliche
Bedeutung haben (z. B. ,,Rapport)*

+ ...gleiche Begriffe auf beiden Seiten der Grenze, hinter denen sich vollkommen
unterschiedliche Systeme und Strukturen verbergen (z. B. Zivilschutz), die
ohne detailliertes Wissen der Bevolkerungsschutzsysteme beider Linder nicht
erkannt werden kénnen

Hinzu kommen Abkiirzungen, von denen es auf beiden Seiten der Grenze unend-
lich viele gibt, die aber im Nachbarland nicht immer bekannt sind bzw. dort eine
andere Bedeutung haben konnen. Dementsprechend antworten die Hélfte der
befragten Experten zur Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung
sowie 75 % der befragten Mobilitdtsexperten, dass ihnen die Abkiirzungen, Fach-
sprache und Redewendungen des Nachbarlandes in ihrem Bereich im Wesent-
lichen nicht bekannt sind (vgl. Tabelle 14). Diese subjektive Einschitzung der
Experten unterstreicht bestehende Sprachschwierigkeiten bzw. Unsicherheiten,
da mogliche Verstindigungsschwierigkeiten nicht unbedingt auf den ersten Blick
erkennbar sind und sich ggf. erst in einem tatsachlichen Ereignisfall bzw. in den
Folgen eines Missverstandnisses zeigen konnen.

Tabelle 14: Schriftliche Antwortverteilungen der befragten Experten (N = 35)
zu deren Kenntnissen der Sprache des Nachbarlandes”

Sind Ihnen die Abkiirzungen, Fachsprache und Ja Nein Fehlend
Redewendungen des Nachbarlandes zu... bekannt?

... Alarmierung/Warnung und Information der 9 9 -
Bevolkerung®

... Mobilititsmanagement® 4 12 1
Gesamt 13 21 1

26  Dieses Problem besteht nicht nur grenztberschreitend, sondern auch national z. T. zwischen
verschiedenen Organisationen. So verbinden beispielsweise die Bundeswehr und die Polizei ganz
unterschiedliche Maffnahmen mit dem Begriff ,,eine Person verschieben*.

27  Diese Frage wurde nur Experten der Planungsbereiche ,Mobilititsmanagement“ und ,Alarmie-
rung/Warnung und Information der Bevolkerung® gestellt.

28 N =18, Giiltige Falle = 18
29 N=18,Giiltige Fille = 17
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Diesem Umstand der gleichen und doch ungleichen Sprache versuchen zahlrei-
che Glossare entgegenzuwirken. Inwieweit sie jedoch einen zufriedenstellenden
Loésungsansatz darstellen, wurde von den Experten der ECHD-Workshops unter-
schiedlich bewertet. Im Landkreis Waldshut beispielsweise wird das Glossar der
Oberrheinkonferenz (2001; 2005) verwendet. Andere Teilnehmer bezweifeln die
Nitzlichkeit von Glossaren, da diese im Einsatzfall unter Zeitdruck untauglich
seien und nicht benutzt wiirden.

Unabhingig davon stellt sich das Problem, dass es sehr viele Glossare von unter-
schiedlichen Organisationen und Gremien gibt, die vollkommen unverbunden
nebeneinanderstehen. Dariiber hinaus enthalten diese zum Teil widerspriichliche
Definitionen.*® Der Versuch einer Vereinheitlichung dieser vielféltigen Glossare in
Deutschland und der Schweiz wiirde einen erheblichen Arbeitsaufwand in unter-
schiedlichsten Gremien erfordern, wenn er iberhaupt gelingen kénnte, und kann
innerhalb des Projekts ECHD nicht unternommen werden.

Vor diesem Hintergrund initiierte das IRG der TH Koln eine Kooperation mit dem
Terminologen Prof. Dr. Klaus Schmitz (ebenfalls TH KéIn). Das Ergebnis dieser
Kooperation ist eine Multiterm-Datenbank, die folgende neun Glossare und
Abkiirzungsverzeichnisse aus Deutschland und der Schweiz zusammenfiihrt:

« Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz (2013), Glossar der Risikobegriffe, 04/2013
+ Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz (2010), Anhang F: Glossar

+ Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz (2015), Alphabetisches Abkiirzungsver-
zeichnis Deutsch/Franzosisch/Italienisch/Englisch, 01/2015

« Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe (Hrsg.) (2011), BBK-
Glossar Ausgewahlte zentrale Begriffe des Bevolkerungsschutzes, 10/2011

30 Definition des Begriffs ,Warnung® in verschiedenen Glossaren: (1) SSK 2006: ,MaRnahmen
zur frithzeitigen Warnung der Bevolkerung vor Gefahren mittels besonderer Warnmittel ...
(2) Deutsch-franzosisch-schweizerische Oberrheinkonferenz 2 2005: ,Moglichst frithzeitige,
nicht fiir die Offentlichkeit bestimmte Meldung an die zustindigen Behérden, um diese auf eine
Gefahrdung aufmerksam zu machen®; (3) Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2013: Der Begriff ist
nicht enthalten. Die projektbegleitende Arbeitsgruppe des Projekts ECHD will diese Erkenntnisse
in die Oberrheinkonferenz tragen, um hier einen erforderlichen Prozess der Uberarbeitung und
Anpassung anzustofen.
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+ Deutsch-franzosisch-schweizerische Oberrheinkonferenz (2001), Grenziiber-
schreitende Katastrophenhilfe Deutsch-franzésisch-schweizerisches Worter-
buch, Erster Teil (fir die Einsatzdienste am Schadenplatz), 07/2001

+ Deutsch-franzosisch-schweizerische Oberrheinkonferenz (2005), Grenziiber-
schreitende Katastrophenhilfe Deutsch-franzosisch-schweizerisches Worter-
buch, Zweiter Teil (fur die Einsatzleitung am Schadenplatz), 07/2005

+ Eidgenossisches Departement fiir Verteidigung, Bevolkerungsschutz und Sport
VBS, Generalsekretariat VBS, Kommunikation VBS (o.].), Bevolkerungs- und
Zivilschutz 2015 - Glossar, ohne Datum

- Nationale Plattform Naturgefahren PLANAT (2009), Risikokonzept fiir Natur-
gefahren - Leitfaden - Glossar, 09/2009

- Stindige Konferenz fiir Katastrophenvorsorge und Katastrophenschutz (2006),
Worterbuch fir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe. 2. tiberarbeitete
Aufl. 2006

Die entwickelte Multiterm-Datenbank erlaubt einen direkten Vergleich vorhan-
dener Definitionen fir einzelne Begriffe, sodass Unterschiede oder auch Wider-
spriiche sehr schnell erkannt werden kénnen. Insgesamt enthélt sie knapp 6.000
Begriffe mit rund 11.000 Beschreibungen (vgl. Tabelle 15).

Tabelle 15: Anzahl und Sprache der Begriffe und Beschreibungen in der erstellten Datenbank

Sprache Eintrige (Begriffe) Terme (Beschreibungen)
Deutsch 2.630 4410
Franzosisch 1.796 3.347
Italienisch 1.570 3.162
Gesamt 5.969 10.919

Es besteht die Moglichkeit, diese Multiterm-Datenbank als Internetanwendung
allgemein zur Verfiigung zu stellen.

Neben Glossaren, soweit sie verwandt werden, dienen insbesondere Ubungen aus
Sicht der Workshop-Experten dem besseren gegenseitigen Verstindnis und der
Verringerung von Sprachproblemen (vgl. TH-K61ln 2017[b] sowie Kap. 5.1.6).
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Da Sprache auch innerhalb der Schweiz aufgrund der Mehrsprachigkeit ein

bisher nicht optimal gel6stes Problemfeld bei der Alarmierung/Warnung und
Information der Bevolkerung darstellt, sollen im System Alertswiss, der zentralen
Plattform der Schweiz zur Information der Offentlichkeit {iber vorsorgliche und
akute Mafdnahmen zur Bewiltigung von Katastrophen und Notlagen, mehr Bilder,
Piktogramme und Kurzfilmsequenzen verwandt werden (vgl. TH Koln 2017[b]).

Gemeinsame Sprache

- Eine gemeinsame Sprache bzw. ein Bewusstsein fiir existierende Unter-
schiede ist unverzichtbar, um folgenschweren Missverstindnissen
vorzubeugen

« Unterschiedliche Begriffe, Abkiirzungen, Sprachregelungen etc. stellen bis-
her nicht zufriedenstellend geloste Probleme dar

+ Glossare kdnnen im Vorfeld von Ereignissen ein sinnvolles Hilfsmittel
darstellen

« IT-gestiitzte ,vergleichende Glossare/Datenbanken“ konnen schnell bedient
werden, um Begriffsunterschiede zu finden und abzugleichen

Schlussfolgerungen

+ Grenziberschreitende Glossare zur groffriumigen Evakuierung, die bis-
herige Definitionen erfassen und direkt gegeniiberstellen, kdnnen hilfreich
sein

+  Regelmifige Ubungen zur Férderung des gegenseitigen Verstindnisses —
insbesondere auch von neuen Mitarbeitern - sind unverzichtbar

5.2.3 Gemeinsames Bild der Lage (ELDs)

Gemeinsame oder geteilte mentale Modelle einer Situation sind seit einigen Jahren
als ein zentraler Erfolgsfaktor fiir Teams anerkannt (vgl. Hofinger 2009), denn jeder
Akteur einer interorganisationalen bzw. grenziiberschreitenden Zusammenarbeit
handelt auf der Grundlage seines subjektiven mentalen Modells der Situation.
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Da jede Person sich ihre eigene Realitét subjektiv konstruiert, kann kooperatives
Handeln nur gelingen, wenn die verschiedenen mentalen Modelle der Einzelnen
und der Organisationen miteinander abgeglichen werden. Geschieht dies nicht,
handelt unter Umstdnden jede Organisation bzw. jedes Teammitglied auf der Basis
unterschiedlicher Annahmen tiber die Situation.

Eine zentrale Funktion von Kommunikation in Teams ist es daher, ein gemeinsa-
mes Verstindnis der Situation und der Probleme zu entwickeln. Dies kann ins-
besondere im Rahmen von gemeinsamen Ubungen geschehen. Dariiber hinaus
entsteht ein gemeinsames Verstindnis der Situation innerhalb der Stabsarbeit

i. d. R. durch eine strukturierte Lagebesprechung (vgl. Hofinger 2009). Grenziiber-
schreitend sind dabei die Rolle und Vermittlungsarbeit der Verbindungspersonen
von besonderer Bedeutung (vgl. Kap. 5.2.6).

Dartiiber hinaus ist eine wesentliche Grundvoraussetzung zur Entwicklung
gemeinsamer mentaler Modelle im Ereignisfall zweifelsohne eine gemeinsame
elektronische Lagedarstellung (ELD)*!. Als gemeinsame Informationsplattform soll
die ELD den gleichen Informationsstand fiir alle beteiligten Akteure - auch grenz-
uberschreitend - sicherstellen. Dabei soll die Philosophie des Einsatzes in seinen
vielfaltigen Aspekten durch die ELD fiir alle in gleicher Weise erkennbar sein (vgl.
TH Kéln 2017[b]).

Die ELD der NAZ kann von allen involvierten Akteuren in der Schweiz und in
Deutschland zeitgleich eingesehen werden. Darin sind u. a. verschiedene Kontakt-
nummern (Informationsbehelf), der genaue Wortlaut von Pressemitteilungen und
verdffentlichten Meldungen sowie die Ergebnisse der Telefonkonferenzen zwi-
schen NAZ und RP Freiburg hinterlegt. Des Weiteren befinden sich darin Hinter-
grundinformationen wie beispielsweise Richtwerte, Begriffe, Alarmierungsplane,
Anlagenbeschreibungen etc. (vgl. Deutsch-Schweizerische Kommission 2015, S. 6).
Auch das RP Freiburg kann verschiedene Informationen tiber die Verbindungs-
person der NAZ zukommen lassen, die dann vom Stabsbereich ,Lage” in die ELD
eingefligt werden. Die Verbindungsperson ersetzt jedoch nicht die von beiden
Seiten anerkannten Meldewege.

Neben der ELD der NAZ erstellt das UM BW eine Elektronische Lagedarstel-
lung (ELD) mit deren Hilfe die Krisenstibe der verantwortlichen Behérden ihre

31  Uber elektronische Lagedarstellungen hinaus kénnen die weiteren zahlreichen, vielschichtigen
Aspekte mentaler Modelle einer grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung im Rahmen des
vorliegenden Projektes nicht niher betrachtet werden.
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Informationen zur radiologischen Lage austauschen kdnnen, sodass diese ELD
sowohl fiir die interne Stabsarbeit des UM BW als auch fiir den Informationsaus-
tausch zwischen den Krisenstiben genutzt werden kann (vgl. Ministerium fiir
Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Wiirttemberg o. J.[a]). Dartiber hinaus
existiert die Elektronische Lagedarstellung Bevolkerungsschutz (ELD-BS) des
Innenministeriums Baden-Wirttemberg zur allgemeinen Einsatzlage. 2016 lag ein
Schwerpunkt der Weiterentwicklung der ELD des UM BW auf einem verbesserten
Datenaustausch mit der ELD-BS (vgl. Ministerium fir Umwelt, Klima und Energie-
wirtschaft Baden-Wiirttemberg o. J.[b], S. 67). Bisher sind die bestehenden elektro-
nischen Lagedarstellungen grenziiberschreitend nicht miteinander verkniipft. Dies
fahrt aktuell u. a. dazu, dass die betrachteten Landkreise in einem KKW-Ereignis-
fall die ELD der NAZ zur Krisenbewiltigung nutzen, aber die ELD-BS des Landes

Baden-Wiirttemberg mit Informationen ,fiittern“*

Zur erfolgreichen Bewiltigung einer grenziiberschreitenden grofdrdumigen Evaku-
ierung erscheint eine stirkere Verzahnung bisher gleichzeitig bestehender unter-
schiedlicher Lagedarstellungen unverzichtbar. Wird eine derartige Verzahnung
technisch nicht hergestellt, so sollten zumindest direkte grenziiberschreitende
Kommunikationswege zwischen den Stabsbereichen ,Lage” in Deutschland und
der Schweiz institutionalisiert werden. Dazu missen direkte Kommunikations-
wege technisch bereitgestellt werden.

Unabhingig von bisher fehlenden Verkniipfungen werden ELDs grundsitzlich
von einigen Experten als eher langsames Informationsmedium betrachtet, da alle
Informationen erst manuell eingespeist werden miissen (vgl. TH K6ln 2017[b]).

Neben der reinen Existenz von Lagedarstellungen als Informationsplattform hat
der Umgang der involvierten Akteure mit den ELDs einen entscheidenden Einfluss
auf deren Wirksamkeit. Unter anderem zeigte sich in verschiedenen grenziiber-
schreitenden Ubungen, dass gemeinsame elektronische Lagedarstellungen nicht
effektiv genutzt wurden. Haufig fehlte ein Verstandnis der grenziiberschreitenden
Informationsgewinnung und -verteilung als unverzichtbare Bring- und Holschuld,
sodass diese vielfach nicht effektiv angewandt wurden (vgl. Kap. 5.1.6).

32 Dartiber hinaus gibt es in Deutschland auf Bundesebene die Lagedarstellung des Bundesministe-
riums fir Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) ELAN.
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Im DSK-Feinkonzept zum Daten- und Informationsaustausch (vgl.
Deutsch-Schweizerische Kommission 2015) wird dementsprechend zum allgemei-
nen Verstandnis explizit aufgefiihrt, dass ...

+ ... Mitteilungen, Vorausinformationen, Vorkommnismeldungen und Notfall-
meldungen vom Sender aktiv verschickt werden (,Push®)

« ...der Austausch von Messdaten automatisiert bidirektional im Routinebetrieb
oder mit erh6hter Austauschfrequenz im Intensivbetrieb erfolgt (,Pull“ oder
,Push®)

+ ...Dokumente vom Empfinger explizit abgerufen werden miissen (,Pull)

Diese klar definierten Handhabungen verschiedener Lageinformationen miissen,

um auch in einem Ereignisfall unter Stress Anwendung zu finden, in weiteren,

moglichst regelmafligen grenziiberschreitenden Ubungen trainiert werden.

Gemeinsames Bild der Lage (ELDs)

+ Eine gemeinsame Lagedarstellung ist eine unverzichtbare Grundvorausset-
zung fiir konsistente grenziiberschreitende Mafinahmen

« Inder Schweiz stellt die NAZ die national ausschlaggebende Lagedarstel-
lung zur Verfiigung

« In Deutschland gibt es mehrere Lagedarstellungen

+ Alle existierenden Lagedarstellungen sind bisher nicht grenziiberschreitend
miteinander verkntpft

« Die effektive Nutzung von ELDs als Informationsplattform hangt u. a. vom
Verstdndnis einer bestehenden Bring- und Holschuld ab

Schlussfolgerungen

+ Nebeneinander existierende Lagedarstellungen verschiedener Institutionen
sollten zu einer ELD zusammengefasst oder zumindest miteinander ver-
kniipft werden



Relevante Bereiche grenziiberschreitender Evakuierungsplanungen « 103

« Alle grenziiberschreitend relevanten Informationen sollten nach festgeleg-
ten Regeln in einer zentralen ELD - evtl. durch die Verkniipfung bestehen-
der ELDs - zusammenlaufen und von beiden Partnern eingespeist werden
konnen

+ Ist eine grenziiberschreitende Verzahnung bestehender ELDs nicht mog-
lich, so sollten direkte Kommunikationswege der Stabsbereiche ,Lage’in
Deutschland und der Schweiz institutionalisiert werden

5.2.4 Lageabhingige Anpassungen und gemeinsame Entscheidungen

Neben den im Feinkonzept der DSK beschriebenen Verfahren des Daten- und
Informationsaustauschs sind insbesondere Prozesse der grenziiberschreitenden
Abstimmung und Entscheidungsfindung weitere wesentliche Erfolgsfaktoren der
grenzliberschreitenden Kommunikation.

Grundsitzlich miissen im Fall eines KKW-Unfalls mit groffrdumigen Evakuie-
rungen in der Folge vielfiltige, folgenschwere Entscheidungen unter Zeitdruck
getroffen werden. Dabei miissen hochstwahrscheinlich nicht nur geplante MafR-
nahmen und Vorgehensweisen durchgefiihrt, sondern auch kurzfristige, ggf. von
vorhandenen Planungen abweichende Lageanpassungen vorgenommen werden.
Diese kurzfristigen Lageanpassungen miissen ebenso wie grundsitzliche Entschei-
dungen zur Bewailtigung einer Katastrophe grenziiberschreitend abgestimmt und
koordiniert durchgefiihrt werden.

Dazu ist es erforderlich, dass Informationen tiber wichtige Lagednderungen grenz-
uberschreitend im Nachbarland auch als wichtig betrachtet und entsprechend
wahrgenommen und gewiirdigt werden. Zahlreiche Vereinbarungen und Kontakte
zwischen Deutschland und der Schweiz sowie das stetige Bestreben, die gegensei-
tige Unterstiitzung Uber die alltdgliche Zusammenarbeit hinaus weiter auszubauen
und zu optimieren, unterstreichen diese prinzipielle gegenseitige Wertschitzung
beider Lander.

Neben dieser allgemeinen gegenseitigen Wertschidtzung erscheint es notwendig,
dass wichtige Informationen zu Lagednderungen auch im Ereignisfall eindeutig,
problemlos und unmissverstiandlich an das Nachbarland weitergegeben und von
diesem in ihrer Bedeutung erkannt werden koénnen. Auf die Frage ,Gibt es Kenn-
zeichnungen oder Ahnliches, die unmissverstindlich anzeigen, dass eine wichtige
Information zur Lagednderung grenziberschreitend weitergegeben werden muss?“
antworten 23 (77 %) der insgesamt 37 Experten mit ,,Nein“ Drei Experten (13 %)



104 - Grenziberschreitende groRraumige Evakuierungsplanung - Band 23

antworten mit ,Ja“ und nennen zur Konkretisierung ,,EMERCON-Meldung zur
Weiterleitung an IAEA ab INES = 2“ sowie ,interne, nicht zur Verfiigung zu stel-
lende Formulare“ (vgl. TH Ko6ln 2017[a]).*

Eine wesentliche Voraussetzung, um notwendige lageabhingige Anpassungen im
Ereignisfall - evtl. entgegen oder iber vorhandene Planungen hinaus - grenz-
uberschreitend harmonisiert einleiten zu kdnnen, sind grenziiberschreitende
gemeinsame Entscheidungen. Derartige Entscheidungen stellen jedoch bisher ein
erhebliches Problemfeld der binationalen Kooperation dar.

Derzeit leitet die Schweiz als Verursacherland bereits die erste Prognose an die
betroffenen Nachbarldnder weiter. Dariiber hinaus stellt die NAZ den deutschen
Behorden ihre ELD mit Informationen zum Unfallablauf etc. zur Verfiigung.
Auch Grundlagen der eigenen Entscheidungen werden ausgetauscht. Sollte eine
grenzliberschreitende Absprache und damit verbundene Abweichung von natio-
nalen Grenzwerten erforderlich sein, so fiihrt dies derzeit noch zu erheblichen
Problemen. Bei geltender Rechtslage ist eine gemeinsame Entscheidungsfindung,
beispielsweise Uiber den Zeitpunkt einer Meldung zur groffrdumigen grenziiber-
schreitenden Evakuierung, nicht rechtssicher moglich. Regressanspriiche konnten
bei Abweichung von nationalen Grenzwerten geltend gemacht werden, sodass
juristisch aktuell nur der Informationsabgleich gedeckt ist (TH Koéln 2017[c]).

Europaweit gibt es bisher keine einheitlichen Regelungen oder Leitfiden fiir grenz-
uberschreitende Entscheidungsfindungen. Durch den HERCA-WENRA-Ansatz
(vgl. HERCA WENRA 2014) wird dieses Thema seit Ende 2014 bearbeitet.** Diesem
Ansatz zufolge hat immer das Land, in dem das Ereignis stattfindet, die koordina-
tive Hoheit. Daran orientieren sich die Nachbarldnder. Derzeit fehlt eine rechts-
sichere Moglichkeit, in bestimmten Notsituationen von nationalem Recht abzu-
weichen und grenziiberschreitend gemeinsam zu entscheiden. Da dies so ist, muss
im Zweifel jeder Entscheidungstrager die Souverénitit seines Staates vertreten und
entsprechend handeln.

33 N=35, Giiltige Fille = 30, Keine Kenntnis =4

34  HERCA (Heads of the European Radiological Protection Competent Authorities); hierin sind 56
Behorden aus 32 europédischen Landern vertreten.
WENRA (Western European Nuclear Regulators’ Association); gemeinsame Tagung 2014.
Einigung tiber HERCA-WENRA-Ansatz zur besseren Koordinierung von Schutzmaffnahmen in
der frithen Phase eines atomaren Unfalls. Wesentliche Grundsitze: geteiltes technisches Verstdnd-
nis, Koordinierung und gegenseitiges Vertrauen. Grundlegende Empfehlung an die zustdndigen
Regierungen verkiirzt formuliert: ,Wir tun das Gleiche wie das Unfallland:
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Neben nationalen Richtwerten wire ein anderes denkbares Kriterium die ,,Abstim-
mung mit dem Nachbarland® Dies konnte in der Konsequenz bedeuten, dass die
Behorden eines souverdnen Staates bereits Schutzmafinahmen in Abstimmung
mit dem Nachbarland einleiten wiirden, obwohl die eigenen nationalen Richtwerte
noch nicht erreicht sind. Fiir den Bevolkerungsschutz wiirde dieses Kriterium
LAbstimmung mit dem Nachbarland” mehr Spielraum zum Erreichen des gemein-
samen Schutzzieles ,Schutz der Bevolkerung” ermdglichen. Kann dieses primére
Ziel durch eine grenziiberschreitende Abstimmung von Mafinahmen besser
erreicht werden, so sollten nationale Bestimmungen zum Wohl der Allgemeinheit
aufler Kraft gesetzt werden konnen. International werden derartige neue Ansitze
derzeit erarbeitet. Deutschland und die Schweiz sind daran beteiligt.

Neben der Rechtssicherheit missen auch inhaltliche Grundlagen fiir gemeinsame
grenziiberschreitende Entscheidungen in den Bereichen erarbeitet werden, in
denen bisher noch Unterschiede bestehen.* Derartige Kriterien einer gemein-
samen grenziberschreitenden Entscheidungsfindung gehen grundsitzlich

uber die Arbeitsinhalte der DSK hinaus und erfordern weitreichende juristische
Anpassungen.

Auf die Frage ,Wie sollten im Ereignisfall kurzfristig erforderliche, grenziiber-
schreitende Entscheidungen zur Warnung der Bevolkerung getroffen werden”
antworteten 72 % (13) der insgesamt 18 befragten Experten®. ,Mit Hilfe von Ver-
bindungspersonen® Damit kommt Verbindungspersonen ebenso wie Stiben eine
wesentliche Funktion zur Findung kurzfristiger grenziiberschreitender Entschei-
dungen zu (vgl. Tabelle 16).

35  Ein weiteres Beispiel, neben unterschiedlichen Eingreifrichtwerten, ist der Einsatz von Jodtablet-
ten, der bisher in beiden Landern unterschiedlich gehandhabt wird.

36  Diese Frage wurde nur den Experten zur Alarmierung/Warnung und Information der Bevolke-
rung gestellt.
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Tabelle 16: Antwortverteilungen auf die Frage, wie im Ereignisfall kurzfristig erforderliche,
grenziiberschreitende Entscheidungen zur Warnung der Bevélkerung getroffen werden sollten (N = 18)

Wie sollten im Ereignisfall kurzfristig erforderliche, grenziiberschreitende Anzahl der Nennungen
Entscheidungen zur Warnung der Bevolkerung getroffen werden ?

Mit Hilfe von Verbindungspersonen 13 (72 %)

Durch situationsbezogene Ad-hoc-Vereinbarungen zwischen den 12 (67 %)
Fihrungsstiben beider Lander

Durch einen gemeinsamen Krisenstab 3(17 %)

Sonstiges (offene Frage):

+ Herca-Wenra-Ansatz zwischen den Entscheidungstragern 2
+ Fithrungsstabe missen sich kennen (KKK) 1
 Durch fix definierte Abldufe (Standards) 1
Gar nicht, jeder Staat handelt unabhingig in seinem Zustindigkeitsbereich 2(11 %)

Lageabhingige Anpassungen und gemeinsame Entscheidungen

« Bisher gibt es keine besondere Kennzeichnung von grenziiberschreitend
relevanten Informationen zur Lagednderung

+ Verbindungspersonen erfiillen ebenso wie Stabe beider Lander eine
wesentliche Funktion bei der kurzfristigen grenziiberschreitenden
Entscheidungsfindung

+ Juristisch gedeckt ist bisher nur der Informationsabgleich, nicht aber eine
gemeinsame Entscheidung, evtl. gegen geltende nationale Richtwerte

Schlussfolgerungen

« Besonders wichtige grenziiberschreitende Informationen zur Lagednde-
rung missen in beiden Liandern gut erkennbar als solche gekennzeichnet
werden

« Gemeinsame grenziiberschreitende Entscheidungen miissen rechtssicher
ermoglicht werden, um im Ereignisfall - insbesondere in Grenzregionen —
zum Schutz der Bevolkerung beider Lander einheitlich handeln zu kénnen
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5.2.5 Storungsfreier Informationsaustausch - Kommunikationsmittel

Die technischen Voraussetzungen einer stérungsfreien Kommunikation sind - fiir
den Fall eines KKW-Unfalls* - durch ein internationales Fernsprechsondernetz
(IFSN) zwischen dem RP Freiburg, der NAZ, dem ENSI und dem Landkreis Walds-
hut sichergestellt. Eine direkte Standleitung zwischen dem Kanton Aargau und
dem Landkreis Waldshut besteht nicht. Auf der Ebene Funk sind die Systeme - das
deutsche TETRA und das schweizerische Polycom - nicht kompatibel. Um im Not-
fall trotzdem tiber Funk kommunizieren zu konnen, ist in der Leitstelle des Land-
kreises Waldshut ein Funkgerit aus Aargau deponiert. Auch der Kanton Basel-Stadt
und der Nachbarlandkreis Lorrach haben jeweils ein Funkgerat ausgetauscht.

Die schriftliche Befragung der Kommunikationsexperten ergab, dass die ,Weiter-
gabe einer unmittelbaren, relevanten Information zur Lagednderung bzgl. einer
grenziiberschreitenden Evakuierung” insbesondere tiber die Kommunikations-
mittel Telefon, E-Mail und Fax an das Nachbarland weitergegeben werden (vgl.
Tabelle 17). Das Kommunikationsmittel Funk spielt demgegentiber eine eher
untergeordnete Rolle.

Dartiber hinaus stellen Verbindungspersonen ein wesentliches Strukturelement
der grenziiberschreitenden Kommunikation dar, deren Vermittlerfunktion auch
im Fall kurzfristiger Lagednderungen von entscheidender Bedeutung ist (vgl.
Kap. 5.2.6).

37  Das Szenario KKW-Unfall begriindet die Auswahl bzw. den Ausschluss der Teilnehmer: NAZ, ENSI
und RP Freiburg sind die wesentlichen Zustidndigen, der Landkreis Waldshut wire so unmittel-
bar betroffen, dass eine Informationsverzégerung nicht verantwortbar wire. Der Kanton Aargau
hingegen wiirde direkt vom Betreiber, zusammen mit der NAZ und dem ENSI, benachrichtigt.
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Tabelle 17: Schriftliche Antwortverteilungen der befragten Kommunikationsexperten (N = 19)
auf die Frage: ,Wie erfolgt die grenziiberschreitende Weitergabe einer unmittelbaren, relevanten
Information zur Lagednderung bzw. einer grenziiberschreitenden Evakuierung?“*

Wie erfolgt die grenziiberschreitende Weitergabe einer unmittelbaren, Anzahl der Nennungen
relevanten Information zur Lageinderung bzw. einer grenziiberschreiten-

den Evakuierung?

Telefon 19
Verbindungsperson 19

E-Mail 15

Fax 14

Funk 6

ELAN 1

Neben der technischen Ebene muss ein storungsfreier grenziiberschreitender
Informationsfluss auch auf individueller Ebene sichergestellt werden. Hier ist

das sogenannte ,In Krisen Kopfe kennen®“ ein allgemein anerkanntes Mittel zur
Vermeidung personlicher Ressentiments und gehemmter Beziehungen der Mit-
arbeiter sowie zum Aufbau personlicher vertrauensvoller Kontakte. Die Motivation
zur grenziiberschreitenden Kooperation wird wesentlich durch Vertrauen in die
Institutionen des jeweils anderen Landes und die konkreten Personen, die sie ver-
treten, gestirkt (vgl. Hofinger 2009). In der Beispielregion sind bisher nur wenige
dieser Kontakte regelméfig fest institutionalisiert. Ausnahmen bilden hier die
Gremien der DSK und der ORK, die aber untereinander nicht vernetzt sind.

Des Weiteren bedingt ein storungsfreier Informationsaustausch auf individueller
Ebene, dass eine gleiche Sprache gesprochen wird bzw. dass gegenseitige Unter-
schiede (Dialekte, Fachtermini, Redensarten etc.) bekannt sind und zielgerecht
gedeutet werden kénnen (vgl. Kap. 5.2.2).

38 N=19,Giiltige Fille=19
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Storungsfreier Informationsaustausch - Kommunikationsmittel

« Technisch ist das Telefon das bedeutendste Kommunikationsmittel in der
Beispielregion, gefolgt von E-Mail und Fax

« Funkgerite beider Lander sind nicht kompatibel, sodass diese in der
Beispielregion wechselseitig ausgetauscht sind

« Verbindungspersonen bilden ein wesentliches Strukturelement des grenz-
uberschreitenden Informationsaustausches

+ Das Prinzip ,,KKK*“ kann auf personlicher Ebene den Aufbau vertrauens-
voller Kontakte und damit einen zwischenmenschlich storungsfreien
Informationsfluss beférdern

5.2.6 Aktiver Informationsaustausch - Verbindungspersonen

Die entsendeten Verbindungspersonen dienen der Verbesserung der Kommuni-
kation in qualitativer Hinsicht. Die herkdmmlichen Meldewege bleiben hierbei
bestehen und werden nicht durch das Tatigwerden der Verbindungsperson ersetzt.
Die Verbindungsperson kann als verlangertes Sprach- und Kommunikationsrohr
dienen und nimmt insoweit eine Vermittlungsfunktion wabhr, sie ist jedoch nicht
befugt, selbststindige Entscheidungen zu treffen, und wird stets nur auf Anord-
nung der Behorde bzw. Stelle, zu der sie zugehorig ist, tatig.

In der Beispielregion besteht zwischen dem Kanton Aargau und den Landkreisen
Lorrach und Waldshut seit 1997 eine ,,Gegenseitige Vereinbarung beziiglich Kon-
taktaufnahme und Informationsaustausch in ausserordentlichen Lagen“ (Land-
ratsamt Waldshut et al. 1997), die einen Austausch von Verbindungspersonen mit
Kommunikationsmitteln bei einem grenziiberschreitenden Ereignis vorsieht.

Die Verbindungspersonen des LK Waldshut bzw. des RP Freiburg in der NAZ
nehmen am Rapport* des Fiihrungsstabs der NAZ teil, informieren danach
telefonisch das RP Freiburg bzw. das Landratsamt Waldshut {iber die Inhalte
der Lagebesprechung und fassen deren Ergebnisse zusammen (vgl. Kap. 5.2.1).
Dartiiber hinaus konnen das RP Freiburg und der Landkreis Waldshut tiber die

39  Rapport (CH) = Lagebesprechung (D)
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Verbindungspersonen Antrige in die NAZ einbringen. Diese Antrige geben die
Verbindungspersonen dann im Rapport des Krisenstabes bekannt.

In den beschriebenen drei grofen grenziiberschreitenden Ubungen (vgl. Kap. 5.1.6)

zeigte sich u. a., dass es damals an konkreten Aufgabenbeschreibungen der Verbin-

dungspersonen mangelte. Das , Pflichtenheft Verbindungspersonen bei der NAZ*

(vgl. Nationale Alarmzentrale 2016) wirkt diesem Zustand entgegen. Hierin sind im

Wesentlichen folgende Aufgaben fiir deutsche Verbindungspersonen in der NAZ

genannt:*

+ Reprisentiert das Land Baden-Wiirttemberg

« Istin den Lagereport der NAZ eingebunden

- Préasentiert die Lage Deutschlands auf Stufe Regierungsprasidium

+  Gibt eine Ubersicht mit Problemschwerpunkten

+ Orientiert Giber geplante Tatigkeiten von Deutschland

+ Weist auf Probleme in verschiedenen Landkreisen hin

+ Bringt Antrage des Regierungsprasidiums ein

- Préasentiert radiologische Messungen auf deutschem Staatsgebiet

« Informiert die deutschen Stellen sofort bei Lagednderungen, Schliisselnach-
richten und getroffenen bevolkerungsschutzrelevanten Entscheidungen,
geplanten Schutzmafinahmen in der Schweiz sowie iber die Lage im KKW

+ Informiert sofort die NAZ bei Lagednderungen, Schliisselnachrichten und
getroffenen bevolkerungsschutzrelevanten Entscheidungen im Regierungs-

bezirk Freiburg und im Land Baden-Wiirttemberg

+ Stellt allfdllig notwendige Kontakte in Deutschland fiir den Abgleich der
Schutzmafinahmen her

40  Die beschriebenen Aufgaben der Verbindungspersonen der Standortkantone werden hier nicht
dargestellt, da diese in der NAZ nicht grenziiberschreitend aktiv werden.
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Dabei liegt die Einsatzfiihrung immer bei der NAZ bzw. dem RP Freiburg. Die Ver-
bindungspersonen sind nicht entscheidungsbefugt.

Zur Erfillung dieser vielfiltigen Aufgaben wird jedes Jahr eine Aus- und Weiter-
bildung in der NAZ (Dauer 1 Tag) durchgefiihrt (vgl. Nationale Alarmzentrale 2016).
Wihrend dieser eintdgigen Schulung erhalten die deutschen Verbindungspersonen
Informationen tiber die unterschiedlichen Strukturen der Krisenbewailtigung in
der Schweiz. Dariiber hinaus lernen Sie die NAZ als geschiitzte Anlage kennen, um
sich im Ereignisfall sofort zurechtfinden und alle wesentlichen Funktionen stetig
uberpriifen zu konnen. Die Verbindungspersonen bringen zum Aufbau ihrer Kom-
munikationsstrukturen beispielsweise aus Deutschland im Ereignisfall ein Laptop
mit, das in der NAZ zuverlassig angeschlossen und vernetzt werden kénnen muss
(vgl. TH Koln 2017[b]).**

Aus Sicht der Experten des ECHD-Workshops zur interinstitutionellen Kommu-
nikation reichen die vorhandenen ein bis zwei deutschen Verbindungspersonen
in der NAZ aus, um als grenziiberschreitendes Hor- und Sprachorgan den direkten
Kontakt und Informationsaustausch zwischen Deutschland und der Schweiz
sicherzustellen. Eine zuséatzliche Qualifikation der Verbindungspersonen zur grof3-
raumigen grenziiberschreitenden Evakuierung tiber die bisherigen eintigigen Aus-
und Weiterbildungen in der NAZ erscheint den Experten nicht notwendig, da sich
aus ihrer Sicht keine neuen Aufgaben oder Ausbildungsinhalte ergeben. Allerdings
sollte der Pool an Verbindungspersonen in Deutschland vergrofRert werden, um
kurze Einsatzzeiten und notwendige Ablosungen sicherstellen zu kénnen (vgl. TH
Ko6ln 2017[b]).

Insgesamt stellen Verbindungspersonen - neben direkten Telefonkonferenzen der
Stibe - das zentrale Verbindungsglied jeglicher grenziiberschreitenden Kommuni-
kation und Kooperation im Ereignisfall dar.

Bisher existieren in der Beispielregion keine allgemeinen Auswahlkriterien fiir
Verbindungspersonen. Vielmehr melden sich diese freiwillig aus den unterschied-
lichsten Bereichen mit unterschiedlichem Hintergrundwissen. Aus bisher nicht
bekannten Griinden ist die Anzahl der Freiwilligen bisher sehr tiberschaubar,
sodass das Bestreben, die Anzahl der grenziiberschreitenden Verbindungsperso-
nen zu erhohen, in der Beispielregion auf deutscher Seite bisher nicht umgesetzt
werden konnte.

41  Diese Einschatzung duferten auch im Expertenworkshop vertretene Verbindungspersonen (vgl.
TH Kéln 2017[b]).
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Die zur Erfiillung der dargestellten Aufgaben notwendigen Anforderungen an
grenziiberschreitende Verbindungspersonen finden sich im ,,Pflichtenheft Verbin-
dungspersonen bei der Nationalen Alarmzentrale“ (2016):

- Vertraut mit Stabsarbeit

+ Gute Kenntnisse Uber den Aufbau/Zustiandigkeiten/Kontaktadressen der Not-
fallorganisation in Deutschland

« Gute Kenntnisse Giber geplante Abldufe, Entscheidungskriterien und Schutz-
mafinahmen in Deutschland

+ Gute Kenntnisse des Schweizer Notfallschutzkonzeptes (vgl. Bundesamt fiir
Bevolkerungsschutz 2015[b])

«  Kompetenz, die Aufgaben nicht nur fiir die eigene Organisation, sondern auch
in Stellvertretung fiir eine andere deutsche Stelle wahrzunehmen

Dartiiber hinaus zeigen Literaturanalysen und die Ergebnisse der durchgefiihrten
Experteneinbindung, dass Verbindungspersonen zuséitzlich folgende Anforderun-
gen erfiillen miissen:

Sie miissen ...
« ...beide Lander kurz und umfassend informieren

+ ...die Fachtermini, unterschiedlichen Sprachgebréauche, Abkiirzungen etc.
beider Lander dolmetschen

+ ...eine umfassende Beurteilung der Schadenlage vornehmen, um wesentliche
Informationen kompetent filtern zu kénnen

+ ... die Einsatzleiter letztlich durch gefilterte Informationen fachlich beraten

Unabhingig von der Beispielregion miissen sich die Verbindungspersonen in einer
hochgradig stressvollen Situation (erhebliche Gefahren, Zeitdruck, unklare Infor-
mationslage etc.) im Krisenstab des Nachbarlandes eigenstindig Gehor verschaffen,
um diesen moglichst umgehend, beispielsweise tiber entscheidende Lagednderun-
gen im eigenen Land, zu informieren.

Dazu sollten sie nicht nur mit Stabsarbeit vertraut sein und die Strukturen des
eigenen Landes kennen, sondern sie miissen auch ein grundsatzliches Verstindnis
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der Flihrungsstrukturen, Fihigkeiten, Kompetenzen, Zustandigkeiten, Verfahren,
Fachtermini etc. des Nachbarlandes besitzen. Neben diesem umfinglichen struk-
turellen Wissen sollte ihre Personlichkeitsstruktur dartiber hinaus tendenziell
selbstsicher, belastbar und stressresistent sowie kommunikations- und durch-
setzungsfihig sein. Verbindungspersonen sollten dariiber hinaus die Fihigkeit zu
systemischem analytischem Denken sowie eine schnelle Auffassungsgabe und
hohe Frustrationstoleranz besitzen, um auch auflerhalb des Lagerapports Gehoér
zu finden und tatsichlich den angestrebten miindlichen Informationsaustausch
zwischen beiden Lindern sicherstellen zu kénnen (vgl. Hofinger, Heimann 2016,
S. 43).

Vor dem Hintergrund, dass deutsche Verbindungspersonen in der Regel nicht
aus dem Katastrophenschutz, sondern aus den Verwaltungen der beteiligten
Gebietskorperschaften rekrutiert werden, und angesichts der weit geficherten

o. g. Anforderungen erscheint es fragwiirdig, ob eine eintagige Ausbildung zur
qualifizierten Aufgabenerfiillung ausreicht. Vielmehr erscheint es notwendig,
Verbindungspersonen als zentrale Kommunikationsschnittstelle umfassender zu
qualifizieren und ihre méglichst hiaufige Teilnahme an Ubungen sicherzustellen.

Aktiver Informationsaustausch - Verbindungspersonen

+ Verbindungspersonen bilden ein zentrales Element des schnellen
Informationsaustauschs

+ Das Pflichtenheft Verbindungspersonen bei der NAZ beschreibt wesent-
liche Aufgaben und Anforderungen

+ Die bisherige Ausbildung erscheint den meisten involvierten Experten als
ausreichend

« Verbindungspersonen missen ein weitreichendes Hintergrundwissen
sowie spezielle Kompetenzen und Fihigkeiten besitzen, um allen Anforde-
rungen gerecht zu werden

+ Verbindungspersonen melden sich hiufig freiwillig und werden nicht nach
vorgegebenen Kriterien ausgewahlt (vgl. Beispielregion)
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Schlussfolgerungen

+ Als zentrales grenziiberschreitendes Kommunikationselement erscheinen
zahlreiche, u. a. auch personlichkeitsbezogene Anforderungen (Sach- und
Fachkenntnisse zur Stabsarbeit, Personlichkeitsmerkmale etc.) tiber die des
Pflichtenheftes der NAZ hinaus unverzichtbar

«  Um den zahlreichen Anforderungen gerecht werden zu kénnen, sollte
sowohl die Auswahl von Verbindungspersonen als auch deren Aus- und
Weiterbildung stets von hoher Bedeutung sein

« Das regelméafige und moglichst haufige Training notwendiger Fiahigkeiten
und Fertigkeiten von Verbindungspersonen ist unverzichtbar, um im Ereig-
nisfall allen bestehenden Anforderungen gerecht werden zu kénnen

« Grenziiberschreitende Verbindungspersonen sollten an méglichst allen
(auch nationalen) (Stabs-)Ubungen des Nachbarlandes sowie des eigenen
Landes teilnehmen

5.2.7 Kommunikationspartner/-wege

Im DSK-Feinkonzept zum Daten- und Informationsaustausch sind die grenziiber-
schreitenden Kommunikationspartner im Falle eines KKW-Unfalls festgelegt. Nach
Auffassung der Experten des Kommunikationsworkshops finden bei einem grof3en
grenznahen Einsatz immer Absprachen zwischen Deutschland und der Schweiz
statt. Dies erfolgt in Telefonkonferenzen zwischen der NAZ und dem RP Freiburg
im Vorfeld anstehender Entscheidungen auf mindestens einer Seite der Grenze.
Sollte also bspw. die NAZ nach der Beratung mit dem ENSI und dem Standortkan-
ton zu der Auffassung gelangen, dass Sirenenalarm ausgeldst wird, so wiirde vor
der Ausfithrung dieser Entscheidung der telefonische Kontakt zum RP Freiburg
hergestellt und das weitere Vorgehen mit der deutschen Seite abgestimmt (vgl. TH
Ko6ln 2017[b]).

Auf diese Weise sollen immer alle Meinungen - auch die der deutschen Seite - ein-
geholt und abgestimmt werden, bevor ein Alarm ausgeldst wird. Auf diese Weise
kann ein grenziiberschreitender Abgleich stattfinden. Diese grenziiberschreiten-
den Telefonkonferenzen zwischen dem RP Freiburg und der NAZ kénnen um
weitere Teilnehmer, wie etwa den Landkreis Waldshut, erweitert werden. Das RP
Freiburg kann des Weiteren an Telefonkonferenzen der NAZ mit dem ENSI, dem
Betreiber und dem Standortkanton des KKWs teilnehmen. Eine Abstimmung der
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Kommunikation mit Freiburg ist aus Sicht der NAZ unverzichtbar und gewéahrleis-
tet (vgl. TH Koln 2017[b]).

Insgesamt kommen die Experten des Workshops zur interinstitutionellen Kom-
munikation zu dem Schluss, dass die bestehenden grundlegenden grenziiber-
schreitenden Kommunikationswege, die sich im Laufe der langjahrigen Koopera-
tionen etabliert haben, auch im Rahmen einer grenziiberschreitenden Evakuierung
Anwendung finden sollten. Dabei ist es entscheidend, dass alle wesentlichen Infor-
mationen und Befehle iber einen zentralen nationalen ,Single Point of Contact”
(SPOC) laufen. Dementsprechend sollten die Kantone und Landkreise grenziiber-
schreitend Gber die NAZ bzw. das RP Freiburg als nationale SPOCs kommunizieren.

Neben einer klaren Fithrung tiber nationale SPOCs erscheint fiir die interorgani-
sationale Kooperation (vor Ort) nach Hofinger (2013) die Moglichkeit der direkten
Kommunikation untereinander vor Ort - ohne strikte Einhaltung von Dienst-
wegen oder SPOC-Vorgaben - zentral. Danach miissen die Vor-Ort-Tatigen in
bestimmten Situationen gewisse Entscheidungskompetenzen haben, um flexibel
auf eine Lage reagieren zu kénnen (vgl. Hofinger 2009). Dementsprechend antwor-
ten die 37 schriftlich befragten Experten auf die offene Frage: ,Welche Behorden/
Funktionstriager im Nachbarland sollten Gber die Festlegungen der DSK hinaus im
Fall einer grenziiberschreitenden Evakuierung informiert werden?” wie folgt (vgl.
Tabelle 18):

Tabelle 18: Antworten der Experten auf die Frage ,Welche Behorden/Funktionstrager
im Nachbarland sollten iiber die Festlegungen der DSK hinaus im Fall einer
grenziiberschreitenden Evakuierung informiert werden?“ (N =37)

Nennungen Anzahl der Nennungen
Polizeidienststellen beider Lander 6
Fihrungsstabe verschiedener Ebenen beider Lander 5
Verkehrsunternehmen 4
Landratsamter und Kantonalverwaltungen 4
Hilfsorganisationen, Feuerwehr/Rettungsdienst, THW 4
Die wesentlichen Behorden sind im DSK-Feinkonzept aufgefiihrt 4
Die Festlegungen der DSK sind nicht bekannt, keine Kenntnis 4

NAZ bzw. RP Freiburg 2
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Nennungen Anzahl der Nennungen
Armeen beider Lander 2
Zollbehorden 2
Leitstellen 2
Auswirtiges Amt 2
Alle grenznahen Kreise/Behorden und Organisationen 1
Pressestellen des Kantons/Landkreises 1
Behorden in Frankreich 1
Keine Angaben 10

Ebenso antworten auf die Frage ,,Erfordert eine erfolgreiche grenziiberschreitende
Evakuierung eine direkte Kommunikation zwischen inldndischen Behérden und
in die Evakuierung involvierten, privaten Unternehmen des Nachbarlandes?* 62 %

der befragten Experten mit ,,Ja“*

Des Weiteren sei es beispielsweise wiinschenswert - so die Experten des Work-
shops zur Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung -, die vor-
handenen Kontaktverzeichnisse der DSK um bestimmte Akteure zu erweitern. So
scheinen etwa die verschiedenen Pressestellen in Deutschland und der Schweiz
nicht vollstdndig untereinander bekannt zu sein. Finden derartige Ergdnzungen
der bisherigen Kontaktverzeichnisse statt, wire dies eine grofde Verbesserung. Sinn-
voll erscheinen solche Ergdnzungen aber nur innerhalb des bestehenden Gesamt-
konzepts (vgl. TH Koln 2017[b]).

Ein solcher ,kurzer grenziiberschreitender Dienstweg“ konnte in direktem Wider-
spruch zur Auffassung vieler Workshop-Experten stehen, die die Einhaltung
jeglicher Kommunikation {iber einen Single Point of Contact als fundamental und
unverzichtbar betrachten (TH Kéln 2017[b]). Dieses Spannungsfeld dirfte in den
wechselnden Zustindigkeiten verschiedener Ebenen bei unterschiedlichen Lagen
begriindet liegen, denn grundsétzlich funktioniert die Kooperation und Nachbar-
schaftshilfe im Alltag in verschiedenen Bereichen (Rettungsdienst, Feuerwehr ...)
auf kantonaler/Landkreisebene sehr gut. Je nach Lage sucht z. B. der Landkreis

42 N=36, Giiltige Fille = 24, Nein =9, Ja = 15; diese Frage wurde nur Experten der Planungsbereiche
Jnterinstitutionelle Kommunikation“ und ,Mobilititsmanagement” gestellt.
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Waldshut den direkten Kontakt zum Kanton Aargau, etwa ,wenn der gesamte
Grenzverkehr tiber eine Briicke lauft und in Deutschland nicht mehr bewiltigt
werden kann“ (vgl. TH Ko6ln 2017[b]).

Dementsprechend wiirde etwa ein Verkehrsunfall als Begleiterscheinung eines
KKW-Unfalls vom kantonalen Fithrungsstab bzw. der kantonalen Notrufzentrale
bearbeitet werden, ohne tber die NAZ als SPOC zu laufen, da auch bei einem
KKW-Unfall - so die Auffassung vieler Experten - vieles wie im Alltag auf unterer
Ebene geregelt werden wiirde.

Ein KKW-Unfall mit einer grofiriumigen Evakuierung - so die Meinung vieler
Experten - wire zwar eine sehr grofe Lage, doch der Alltag wiirde wahrscheinlich
nicht sofort aufler Kraft gesetzt werden. Vielmehr wéren wahrscheinlich deutsche
Einsatzkréfte auch in der Schweiz im Einsatz, bis die Entscheidung zur Evakuie-
rung fiele (vgl. TH Koln 2017[b]).

In diesem Spannungsfeld zwischen SPOC und kurzem Dienstweg vor Ort bzw. den
Erfolgsfaktoren ,klare Fihrung® einerseits und ,,Flexibilitdt und Handlungskompe-
tenz vor Ort“ (Hofinger 2009, S. 198) andererseits erscheinen grenziiberschreitende
Definitionen und Abgrenzungen unverzichtbar, aus denen eindeutig hervorgeht,
welche Meldungen tiber einen SPOC laufen miissen und welche nicht. Einerseits
muss sichergestellt werden, dass alle Informationen, auch zur konkreten Lage ,vor
Ort, in einer gemeinsamen grenziiberschreitenden Lagedarstellung zusammen-
flieRen, und andererseits muss eine Uberfrachtung der grenziiberschreitenden
SPOCs durch irrelevante ,Vor-Ort-Informationen“ vermieden werden.

Grundsitzlich ist zu bedenken, dass mehrere aufeinanderfolgende Kommunika-
tionsstufen das Bild einer Lage verandern (entschirfen, verschirfen etc.) konnen
und mehr Schnittstellen unvermeidbar Produktivititsverluste durch hoheren
Kommunikationsaufwand mit sich bringen.
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Grenziiberschreitende Kommunikationspartner/-wege

Das DSK-Feinkonzept gibt klare Kommunikationspartner im Fall eines
KKW-Unfalls vor

Diese als etabliert betrachteten Wege sollten auch im Falle einer grenziiber-
schreitenden Evakuierung beibehalten werden

Der Alltag in der Grenzregion ist immer grenziibergreifend, sodass bei
einem KKW-Unfall vor Ort wahrscheinlich in gewissem Umfang weiter der
kurze grenziiberschreitende Dienstweg zur flexiblen Bewaltigung der Lage
gewahlt wiirde

Mehr Schnittstellen bringen Produktivitdtsverluste durch hoheren Kom-
munikationsaufwand mit sich

Schlussfolgerungen

Die nationalen SPOCs sind die zentralen Kommunikationspartner bei einer
grenziiberschreitenden groffraiumigen Evakuierung. Von ihnen geht die
Fihrung der Krisenbewaltigung aus. Um trotzdem flexibel auf verdnderte
Lagen vor Ort reagieren zu konnen, ...

> ... muss sichergestellt werden, dass alle Informationen, auch zur kon-
kreten Lage ,vor Ort" in einer gemeinsamen grenziiberschreitenden
Lagedarstellung zusammenfliefRen

> ...muss gleichzeitig eine Uberfrachtung der grenziiberschreitenden
SPOCs durch irrelevante ,Vor-Ort-Informationen“ vermieden werden

In diesem Sinne muss sichergestellt werden, dass alle beteiligten Akteure
beider Lander bereits im Vorfeld eines Ereignisses genau wissen, wer ihre
Information erhalten muss, damit diese, falls erforderlich, unverziglich
zum SPOC gelangt
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5.2.8 Kommunikationszeitpunkte

In Bezug auf grenziiberschreitende Kommunikationszeitpunkte wurde den
Experten die Frage gestellt ,Wann sollen die Behérden im Nachbarland im Fall
einer grenziiberschreitenden Evakuierung tiber die aktuelle Lage informiert
werden?” (vgl. Tabelle 19). Die weitaus meisten Experten vertreten die Auffassung,
dass die Behorden des Nachbarlandes informiert werden sollten, sobald auch nur
die Moglichkeit einer grenziiberschreitenden Evakuierung entsteht. Insgesamt

ist aus den Antworten tendenziell der Wunsch nach institutionalisierten Regeln
bzw. festgelegten Zeitpunkten der grenziiberschreitenden Information abzulesen.
Demgegentiiber werden individuelle Absprachen nur von verhiltnisméaflig wenigen
Experten (21 %) priferiert.

Tabelle 19: Schriftliche Antwortverteilungen der befragten Experten (N =37) zu den
Kommunikationszeitpunkten im Falle einer grenziiberschreitenden Evakuierung
(Mehrfachantworten sowie eigene Ergdanzungen waren moglich)

‘Wann sollen die Behérden im Nachbarland im Fall einer grenziiberschreitenden Ja
Evakuierung iiber die aktuelle Lage informiert werden?

Sobald die Moglichkeit einer grenziiberschreitenden Evakuierung entsteht 28 (76 %)
Sobald bestimmte Kennwerte/Voraussetzungen erreicht sind 17 (46 %)
Grundsitzlich in festgelegten zeitlichen Intervallen 15 (40 %)
Nach individueller Absprache 8(21 %)

Sonstige Nennungen (offene Frage):
- Bei Bekanntwerden eines Ereignisses, unverziglich, sofort

4
« Interne Absprachen, zwischenstaatliche Regelungen 2
- Sobald Fahrplane im 6V nicht mehr eingehalten werden kénnen 1

2

+ Kontinuierliche Folgeinformationen nach konkreter Absprache (lageabhingig), sobald
die Stabe zusammengetreten sind

Diese Antwortverteilungen stimmen mit Aussagen verschiedener Experten
wahrend der Workshops tiberein, da die schnelle Information der Nachbarldnder
nicht nur in den geltenden Grundlagenkonzepten, sondern auch in deren prak-
tischer Umsetzung als fundamental und unverzichtbar betrachtet wird. Im Falle
eines KKW-Unfalls werden grenziiberschreitende Stellen sofort auf einer Stufe
mit nationalen Stellen informiert und der direkte telefonische Kontakt zwischen
der NAZ und dem RP Freiburg wird so schnell wie moglich gesucht (vgl. TH Kéln
2017[b]).
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Im DSK-Feinkonzept zum Daten- und Informationsaustausch sind fiir alle
betrachteten Szenarien dezidierte Zeitvorgaben wie bspw. ,sofort, unmittelbar
nach ..., rechtzeitig vor ..., moglichst innerhalb 1 h ..., variabel” enthalten. Dabei
werden verschiedene Akteure in beiden Landern von Beginn an zeitgleich durch
den KKW-Betreiber informiert.

Basierend auf dieser Grundlage sollten grenziiberschreitende Evakuierungspla-
nungen institutionalisierte Zeitvorgaben zur Kontaktaufnahme, Kommunikation
und Information - beispielsweise die Vorlaufzeiten zur Einsatzbereitschaft der
Fithrungsorgane und Einsatzkrifte — enthalten (vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungs-
schutz 2017).

Grenziiberschreitende Kommunikationszeitpunkte

« Tendenziell sprechen sich die involvierten Experten fiir institutionalisierte,
moglichst frithe grenziiberschreitende Informations- und Kommunika-
tionszeitpunkte aus

+ Das DSK-Feinkonzept definiert fiir verschiedene Szenarien dezidierte Zeit-
punkte einer grenziiberschreitenden Information

Schlussfolgerung

Fir alle grenziiberschreitend relevanten Planungsbereiche sollten eindeu-
tige Zeitpunkte der Kommunikation und Information - vergleichbar dem
DSK-Feinkonzept - definiert werden

5.2.9 Kommunikationsinhalte

Dezidierte Kommunikationsinhalte im Rahmen einer grenziiberschreitenden
Evakuierung werden in den einzelnen Planungsbereichen, insbesondere des
Mobilititsmanagements und der Alarmierung/Warnung und Information der
Bevolkerung, definiert.

Dartiiber hinaus sollten in einer grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung
grundsatzliche Regelungen zur Priifung, Verifizierung und Weitergabe von grenz-
tberschreitenden Informationen (vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2017),
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ggf. iber die Festlegungen des DSK-Feinkonzeptes hinaus, enthalten sein. Bisher
existiert kein einheitliches grenziiberschreitendes Qualitédtssicherungsprinzip,
denn die Frage ,Gibt es beziiglich der Weitergabe von Informationen ein Qualitits-
sicherungsprinzip?“ verneinten 20 (74 %) der befragten Experten. Sieben Experten
(26 %) gaben folgende Qualitatssicherungsprinzipien aus ihrem Bereich an*:

« Einstellen einer Meldung durch Stabsmitarbeiter in die ELD und Freigabe
durch Stabsleiter

« NAZ-interne Prozesse und Ubungen

+  Personliche Rickmeldung bei einleitender Stelle

+ Stabsstrukturen und feste Meldewege

« Vier-Augen-Prinzip plus Freigabe durch Stabsleitung
« Vorlagen wie Listen doppelsprachig

«  Weitergabe erfolgt im Rahmen der Stabsarbeit, dadurch hinreichende Qualitit
gewahrleistet

Vor diesem Hintergrund sollte die Qualitétssicherung bei der Weitergabe von
Informationen verstdrkt in Planungen zur grenziiberschreitenden Kommunika-
tion bertcksichtigt werden.

Grenziiberschreitende Kommunikationsinhalte

+ Dezidierte Kommunikationsinhalte ergeben sich in den einzelnen
Planungsbereichen

+ Ein einheitliches grenziiberschreitendes Qualitatssicherungsprinzip exis-
tiert bisher nicht

43 N=37,Glltige Fille = 27; Keine Kenntnis = 2
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Schlussfolgerung

In allen Planungsbereichen sollten grundsatzliche Regelungen zur Priifung,
Verifizierung und Weitergabe (Qualititssicherungsprinzip) von grenziiber-
schreitenden Informationen definiert werden

5.2.10 Checkliste interinstitutionelle Kommunikation

Da grenziiberschreitende interinstitutionelle Kommunikationsprozesse eine
Grundvoraussetzung grenziiberschreitender Evakuierungsplanung darstellen,
die im Sinne einer Metaebene in allen relevanten Planungsbereichen zum Tragen
kommt, werden im Folgenden wesentliche Aspekte empfohlen, welche bei der
grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung berticksichtigt werden sollten.

Grenziiberschreitende Harmonisierung relevanter Unterschiede im Vorfeld

(O Definition gemeinsamer Ziele und Priorititen einer grenziiberschreiten-
den Evakuierung
Z. B. Vorrang von Menschenleben vor Tieren und Giitern, Priorisierung beim Einsatz
knapper Ressourcen und einzelner Schutzmafinahmen

(O Harmonisierung geltender Eingreifrichtwerte zur grofiraumigen grenz-
uberschreitenden Evakuierung
Wenn Alternativmaf$nahmen bei gleichen Eingreifrichtwerten gewdhlt werden
konnen, sollten hierzu ebenfalls im Vorfeld Absprachen zur Handhabung im Ereignis-
fall getroffen werden. Moglichkeiten hierzu beschreibt der HERCA-WENRA-Ansatz,
wonach das Verursacherland die Fithrung tibernimmt. Ein weiterer Ansatz wdren Ver-
einbarungen dahingehend, dass die jeweils niedrigsten Eingreifrichtwerte zugrunde
gelegt werden, da ansonsten gegen nationales Recht verstofSen wird.

(O Harmonisierung geltender Schutzzonenkonzepte und damit verbundener
Vorgaben
Bestehen unterschiedliche Rahmenbedingungen wie z. B. feste Zeitvorgaben zur Eva-
kuierung eines definierten Gebietes, so sollten diese im Vorfeld harmonisiert werden
bzw. mdgliche Konsequenzen in gemeinsamen Planungen Berticksichtigung finden

(O Harmonisierung geltender Empfehlungen zum Gesundheitsschutz (Jod-
tabletten etc.)
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(O Einigung auf eine einzige Ausbreitungsprognose, die das gemeinsame
Handeln bestimmt
Verschiedene national erstellte Ausbreitungsprognosen als Grundlage nationaler
Ereignisbewdltigung miissen bei einer grenziiberschreitenden kooperativen Ereig-
nisbewdltigung ihre Funktion als Handlungsrichtlinie zugunsten einer einzigen
Ausbreitungsprognose ,,aufgeben‘; um gleichgerichtete Handlungsweisen beider
Ldnder sicherzustellen. Diese grenziiberschreitend giiltige Ausbreitungsprognose kann
entweder gemeinsam erstellt werden oder es findet eine Einigung auf die nationalen
Ausbreitungsprognosen eines Akteurs statt

(O Sicherstellung einer Rechtssicherheit fiir gemeinsame grenziiber-
schreitende Entscheidungen (z. B. bei kurzfristig erforderlichen
Lageanpassungen)

Vgl. Grenziiberschreitende Harmonisierung geltender Eingreifrichtwerte

Allgemeine Voraussetzungen

(O Einbindung der Grenzpolizeien und des Zolls in grenziiberschreitende
Evakuierungsplanungen

O Entwicklung von Regeln zur Priifung, Verifizierung und Weitergabe von
grenzlberschreitenden Informationen (Qualitéitssicherung)

(O Bestimmen spezieller Kennzeichnungen fiir besonders wichtige grenz-
uberschreitende Informationen zur Lagednderung

(O Wechselseitige Kenntnis der relevanten Strukturen des
Bevolkerungsschutzes
- Prignante Unterlagen zu wesentlichen Bevolkerungsschutzstrukturen
des Nachbarlandes zur grenziiberschreitenden groffraumigen Evakuie-
rung erstellen
Organigramme, Tabellen, Schaubilder zu Aufgaben und Zustdndigkeiten einzelner
ARteure im Nachbarland

(O Wechselseitige Kenntnis der anderen Sprache (Begriffe, Abktirzungen,
Sprachregelungen, Glossare etc.)
- Identifikation evtl. unbekannter, missverstandlicher oder doppeldeuti-
ger Begriffe, Abkiirzungen, Sprachregelungen etc.
« Ggf. Erstellung eines spezifischen Glossars zur grofiraumigen
Evakuierung
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O

Wechselseitige Kenntnis der geplanten grenziiberschreitenden

Kommunikationsstrukturen

- Entwicklung pragnanter Unterlagen zu den groben Strukturen einer
geplanten grenzliberschreitenden Kommunikation

Schaubilder, Flussdiagramme etc. Ziel ist es, dass jeder Akteur des eigenen Landes ver-

steht, wie grenziiberschreitende Informations- und Kommunikationsfliisse verlaufen

sollen und welchen Beitrag jeder Einzelne dazu leisten muss (An wen muss ich welche

Information leiten?)

Definition grenziiberschreitender Kommunikations- und
Informationsstrukturen

O

O

Bildung eines nationalen Single Points of Contact (SPOC) als nationale

Zentrale jeglicher grenziiberschreitenden Kommunikation

+ Informationen und Meldungen des Nachbarlandes kommen beim
nationalen SPOCs an und werden weitergeleitet

+ Der nationale Informationsfluss muss eine klare Fiihrung des SPOCs
ermdglichen, sollte jedoch gleichzeitig nicht zu einer Uberfrachtung
des SPOCs mit Informationen fithren

+ Informationen und Meldungen an das Nachbarland werden aus-
schlieflich vom nationalen SPOC versandt

- Grenziiberschreitende Abstimmungen im Ereignisfall (lageabhingige
Anpassungen etc.) finden ausschliefRlich zwischen den nationalen
SPOCs statt

« Grundsitzliche grenziiberschreitende Entscheidungen kénnen aus-
schliefilich durch die SPOCs getroffen werden

 Die nationale Einsatzfiihrung liegt bei den nationalen SPOCs

Definition der Aufgaben und Zustidndigkeiten der beteiligten Akteure
einer grenziiberschreitenden Kommunikation

Grenziiberschreitender Austausch von Verbindungspersonen

O

O

Definition und detaillierte Beschreibung der Aufgaben von
Verbindungspersonen

Definition gemeinsamer Mindeststandards zur Auswahl sowie zur Aus-
und Weiterbildung von Verbindungspersonen

Zur Erfiillung dieser Aufgaben miissen grenziiberschreitende Verbindungspersonen
bestimmte Anforderungen erfiillen, die ebenso wie die Aufgaben im Vorfeld von Ereig-
nisfdllen definiert und bei der Auswahl von Verbindungspersonen angewandt werden
sollten
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O Institutionalisierung der regelmafiigen, moglichst haufigen Teilnahme der
Verbindungspersonen an Ubungen zur stetigen Auffrischung der Fihig-
keiten aufierhalb von Ereignisfillen

Gemeinsame Lagedarstellung

(O Bestimmen einer gemeinsamen radiologischen Lagedarstellung (sofern
diese nicht in die allgemeine ELD integriert ist)

(O Bestimmen einer gemeinsamen Lagedarstellung, auf der das gemeinsame
grenzlberschreitende Handeln basiert
Diese grenziiberschreitende gemeinsame ELD kann entweder gemeinsam erstellt
werden oder es findet eine Einigung auf eine bestehende nationale ELD eines Akteurs
statt oder es wird eine technische Verzahnung bestehender nationaler ELDen
sichergestellt

(O Regeln zur grenziiberschreitenden Einspeisung von Information in eine
gemeinsame Lagedarstellung aufstellen

Festlegung grenziiberschreitender Kommunikations- und
Informationsinhalte

(O Mogliche Inhalte eines grenziiberschreitenden Informationsaustausches

+ Lenkungsmafinahmen des grenziiberschreitenden Individualverkehrs
im Ereignisfall

+ Mafdnahmen der Alarmierung/Warnung und Information der Bevolke-
rung vor und in einem Ereignisfall

- Lageanpassungen

« Grenziiberschreitend auszutauschende Informationsinhalte

- ODL-Daten (z. B. Tagesmittelwerte und/oder 10-Minuten-Mittelwerte
der Umgebungsiiberwachung)

- Aerosole Luftaktivititskonzentration (z. B. Tagesmittelwerte 1 Mal tag-
lich und/oder 1-h-Messwerte)

» Meteorologische Daten der Regionen um KKW (Deposition und Nie-
derschlége etc.)

 Dosis- und Ausbreitungsrechnungen mit Quellterm-Daten (z. B.
stiindlich)

- Informationen zu allgemeiner Lage, nationalen Bewertungen, Informa-
tionen und Mafnahmen

+ Tabellen- und Kartendarstellungen der nationalen Messergebnisse

+ Messergebnisse zu Bodenkontamination, Trinkwasser, Oberflachen-
und Meerwasser, Nahrungs- und Futtermitteln
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- Statusinformationen weiterer, als grenziiberschreitend relevant erach-
teter Kritischer Infrastrukturen
- Standorte und Kapazitdten der nationalen Aufnahmestationen

O Mogliche Kommunikationsinhalte
» Deeskalationsmafinahmen, z. B. bei Stausituationen an der Grenze

Definition grenziiberschreitender Kommunikations- und Informations-
zeitpunkte (Schwellenwerte etc.)

(O Far verschieden Szenarien

(O Firverschiedene Phasen der Krise bzw. Krisenbewaltigung
Z. B. erste Kontaktaufnahme, regelmdpfliger/periodischer Sachstandsaustausch

Unterstiitzende Mafinahmen

O Regelmifige Ubungen

(O Grenziiberschreitende Glossare

(O Grenziiberschreitende Kontaktverzeichnisse

(O Abstimmung Uiber Personenregistrierung und Familienzusammen-

fihrung (unter Beteiligung der nationalen Suchdienste (Restoring Family
Links [RFL])



@ Mobilitaitsmanagement

Mobilititsmanagement bezeichnet die Entwicklung nachhaltiger Verkehrsinfra-
struktursysteme, die gleichzeitig eine Verdnderung der Gewohnheiten und des
Verhaltens der Verkehrsteilnehmer bewirken sollen (vgl. EPOMM 2013, S.7). Die
Idee gewinnt seit Anfang der 1990er-Jahre in den Staaten der Européischen Union,
einschlief}lich der Schweiz und Norwegen, zunehmend an Bedeutung und unter-
liegt seither einer extensiven Entwicklung. Es handelt sich jedoch nicht um ein
einheitliches Konzept, sondern jeder Staat setzt seine eigenen Priorititen, Pro-
gramme und Projekte um. Die Grundlagen dieser Projekte liegen in dem Bestreben
nach einer Verringerung des Klimawandels und der Férderung der Gesundheit

der Bevolkerung (vgl. EPOMM 2013, S. 8). Wesentliche Ziele des Mobilitdtsmanage-
ments sind die Reduktion des Gebrauchs fossil angetriebener Fahrzeuge, insbeson-
dere Autos in Stadten, und eine Integration simtlicher Fortbewegungsarten und
Verkehrsmittel.

Beim Mobilititsmanagement verfolgen die Schweiz und Deutschland weitgehend
die gleichen Ziele: Energieeinsparung und Reduktion des Individualverkehrs mit
Autos, insbesondere im urbanen Raum. So verfiigen z. B. im Kanton Basel-Stadt
nur ca. 50 % der Haushalte tiber ein Auto (vgl. Prasidialdepartment des Kantons
Basel-Stadt — Statistisches Amt 2018). Dies geht in den Stiddten mit einem deut-
lichen Ausbau des 6ffentlichen Nahverkehrs und weiteren Mafinahmen - wie z.B.
Verringerung der innerstidtischen Parkflichen, Erweiterung der Fahrrad- und
Fufgingerwege, Aufbau lokaler Infrastruktur oder Aufklarungsarbeit - einher (vgl.
EPOMM 2013).

5.3.1 Mobilititsmanagement bei der grenziiberschreitenden groRraumigen
Evakuierungsplanung

Auch bei der Evakuierungsplanung kommt dem Mobilitdtsmanagement grofie
Bedeutung zu. Zwar hat in diesem Zusammenhang die Energieeinsparung keine
Bedeutung, jedoch stellt die Integration der Verkehrsinfrastrukturen und -mittel,
gerade im grenziiberschreitenden Bereich, eine grofie Herausforderung dar. Hier
ist insbesondere der Diskrepanz der verfiigbaren Pkw pro Haushalt zwischen stiad-
tischem und landlichem Gebiet Rechnung zu tragen, da sich, sofern vorhanden, die
meisten Menschen (ca. 60-80 %) mit dem privaten Pkw evakuieren. In stddtischen
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Gebieten, wie z. B. Basel-Stadt, in denen nur etwa die Halfte der Haushalte iiber
einen Pkw verfiigt, muss dies bei der Evakuierungsplanung berticksichtigt werden.

Das allgemeine Ziel des grenziiberschreitenden Mobilitdtsmanagements zur
Evakuierungsplanung ist es, Maffnahmen der Verkehrsorganisation und -lenkung
sowohl lokal in der Grenzregion als auch groffraumig - evtl. international - so zu
beplanen und abzustimmen, dass alle Betroffenen moglichst schnell die Gefah-
renzonen auch grenziiberschreitend verlassen kdnnen. Dazu muss sichergestellt
werden, dass der entstehende Verkehr unabhingig von nationalen Grenzen flieflen
kann.

In diesem Zusammenhang ist grundsitzlich zu bedenken, dass erhebliche Evakuie-
rungskapazititen auflerhalb des straflengebundenen Verkehrs liegen, insbesondere
bei Evakuierungsgebieten, die an Wasserstrafien liegen. Die AG Fukushima (2014,

S. 13, 24-25) benennt weitere Verkehrstrager mit den potenziellen Evakuierungs-
routen Schienen, Wasserstraflen und Luftkorridore.

Da grenziiberschreitende grofirdaumige Evakuierungen in Westeuropa bislang noch
nicht stattgefunden haben und zudem auch die Analysen - z. B. im Zusammen-
hang mit Naturkatastrophen in den USA - der in diesem Zusammenhang auftre-
tenden Belastungen der Verkehrsinfrastruktursysteme stets Ex-post-facto-Unter-
suchungen darstellen, ist eine Einschiatzung der zu erwartenden Verkehrsstrome
iberaus schwierig. Als Mittel der Wahl wird daher meist auf Simulationsmodelle
zurilickgegriffen.

Eine einfache und sehr schnell, unabhingig von Technologie einsetzbare Methode
bietet das vom BBK entwickelte Modell zur Schitzung von Evakuierungszeiten (vgl.
Kap. 4.7).

In den Niederlanden bildet die grofdrdaumige Evakuierungsplanung einen wesent-
lichen Bestandteil der Katastrophenvorsorge, da im Falle von Deichbriichen ein
grofier Teil des Landes tiberflutet wirde. ,Zur Unterstiitzung von (und in Vorberei-
tung auf) Evakuierungen wurde das ,Landesweite Evakuierungsmodul‘ (Landelijke
Evacuatie Module - LEM) zur Planungsvorbereitung, Planungskontrolle und zu
Ubungszwecken entwickelt“ (Huizinga et al. 2009). Dieses im Rahmen des Projekts
ECHD vorgestellte Modul konnte in adaptierter Form bei der Evakuierungspla-
nung im grenziiberschreitenden Bereich berticksichtigt werden, weil es nicht nur
die Simulation erméglicht, sondern auch zu Ubungszwecken genutzt werden kann.



Relevante Bereiche grenziiberschreitender Evakuierungsplanungen - 129

Grenziiberschreitendes Mobilititsmanagement

Die meisten Menschen (ca. 60-80 %) werden sich mit dem privaten Pkw
selbststandig evakuieren

Der Diskrepanz der verfiigbaren Pkw pro Haushalt zwischen stadtischen
und landlichen Gebieten ist in grenziiberschreitenden Planungen Rech-
nung zu tragen

Es muss sichergestellt werden, dass der Verkehr unabhingig von nationalen
Grenzen fliefien kann

Erhebliche Evakuierungskapazititen liegen aufierhalb des strafiengebunde-
nen Verkehrs (Schienenwege, WasserstraRen, Luftkorridore)

Die Entscheidung zur grenziiberschreitenden Evakuierung ist abhan-
gig von der geografischen Lage und der grenziiberschreitenden
Verkehrsinfrastruktur

Schlussfolgerungen

Die Entscheidung, ob bzw. unter welchen Bedingungen eine behordliche
Aufforderung zur grenziiberschreitenden Evakuierung erfolgt, sollte im
Vorfeld festgelegt werden

Da in Grenzregionen die Grenziiberschreitung zum Alltag gehort, miissen
grenziiberschreitende Verkehrsstrome auch ohne staatliche Aufforderung
eingeschitzt und ggf. gelenkt werden (Pendler, Touristen etc.)

Alle 6ffentlichen und privaten Betreiber grenziiberschreitender Verkehrs-
mittel miissen an der Evakuierungsplanung beteiligt werden

Die grenziiberschreitenden Verfiigbarkeiten, Verkehrswege und Kapazita-
ten miissen erfasst und sich ergdnzend beplant werden
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5.3.2 Verkehrsinfrastruktur in der Beispielregion

Die Verkehrsinfrastruktur im Einzugsbereich des KKW Leibstadt ist durch den in
Ost-West-Richtung flieRenden Rhein, der auch in weiten Teilen die Grenze zwi-
schen Deutschland und der Schweiz bildet, hinsichtlich grenziiberschreitender
Evakuierungsplanungen durch sieben Briicken fiir Kraftfahrzeuge und eine Bahn-
briicke limitiert. Im Norden erhebt sich der Hochschwarzwald mit wenigen, meist
kleineren, kurvenreichen Strafien. Richtung Stiden, auf schweizerischem Gebiet,
befindet sich ein stiarker ausgebautes StrafRennetz (vgl. Abbildung 6).

Abbildung 6: Verkehrsinfrastruktur um das KKW Leibstadt
(eigene Darstellung auf der Basis von OpenStreetMap)

Angesichts der hohen Pkw-Dichte in den zu evakuierenden Gebieten von nahezu
600 Pkw pro 1.000 Einwohner und der Erkenntnis, dass die meisten Menschen sich
selbst mit dem Pkw evakuieren, ist aus der Zentral- und Mittelzone beider Linder
mit einem Verkehrsaufkommen von insgesamt weit iber 200.000 Pkw zu rechnen
(vgl. Tabelle 20).
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Tabelle 20: Geschatztes Pkw-Aufkommen und grenziiberschreitende Verkehrswege in der Beispielregion

Aargau Waldshut
Betroffene in Zone 1 und 2 269.800 V 139.300
PKW pro 1.000 Einwohner 581 591 7
PKW, die die Zonen mindestens verlassen werden 140.000 70.000

Insgesamt 7 fiir PKW geeignete Briicken = Grenziiberginge

1 Eisenbahnbriicke

Neben den offiziellen Schutzzonenempfehlungen in Deutschland und der Schweiz
von 5 km (Zone 1) und 20 km (Zone 2) werden noch weitere Radien von anderen
Stellen empfohlen und auch publiziert. So veroffentlichte z. B. die Zeitschrift
,Beobachter”in ihrer Ausgabe 12/2011 eine grafische Darstellung unterschiedli-
cher Empfehlungen (vgl. Abbildung 7). Danach empfahl die Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika ihren Biirgern, aus einer Zone von 80 km um die
havarierten Kernkraftwerke in Fukushima zu evakuieren. Greenpeace empfiehlt
gar, eine Schutzzone von 120 km einzuhalten.

Unterschiedliche Empfehlungen

AKWs: Die So viele wiren betroffen:  Betroffene  Betroffene
Gemeinden  Einwohner

® 20-km-Zone (offizielle Schutzzone bei AKW-Unfallen in der ) s (20-km-Zone) (20-km-Zone)

@ 80-km-Zone (von der US-Regierunq ihren Biirgy 2 158 551570
empfohlene Evakuierungszone nach der Fukushi 186 383089

@ 120-km-Zone (Schutzzonen-Empfehlung e X 107 228135

A nirolo

#sitten

[ ]
Martigny

Abbildung 7: Zonenempfehlungen verschiedener Stellen
(Beobachter 12/2011)
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Grundsitzlich wird ein Aufruf zur Evakuierung umso eher befolgt, je grofier die
Gefahr eingeschitzt wird. Dies kann zu umfangreichen Fluchtbewegungen fiihren.
Nicht zuletzt aufgrund der divergierenden Empfehlungen ist damit zu rechnen,
dass bei einem Kernkraftwerksunfall mehr Menschen als vorgesehen das Gebiet
um das KKW und auch die umliegenden Regionen verlassen werden, womit sich
die Belastung der Stralen weiter erhoht.

Derzeit liegen fir die Beispielregion noch keine konkreten grofiraumigen Evakuie-
rungsplanungen vor. Allerdings sind bereits Grundlagen fir die Evakuierungspla-
nung sowohl auf schweizerischer als auch auf deutscher Seite erarbeitet.

Beispielregion
+  Wenig grenziiberschreitende Verkehrswege
« Noch keine konkreten Evakuierungsplanungen vorhanden

+ Hohes Individualverkehrsaufkommen

5.3.3 Bislang entwickelte Planungsgrundlagen

Im Bereich Mobilitditsmanagement bestehen bisher keine grenziiberschreitenden
bzw. internationalen konzeptionellen Planungsgrundlagen.

Die ISO 22315 enthilt keinerlei planerische Aspekte des Mobilititsmanagements.
Sie enthilt fir den Bereich des , Transportwesens* lediglich grundsatzliche, aus-
fihrliche Analyseanweisungen sowie die Aussage: ,Die Organisation sollte: ...
Transportrichtlinien auf einer detaillierten Analyse der Leistungsfihigkeit des
Verkehrsnetzes, dem Verhalten von evakuierten Personen und den unvorherge-
sehenen Herausforderungen, einschlie3lich Wechselwirkungen zwischen diesen
Faktoren, aufbauen® (ISO 22315 2017, S. 31).

Auch in den nationalen Empfehlungen bzw. Vorschriften der deutschen Rahmen-
empfehlung (AG Fukushima 2014) und dem schweizerischen Notfallschutzkonzept
(Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2015[b]) werden nur wenige konkrete Maf-
nahmen zum Mobilititsmanagement genannt. Wahrend sich die Planungsvorga-
ben im Notfallschutzkonzept der Schweiz auf den 6ffentlichen Verkehr beschran-
ken und die Planungen zur Verkehrslenkung auf kantonaler Ebene erfolgen
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sollen, enthalten die Empfehlungen der AG Fukushima auf deutscher Seite keine
Planungsvorgaben fiir den 6ffentlichen Verkehr. Hingegen wird hier mehr auf den
Individualverkehr abgehoben.

Allerdings setzt sich die Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren
(AGBEF) aus Sicht der Durchfiihrenden sehr kritisch mit den deutschen Empfehlun-
gen auseinander. Die in der RE Evakuierungsplanung ,empfohlenen Mafinahmen
zum Verkehrsmanagement erscheinen im Ereignisfall kaum realisierbar. Wenn
uberhaupt, kdnnen sie nur durch Polizeikréfte ausgefiihrt werden. Es ist fraglich,
ob Polizeivollzugskrifte in ausreichender Zahl zur Verfiigung stehen. Einsatzkrafte
des Katastrophenschutzes stehen fir Maffnahmen des Verkehrsmanagements
nicht zur Verfligung, da sie andere Aufgaben zu erledigen haben (vgl. Kapitel 3.4
und 3.8.1). Die Koordination hat tiberregional (auf Ebene der oberen oder obersten
KatS-Behorde) zu erfolgen” (Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren
2016, S.3).

Demgegeniiber enthalten das schweizerische ,,Nationale Planungs- und Mass-
nahmenkonzept. Grossrdumige Evakuierung bei einem KKW-Unfall“ (Bundesamt
fur Bevolkerungsschutz 2016) und der ebenfalls schweizerische ,Leitfaden fiir die
Planung grossrdumiger Evakuierungen in den Kantonen“ (Bundesamt fiir Bevol-
kerungsschutz 2017) detaillierte Planungshinweise zum nationalen Mobilitats-
management/Transportwesen. Bei den grenziiberschreitenden Planungen miissen
diese entsprechend einbezogen bzw. harmonisiert werden. Beztiglich der inter-
nationalen Zusammenarbeit wird im Nationalen Planungs- und Massnahmenkon-
zept (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz, 2016 S. 56) erwihnt, dass angesichts der
grenznahen KKW Betznau und Leibstadt zur Ereignisbewiltigung die Koordina-
tion mit den Nachbarstaaten erforderlich ist. Abzustimmen seien ,beispielsweise
die Auswirkungen der unterschiedlichen Alarmierungs- und Massnahmekriterien,
das Vorgehen bei Grenziibertritt oder die ,grenziiberschreitende‘ Aufnahme von
Evakuierten® Der , Leitfaden fiir die Planung grossraumiger Evakuierungen in den
Kantonen®“ (Bundesamt fiir Bevélkerungsschutz 2017) fordert jeweils unter der
Rubrik ,Interkantonale/-nationale Schnittstellen im Kapitel ,,Evakuierungsgebiet*,
mit den Nachbarstaaten die Evakuierungsrouten und Verkehrssignalisierung abzu-
stimmen, die Freigabe der Routen zu koordinieren und die gegenseitige Nothilfe
sicherzustellen (ebenda S. 10). Beziiglich des , Transportwesens“ wird gefordert,
LAnsprechpartner in der Nachbarregion zu bestimmen, Aufgaben zwischen Trans-
portunternehmen zu koordinieren, Routen und Fahrpldne und Unterstiitzungs-
Vereinbarungen zu regeln“ (ebenda S. 13). Diese Abstimmung und Koordination ist
bislang noch nicht erfolgt.

In Baden-Wiirttemberg sind fiir die Verkehrsplanungen bei Kernkraftwerksunfal-
len die Regierungspréasidien zustindig, fiir alle anderen Ereignisse die Landkreise.
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In der Schweiz ist die Verkehrsplanung Aufgabe der Kantone. Allerdings gibt es auf
Bundesebene die Koordination des Verkehrswesens im Ereignisfall (KOVE). Dieser
Zusammenschluss simtlicher mit Verkehr betrauten Stellen hat die Aufgabe der
groflraumigen Planung (z. B., wie wird der Verkehr um einen betroffenen Kanton
herumgeleitet, wie kann der Flugverkehr geregelt werden u. A.).

Bislang entwickelte Planungsgrundlagen

+ Im Bereich Mobilititsmanagement bestehen bisher keine grenziiberschrei-
tenden bzw. internationalen konzeptionellen Planungsgrundlagen

+ Inder Schweiz liegen detaillierte Planungshinweise zum nationalen Mobili-
tatsmanagement/Transportwesen* vor

+ Indiesem Zusammenhang werden auch Hinweise zur grenziiberschreiten-
den Kooperation gegeben

+ Die von schweizerischer Seite geforderte Abstimmung und Koordination ist
bislang noch nicht erfolgt

Schlussfolgerungen

+ Die schweizerischen Planungshinweise miissen bei grenziiberschreitenden
Planungen einbezogen und angepasst werden

« Insgesamt sollte angestrebt werden, die Planungsgrundlagen zu
harmonisieren

44  Transportwesen = schweizerischer Begriff fiir Verkehrsmanagement
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5.3.4 Ergebnisse der Expertenbefragung und des Expertenworkshops

Der Fragebogen zum Planungsbereich Mobilititsmanagement wird von insgesamt
17 Experten aus den verschiedensten Behorden, Organisationen und Verkehrsbe-
trieben der unterschiedlichsten Ebenen® in der Schweiz und Deutschland ausge-
fullt, sodass sich die Ergebnisse nicht nur auf die Kantone Aargau und Basel-Stadt
sowie die Landkreise Waldshut und Lorrach beziehen. Teilweise liegen aus einer
Gebietskorperschaft mehrere Fragebogen der unterschiedlichen Zustiandigen vor,
die sich in Teilen auch widersprechen. Andere Fragebogen sind von mehreren
Zustandigen gemeinsam ausgefiillt. Diese Heterogenitit spiegelt sich in der Aus-
wertung der Fragebogen wider.

An dem aufbauend auf der Befragung stattfinden Expertenworkshop nehmen nur
neun der 17 schriftlich befragten Experten teil, da dieser Workshop stérker auf die
Beispielregion Waldshut/Aargau fokussiert und gleichzeitig die Teilnehmerzahl
beschrinkt sein sollte. Insgesamt nehmen an dem Workshop 23 Experten teil. Da
sich der Workshop weitgehend auf das Mobilitdtsmanagement fiir die Beispielre-
gion Aargau/Waldshut konzentriert, wird deutlich, dass die lokalen Gegebenheiten
einen wesentlichen Einfluss auf die Moglichkeiten der Planung haben. Daher
werden im Folgenden iiber die Beispielregion hinaus allgemeine Empfehlungen
formuliert.

Die Inhalte des Planungsbereichs grenziiberschreitendes Mobilititsmanagement
lassen sich in vier Themengebiete unterteilen. Zum einen miissen die selbststan-
dige Evakuierung, zum anderen der 6ffentliche Verkehr, des Weiteren Absperr-
mafinahmen sowie regionale und tiberdrtliche Umleitungen grenziiberschreitend
abgestimmt bzw. beplant werden. Besonders der Bereich der tiberortlichen Umlei-
tungen erfordert aufgrund seiner GrofRrdumigkeit in Grenzregionen meist eine
bi- bzw. multinationale Abstimmung.

5.3.4.1 Selbststindige, grenziiberschreitende Evakuierung
mit privaten Verkehrsmitteln

Die Vorlaufzeit stellt insgesamt einen entscheidenden Faktor im Rahmen der
Evakuierungsplanung, auch der grenziiberschreitenden, dar. Je mehr Zeit zur
Verfiigung steht, umso mehr lenkende Mafdnahmen kénnen ergriffen werden und
umso eher konnen Planungen umgesetzt werden.

45  Bund, Land, Kantone, Regierungsprasidien, Landkreise und Regionen
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Grundsitzlich zeigt sich, dass in den meisten der befragten Gebietskorperschaften
grenzliberschreitende Verkehrswege des Durchgangsverkehrs vorhanden sind,
von denen die meisten auch als Evakuierungsrouten geeignet sind (vgl. Tabelle 21).
Diese geeigneten Verkehrswege werden von allen Befragten konkret benannt.

Da die Planungen insgesamt noch nicht sehr weit fortgeschritten sind, ist es nicht
verwunderlich, dass nur bei vier Befragten (27 %) grenziiberschreitende Strafien
und bei zwei Befragten (13 %) grenziiberschreitende Schienenwege als Evakuie-
rungsrouten vorgesehen sind. Gleichzeitig zeigt dies, dass je nach geografischer
Lage und Verkehrsinfrastruktur die grenziiberschreitende Evakuierung durchaus
eine reale Option oder gar zwingende Mafinahme darstellt, so z. B. bei der Evakuie-
rung von Enklaven oder des Baseler Stadtgebietes.

Tabelle 21: Verkehrswege des grenziiberschreitenden Durchgangsverkehrs
sowie deren Eignung als Evakuierungsrouten

Verkehrswege Vorhanden (N=17) Als Evakuierungsrouten geeignet
ja nein ja

Straen 13 (77 %) 4(23%) 13

Schienen 8(53 %) 9 (47 %) 6

Wasserstrafien 3(18%) 14 (82 %) 2

Luftkorridore 4(24 %) 13 (76 %) 4

Dartiber hinaus sprechen sich zwolf Befragte (71 %) fiir grenziiberschreitende Ret-
tungsachsen aus, diese sind jedoch lediglich von einer Gebietskorperschaft beplant.
Auch hier gilt es zu berticksichtigen, dass die Verkehrsinfrastruktur es nicht in allen
Gebietskorperschaften ermoglicht, Rettungsachsen vorzusehen, da die wenigen
leistungsfahigen Verkehrswege fiir die Evakuierung genutzt werden miissen.

Nach mehrheitlicher Meinung der Befragten 14 (88 %) sollten die Kriterien zur
Beurteilung potenzieller Evakuierungsrouten grenziiberschreitend abgestimmt
werden. Dies ist bislang jedoch nicht der Fall. Die folgenden Kriterien werden
zusammenfassend genannt:
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Tabelle 22: Kriterien zur Beurteilung potenzieller Evakuierungsrouten (offene Frage)

Kriterien Anzahl der Nennungen
Kapazitit der Verkehrswege/Leistungsfihigkeit 6
Verkehrsfrequenz/Auslastung 2
FliefRgeschwindigkeit 1
Staupotenzial 1
Ausbaustand 1
Sicherstellung des Zustandes/Passierbarkeit 1
Verfligbarkeit 1
moglichst wenige Ortsdurchfahrten 1
Bekanntheitsgrad in der Bevolkerung 1
anliegende Ortschaften mit Evakuierungsraumlichkeiten 1
Infrastruktur am Grenziibergang 1
Breite, Steigung, Richtung 1

Werden Rettungsachsen in den Planungen ausgewiesen, muss auch geplant wer-
den, ob und wie diese gesichert werden kdnnen. Sonst besteht die Gefahr, dass die
Menschen diese freien Straflen zur Evakuierung nutzen.

Hinsichtlich der Lenkungsmoglichkeiten des Verkehrs steht zu erwarten, dass,
sobald eine Alarmierung/Warnung erfolgt, diese tiber die sozialen Medien etc.
verbreitet, kommentiert und wahrscheinlich verfalscht wird. Die Eingriffsmoglich-
keiten der Behorden sind dann gering, da u. a. das Personal fehlt, um die sozialen
Medien zu beobachten und entsprechend zu reagieren, besonders auf lokaler
Ebene. Dies konnte dazu fiihren, dass die Biirger fliichten, ohne dass eine Auffor-
derung zur Evakuierung erfolgte. Hier stellt sich die Frage, wie Menschenmassen
gesteuert werden konnen. Bisher fehlen entsprechende Informationen zur Taktik
und Psychologie (vgl. Kap. 4.5) (vgl. TH K6ln 2017[d]).

Grundsatzlich sehen die Experten viel Potenzial zur Lenkung des Verkehrs bzw.
der Biirger im Eingreifen in Informations- und Navigationssysteme von aufien.
»Die Biirger glauben dem TomTom mehr als den 6ffentlichen Warnungen.“ Eine
elektronische Regelung des Verkehrs bietet die Moglichkeit, von aufierhalb des
Gebietes regelnd und lenkend einzugreifen. Konsens besteht, dass eine aktive
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Verkehrslenkung tiber viele Kanile erfolgen muss und diese grenziiberschreitend
synchronisiert sein missen. Dariiber hinaus sollten umfassende, synchrone Infor-
mationen Gber moglichst alle Kanéle erfolgen. Hier gilt es auch, Touristen entspre-
chend zu informieren (vglL.TH Kéln 2017[d)).

Dartiber hinaus stellt sich die Frage, inwieweit bei einem Kernkraftwerksunfall
noch Personal zur Verfiigung steht. Dies deckt sich auch mit den Ausfiithrungen
der AGBF (2016 S. 2). Es ist davon auszugehen, dass ein erheblicher Teil der loka-
len Krifte, da selbst betroffen, sich und ihre Familien werden retten wollen und
nicht zum Dienst erscheinen. Eine Lenkung der Verkehrsstrome durch Personen
erscheint daher ausgeschlossen. Der Kanton Aargau plant deshalb eine Absperrung
der Zone 1 ausschlieflich mit Schildern. Um moglichst viele Mitarbeiter zu moti-
vieren, weiterhin ihren Dienst zu versehen, sollen konkrete Plane fiir die Rettung
der Angehorigen - insbesondere der Kinder - entwickelt werden.

Im Ereignisfall wird die Warenabfertigung an den Grenzzollimtern durch das
Hauptzollamt Singen eingestellt. Der deutschen Zollverwaltung sind grenz-
polizeiliche Aufgaben als stindiges Mandat durch Rechtsverordnung tibertragen.
Im Ereignisfall zu treffende Mafinahmen werden unter den jeweils zustindigen
Grenzschutzbehorden beider Lander abgestimmt. Grundsétzlich ist davon auszu-
gehen, dass die Grenzen offenbleiben, sodass eine Uberschreitung der Grenze in
beide Richtungen moglich bleibt.

Beispielregion

Generell gilt, dass Evakuierungsrouten und Rettungsachsen nur auf grofien
Straflen umsetzbar sind. In Gebieten wie der Beispielregion bestehen wenige
Hauptverkehrsachsen, die fiir den Individualverkehr genutzt werden miissen. Es
gilt jedoch zu bedenken, dass anriickende Kréfte Umleitungen bzw. Umfahrungen
zum Einsatzort benotigen, um die wenigen vorhandenen Strafien nicht noch mehr
zu verstopfen bzw. darin stecken zu bleiben. Grundsatzlich besteht Einigkeit unter
den Workshop-Experten, dass Storfalle mit Vorlaufzeiten unter sechs Stunden

fir die betrachtete Region nicht hiandelbar sind und somit auch nicht grenziiber-
schreitend beplant werden konnen, insbesondere vor dem Hintergrund der vor-
handenen Verkehrsinfrastruktur. Bei derartigen Storfallen stellt sich auch die Frage
der Entscheidungsfindung als grofies Problem: ,Kénnen wir Giberhaupt evakuieren
oder missen wir andere Mafnahmen ergreifen?” (TH Koln 2017[d]).

Grenziiberschreitende Rettungsachsen vorzusehen, verbietet sich ebenfalls auf-
grund der regionalen Infrastruktur. Der scheinbare Widerspruch zur schriftlichen
Expertenbefragung, bei der 71 % diese fiir sinnvoll erachten, ergibt sich aus den
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regionalen Gegebenheiten der betrachteten Region. Insofern sind auch Kriterien
zur Beurteilung potenzieller Evakuierungsrouten regional nicht relevant, grund-
satzlich jedoch sinnvoll und abzustimmen. Dariiber hinaus werden kaum Maoglich-
keiten gesehen, Rettungsachsen freizuhalten. Sinnvollerweise sollen die wenigen
Grenziiberginge beidseitig offengehalten werden, um so den zahlreichen Pendlern
und Touristen grenziiberschreitende Riickkehrmoglichkeiten zu er6ffnen. Dabei
miissen nationale Abflussplanungen berticksichtigt werden, um Verstopfungen zu
vermeiden (vgl. TH Koln 2017([d]).

Da sich ein Grofdteil der Bevolkerung selbststindig mit dem Pkw evakuieren wird,
besteht aufgrund der schon im Alltag angespannten Verkehrssituation (,der alltig-
liche Wahnsinn®) die Wahrscheinlichkeit, dass es zu erheblichen Verkehrsbehin-
derungen kommen wird. Es bestehen grofie Zweifel, dass sich die Strome werden
lenken lassen. Es wurde sogar in den Raum gestellt, ob der Verkehr nicht ,dem sich
selbst ordnenden Chaos* iiberlassen werden sollte (ebenda).

Vor dem Hintergrund der geografischen und infrastrukturellen Gegebenheiten
der betrachteten Region um das KKW Leibstadt plant der Kanton Aargau keine
grenziiberschreitenden Evakuierungen. Der Landkreis Waldshut kann hierzu noch
keine Aussage treffen. Zudem liegen noch keine konkreten Evakuierungsplanun-
gen vor, die grenziiberschreitend abgeglichen werden konnten. Dariiber hinaus
sehen die Experten jenseits der Pendler und Touristen wenig Bedarf fiir grenziiber-
schreitende Evakuierung. Grundsatzlich wird es - so die meisten Experten - keine
Aufforderung zur grenziiberschreitenden Evakuierung geben, ebenso wie von
Sammelstellen keine grenziiberschreitenden Transporte erfolgen werden. Aller-
dings gehort die Grenziiberschreitung in der Region zum Alltag, allein 12.000 bis
15.000 Pendler tiberschreiten in der Beispielregion taglich die Grenze.

5.3.4.2 Offentlicher Verkehr

Relative Einigkeit besteht unter den Befragten dahingehend, dass grenziiberschrei-
tende Evakuierungen auch mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln ermdoglicht werden
sollten, 14 Gebietskorperschaften (88 %) sprechen sich insgesamt dafiir aus. Bezo-
gen auf die einzelnen Verkehrsmittel, gestaltet sich die geforderte Einbeziehung
offentlicher Verkehrsmittel in grenziiberschreitende Evakuierungsplanungen wie
aus Tabelle 23 zu entnehmen ist.



140 - Grenziberschreitende groRraumige Evakuierungsplanung - Band 23

Tabelle 23: Offentliche Transportmittel, die in grenziiberschreitende
Evakuierungsplanungen einbezogen werden sollten bzw. es schon siné

Transportmittel ...sollten in einer grenziiber- ...sind in meinem Zustindig-  Giiltige Fille
schreitenden Evakuierungs-  Kkeitsbereich bereits beplant. N
planung enthalten sein.

Des Fernverkehrs

Busse ... 11(92 %) 1 12
Zige ... 10 (83 %) 0 12
Flugzeuge ... 4(40 %) 0 10
Schiffe ... 5 (56 %) 0 9
Des Nahverkehrs
Busse ... 15 (100 %) 2 15
Regionalziige ... 11 (85 %) 0 13
Strafenbahnen ... 4 (50 %) 0 8
Schiffe/Fahren ... 6 (60 %) 0 10

Am héufigsten werden strafien- und schienengebundene als zu beplanende Ver-
kehrsmittel genannt. Allerdings ist auch hier zu berticksichtigen, dass in zahl-
reichen Gebietskorperschaften die fiir andere Verkehrsmittel erforderliche Infra-
struktur nicht vorhanden ist. Gleichzeitig wird in diesem Zusammenhang auch vor
Uberregulierung gewarnt?.

Die Deutsche Bahn AG verfiigt iber ein Notfallmanagement, dessen Notfallzen-
trale fiir den Regionalbereich Stidwest, zu welchem sowohl die deutschen Eisen-
bahnstrecken auf Schweizer Gebiet wie auch die Hochrheinstrecke gehoéren, sich in
Karlsruhe befindet. Diese sollte in die Koordination einer grenziiberschreitenden

46  Die einzelnen Zahlen addieren sich nicht auf die Gesamtzahl der Antwortenden, da diese nicht
alle jede einzelne Frage beantwortet haben, sodass sich N jeweils unterscheidet. Die angegebenen
Prozentzahlen beziehen sich jeweils auf die Anzahl der gtiltigen Falle.

47  Keine Pline. Vorsicht vor Uberregulierung. Das Bewusstsein besteht, dass man in Ausnahme-
situationen alle zur Verfiigung stehenden Mittel einsetzt und dazu diese Mittel kennen muss
(KKK). Die Aufmerksamkeit muss aber in der wirklichen Welt bestehen und nicht in erster Linie
auf dem Papier” (Anmerkung eines Befragten im Fragebogen)
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Evakuierung miteinbezogen werden. Grundsitzlich sollte ein Uberblick tiber
Personal und Fahrzeuge vorhanden sein. Die DB ist fiir den Bereich der deutschen
Eisenbahnstrecken auf Schweizer Gebiet in Alertswiss, der zentralen Plattform der
Schweiz zur Information der Offentlichkeit {iber vorsorgliche und akute Mafinah-
men zur Bewdltigung von Katastrophen und Notlagen, vertreten.

Bislang bestehen auf deutscher Seite mit den Bahnbetreibern noch keine Rege-
lungen bzw. Absprachen hinsichtlich des grenziiberschreitenden Bahnverkehrs.
Daher muss das Notfallmanagement der Bahn in Absprache mit dem jeweiligen
Ansprechpartner im Ereignisfall ad hoc entscheiden, welche Manahmen zu
treffen sind und welche Mittel eingesetzt werden konnen.

Bei der grenziberschreitenden Planung der Evakuierung mit 6ffentlichen Ver-
kehrsmitteln gilt es auch zu berticksichtigen, dass angesichts der zu erwartenden
Staubildung und verstopfter Straflen eine Evakuierung mit straflengebundenen
offentlichen Verkehrsmitteln fragwiirdig erscheint, sofern keine Rettungsachsen
ausgewiesen werden konnen, die z. B. auch Bussen zur Verfiigung stehen.

Beispielregion

Hinsichtlich des Einsatzes der Schienenwege zur Evakuierung ergeben sich in der
Beispielregion einige Limitationen. Zum einen das Personal: Es gibt fir die deut-
schen Eisenbahnstrecken auf Schweizer Gebiet, von welchen die (deutsche) Hoch-
rheinstrecke Basel Bad Bahnhof-Waldshut-Erzingen beidseitig eingeschlossen ist,
nur eine beschrankte Anzahl Lokfiihrer, die tiber die dort erforderliche Strecken-
kenntnis verfligen und einsetzbar sind. Aufierdem ist in Basel kaum Dispo-Rollma-
terial*® vorhanden, welches im Ereignisfall schnell zusatzlich zu den fahrplanméfig
verkehrenden Kursen eingesetzt werden kénnte. Zudem ist die infrastrukturseitige
Kapazitdt der Hochrheinstrecke aufgrund der nach wie vor bestehenden Ein-
spurabschnitte (Abwarten von Zugkreuzungen, teilweise grofde Blockabstéinde),
grofRerer Steigungen (beschrinktes Zuggewicht), teilweise kurzer Bahnsteige und
der fehlenden Oberleitung (ausschlieflich Dieselbetrieb) eher gering. Der Einsatz
von Rangierloks ist aus sicherheitstechnischer Sicht nicht regelwerkskonform
moglich, da die fiir die Personenbeférderung zwingend erforderliche Tiirsteue-
rung zur Uberwachung der geschlossenen Tiiren auf diesen Fahrzeugen nicht
(mehr) vorhanden ist. Derartige Voraussetzungen sind jedoch im Katastrophenfall
aufgehoben.

48  Verfiigbare Loks, Waggons etc.
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Zur Frage, wie lange der grenziiberschreitende 6ffentliche Personennahverkehr

in der Region aufrechterhalten wird, ergibt sich auf deutscher Seite, dass es eine
grenziiberschreitende Omnibuslinie gibt. Zur Aufrechterhaltung oder weiteren
Vorgaben ist nichts bekannt. Grundsétzlich wird im Ereignisfall im Auftrag des
Landratsamts gefahren. Ob die Linie weitergefiihrt wird oder nicht, hangt auch von
den vorhandenen und durch das Landratsamt angefragten Ressourcen ab. Gleich-
zeitig spielt hier eine Rolle, inwieweit Mitarbeiter noch zur Verfiigung stehen.

Auf schweizerischer Seite besteht eine grenziiberschreitende Bahnverbindung, die
nicht entsprechend dem Notfallschutzkonzept der Schweiz auf Berufsverkehrs-
niveau hochgefahren werden kann, da es nur einen Zug gibt; dieser verkehrt auch
im Ereignisfall nach Fahrplan.

Auf welchen Routen Busse zu und von Sammelstellen fahren, ist noch nicht
geklart, da derzeit noch kein Evakuierungskonzept vorliegt. Grundsétzlich muss
die Frage der Wege, die Busse zu und von Sammelstellen nehmen, gekléart werden,
jedoch wird es aufgrund der Verkehrsinfrastruktur keine bestimmten Strafien fiir
diese Busse geben.

5.3.4.3 AbsperrmalRnahmen

Lenkungsmafinahmen erfolgen in der Schweiz durch physische Absperrmaf3-
nahmen (Schilder, Ampelschaltungen etc.) in Zone 1, die Gibrigen werden personell
besetzt. In Deutschland sollen durch Absperrmafnahmen keine Zuflisse mehr in
den Landkreis erfolgen, dies kann jedoch nicht tiberwacht werden.

5.3.4.4 Umleitungen

Grundsitzlich miissen lokale Umleitungsrouten um die einzelnen Zonen festgelegt
werden.

Zusétzlich zu lokalen miissen auch weitraumige Umgehungswege festgelegt
werden, d. h., das Gebiet muss von potenziellem Durchgangsverkehr weitrdumig
umfahren werden. Diese groffrdumigen Umleitungsrouten konnen nicht auf der
Ebene der Kantone bzw. Regierungsprasidien geplant werden, sondern dies muss
auf Lander- bzw. nationaler Ebene stattfinden (vgl. auch AGBF 2016). Hinsichtlich
der grofrdumigen Umleitung des Verkehrs ist jedoch durchaus der Einsatz von
Personal moglich und sinnvoll.
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Der umfangreiche, schon im Alltag Behinderungen erzeugende grenziiberschrei-
tende Lkw-Verkehr muss ebenfalls groRrdumig umgeleitet werden. Moglicher-
weise muss auch ein Fahrverbot fiir Lkw, deren Ziel im Bereich des betroffenen
Gebiets liegt, ausgesprochen werden. Wie dies umzusetzen ist, ist allerdings unklar,
da insbesondere osteuropiische Lkw nicht iiber Navigations- bzw. Informations-
systeme verfiigen. Eine Moglichkeit konnte hier MoWas bieten.

Losungsmoglichkeiten konnten hier groffrdumige Absperr- und Umleitungsmaf3-
nahmen bieten, sodass Lkw wie auch Pkw nicht mehr in das Gebiet einfahren
konnen. Die Fahrer der bereits im Gebiet befindlichen Lkw kénnten 6ffentlich
evakuiert werden, um vorhandene Verkehrswege zu entlasten.

Ergebnisse der Expertenbefragung und des Expertenworkshops

« In den meisten befragten Gebietskorperschaften sind grenziiberschreitende
Verkehrswege des Durchgangsverkehrs vorhanden, von denen die meisten
auch als Evakuierungsrouten geeignet sind

« Diese sind bislang in den wenigsten Féllen beplant

+ Die meisten Befragten sprechen sich fiir eine grenziiberschreitende Evaku-
ierung mit 6ffentlichen Verkehrsmitteln aus

+ Lokale Gegebenheiten haben einen wesentlichen Einfluss auf die Moglich-
keiten einer grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung

+ Die Beispielregion ist aufgrund der geografischen Lage und Verkehrsinfra-
struktur fiir grenzliberschreitende Evakuierungsplanungen ungeeignet

+ Bestehen in Gebieten wie der Beispielregion nur wenige Hauptverkehrs-
achsen, so miissen diese fiir den Individualverkehr genutzt werden, In
diesen Bereichen konnen keine Evakuierungsrouten und Rettungsachsen
geplant werden

« Grenziibergidnge miissen beidseitig fiir Pendler und Touristen offengehal-
ten werden

+ Eine Lenkung der Verkehrsstrome durch Personen erscheint unrealistisch

+ Inder Beispielregion bestehen geringe Kapazitidten an Bahnen, Personal
und Schienenwegen
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« Der Zoll stellt die Warenabfertigung an der Grenze nach Entscheidung
durch das Hauptzollamt ein

+ Die Grenzen bleiben offen

Schlussfolgerungen

+ Die Kriterien zur Beurteilung potenzieller Evakuierungsrouten sollten
grenziiberschreitend abgestimmt werden

- Eine grenziiberschreitend synchronisierte elektronische Regelung des
Verkehrs tiber moglichst viele Kanéle (z. B. Eingriff in Informations- und
Navigationssysteme vorsehen)

+ Festlegen weitrdumiger Absperr- und Umleitungsmafinahmen, sodass das
Gebiet von potenziellem Durchgangsverkehr umfahren werden muss

« Das Notfallmanagement der Deutschen Bahn AG und das der Schweizeri-
schen Bundesbahnen sind in grenziiberschreitende Evakuierungsplanun-
gen einzubinden

5.3.5 Planungsinhalte des grenziiberschreitenden Mobilititsmanagements

Die Ergebnisse der Ist-Stands-Analyse sowie Expertenbefragungen und des Work-
shops zeigen, dass grenzliberschreitende grofiriumige Evakuierungsplanung im
Bereich Mobilititsmanagement wesentlich von der geografischen Lage und der
Verkehrsinfrastruktur abhingt. So gibt es im deutsch-schweizerischen Grenzge-
biet Regionen, in denen grundsatzlich grenziiberschreitend geplant werden muss
(Enklaven) oder aus den o. g. Griinden wird, z. B. Basel-Stadt. In anderen Regionen
erscheint eine derartige Planung aufgrund von deren Lage und Infrastruktur
ungeeignet, z. B. in der Beispielregion.

Einen weiteren wesentlichen Faktor bildet die Vorlaufzeit, je linger diese ist, desto
eher konnen (Evakuierungs-)Planungen umgesetzt werden.

Grundsatzlich sollte im Vorfeld bereits politisch abgestimmt sein, ob eine Auffor-
derung zur grenziiberschreitenden Evakuierung im Ereignisfall erfolgen soll oder
nicht. Verbietet sich dies aufgrund der Verkehrsinfrastruktur und geografischen
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Lage, sind dennoch die Verkehrsstrome zu berticksichtigen, die aufgrund von
Pendlern, Touristen etc. entstehen. Darliber hinaus ist auch damit zu rechnen,
dass die Bewohner einer Grenzregion ohne behordliche Aufforderung von sich
aus grenzlberschreitend evakuieren mochten, da z. B. Familienangehorige oder
Freunde, bei denen sie Zuflucht suchen, jenseits der Grenze wohnen. Daher muss
grundsatzlich abgeschitzt werden, mit welchen grenziiberschreitenden Verkehrs-
stromen mit bzw. ohne behdrdliche Aufforderung zur grenziiberschreitenden
Evakuierung zu rechnen ist und ob die Infrastruktur geeignet ist, die zu erwarten-
den Verkehrsstrome zu bewaltigen.

Alle offentlichen und privaten Betreiber von grenziiberschreitenden Verkehrs-
mitteln (Busunternehmen, Bahnbetreiber, Schifffahrtsunternehmen, Luftfahrt-
gesellschaften etc.) miissen an der Evakuierungsplanung beteiligt werden und
sind entsprechend einzubinden. Gleiches gilt fiir die zustdndigen Behorden und
Ordnungskrifte (Polizei, Ordnungsamt, Strafenverkehrsamt, Zoll etc.). Die ent-
sprechenden grenziiberschreitenden Verfiigbarkeiten, Verkehrswege und Kapazi-
taten miissen erfasst und unter Berticksichtigung grenziiberschreitender Evakuie-
rungsanforderungen synchron und sich ergidnzend beplant werden.

Einen weiteren wichtigen Punkt bilden grofiraumige Umleitungsrouten fiir den
grenziiberschreitenden Durchgangsverkehr. Dabei spielt der Giiterverkehr eine
wichtige Rolle. Umleitungsrouten stehen in engem Zusammenhang mit grenz-
uberschreitend harmonisiert zu planenden Absperrmafinahmen. Hier gilt es ins-
besondere festzulegen, welche grofiriumigen Absperrmafinahmen in welchem Fall
erfolgen sollen und welche Wege der Durchgangsverkehr dann nehmen soll.

Checkliste grenziiberschreitendes Mobilitaitsmanagement
Selbststindige grenziiberschreitende Evakuierung mit privaten
Verkehrsmitteln
(O Erhebungvorhandener grenziiberschreitender Strafien
(O Erhebung der maximalen Kapazititen dieser Straflen
(O Grenziberschreitendes Verkehrsaufkommen zu unterschiedlichen Zeiten
erfassen

-+ Tageszeiten (morgens [Rushhour], mittags, nachmittags [Rushhour],
abends)
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» Wochentage (in der Woche, am Wochenende)
- Jahreszeiten (z. B. bei Ferienregionen mit vielen Touristen zu bestimm-
ten Zeiten)

(O Schitzung des grenziiberschreitenden Verkehrsaufkommens im Falle

einer grenziiberschreitenden grofiraumigen Evakuierung

- fiir den Fall einer behordlichen Aufforderung zur grenziiberschreiten-
den Evakuierung

- fiir den Fall ohne behordliche Aufforderung zur grenziiberschreitenden
Evakuierung

+ Schatzung der Anzahl grenziiberschreitend riickkehrwilliger Pendlern,
Touristen etc.

Wie viele Pendler und Touristen werden mit dem eigenen Pkw in das Evakuierungs-

gebiet zuriickkehren wollen, um ihre Familien zu holen etc.?

(O Identifikation, Abstimmung und Planung geeigneter gemeinsamer grenz-
uberschreitender Evakuierungsrouten

(O Grenziberschreitende Abstimmung und Planung der Richtungen des
Verkehrsflusses
+ Festlegen der Richtungen des Verkehrsflusses fiir alle grenziiberschrei-
tenden Strafien, insbesondere Evakuierungsrouten
 Evtl. spezielle grenziiberschreitende Verkehrslenkungsmafnahmen fiir
unterschiedliche Schutzzonen priifen und ggf. entwickeln

(O Grenziberschreitende Abstimmung und Planung von Ableitungen des
grenziiberschreitenden Verkehrs

(O Grenziiberschreitende Abstimmung und Planung der Vorgehensweise an
der Grenze unter Beteiligung des Zolls/Grenzpolizei
Ziel muss dabei die grundsdtzliche Aufhebung von Grenzkontrollen und Zollabferti-
gung, Maut etc. sein

(O Identifikation, Abstimmung und Planung gemeinsamer geeigneter grenz-
uberschreitender Rettungsachsen
- Festlegen gemeinsamer Verfahren zur Sicherung grenziiberschreiten-
der Rettungsachsen
+ Gemeinsame Festlegung der berechtigten Nutzer von Rettungsachsen
(neben Rettungskraften z. B. Busse von und zu Sammelstellen etc.)

(O Geeignete grenziiberschreitende Verkehrslenkungsmafinahmen fest-
legen (insbesondere Eingriffe in Navigationssysteme und insgesamt eine
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einheitliche elektronische Regelung des Verkehrs tiber moglichst viele
Kanile, evtl. einheitliche Ampelschaltungen, Schilder, Absperrungen etc.,
ggf. energieunabhingig)

(O Zusatzliche kurzfristige Mafinahmen planen, um den grenziiberschreiten-
den Verkehrsfluss zu gewihrleisten (Ampelabschaltungen, Aufhebung von
Baustellen, Umleitungen, Winterdienste etc.)

(O Grenziiberschreitende Abstimmung und Planung des gemeinsamen
Umgangs mit grenziiberschreitendem gewerblichem Verkehr, insbeson-
dere Lkw, der sich im Evakuierungsgebiet befindet
Z. B. Parken der Fahrzeuge und &ffentliche Evakuierung der Fahrer, um die Straf3en zu
entlasten

Offentlicher Verkehr (unter Beteiligung der Verkehrsinfrastrukturbetreiber)

(O Erhebung vorhandener weiterer grenztiberschreitender Verkehrswege des
offentlichen Verkehrs
+ Schienen
« Wasserstrafien
+ Luftkorridore

(O Erhebung der maximalen Kapazititen dieser Verkehrswege

(O Schitzung der Auslastung dieser Verkehrswege wihrend einer grenziiber-
schreitenden, grofiriumigen Evakuierung
- fiir den Fall einer behordlichen Aufforderung zur grenziiberschreiten-
den Evakuierung
- fiir den Fall ohne behordliche Aufforderung zur grenziiberschreitenden
Evakuierung

(O Erhebung aller grenziiberschreitend verkehrenden 6ffentlichen
Verkehrsmittel
+ Busse
+ Straenbahnen
- Zige
« Schiffe
+ Flugzeuge

(O Erhebungvon deren Frequenzen, Kapazitaten, Auslastungen im
Normalfall
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O

O

Erhebung deren maximaler Frequenzen, Kapazititen und Auslastung im
Notfall

Erhebung von Moglichkeiten der Verstarkung/Erhohung grenziiber-
schreitender 6ffentlicher Verkehrsmittel

Grenziberschreitende Abstimmung und Planung der Verstirkung/
Erhohung grenziiberschreitender 6ffentlicher Verkehrsmittel (soweit
vorhanden)

Schitzung des Aufkommens an grenziiberschreitend Evakuierungswilli-

gen, die auf 6ffentliche Verkehrsmittel zurtickgreifen wollen oder miissen

(Pendler, Touristen etc.), zu unterschiedlichen Zeiten

-+ Tageszeiten (morgens [Rushhour], mittags, nachmittags [Rushhour],
abends)

» Wochentage (in der Woche, am Wochenende)

- Jahreszeiten (z. B. bei Ferienregionen mit vielen Touristen zu bestimm-
ten Zeiten)

Grenziiberschreitende Abstimmung und Planung, welche Verkehrsmittel
auf welchen Verkehrswegen zur grenziiberschreitenden Evakuierung ein-
gesetzt werden sollen

Planung geeigneter grenziiberschreitender Streckenfiihrungen fiir stra-
Rengebundene 6ffentliche Verkehrsmittel (soweit moglich und sinnvoll)

Absperrmafinahmen

O

Grenziiberschreitende Abstimmung und Planung gemeinsamer Zugangs-
regeln zu Evakuierungszonen etc.

Wer darf noch in welche Zone hinein? Wie wird der Zugang kontrolliert? In welchen
Fdllen ist eine Kontrolle noch méglich? Wann/wo finden keine Kontrollen statt? etc.

Grenziiberschreitende Planung eventueller Absperrmafinahmen von
Evakuierungszonen oder sonstiger Bereiche
Z. B. die Umgebung bestimmter Kritischer Infrastrukturen

Grenziiberschreitende Sicherstellung liickenloser Ubergange einzelner
Absperrmafinahmen in Evakuierungszonen etc.
Nationale Grenzen diirfen hier keine Rolle spielen



Relevante Bereiche grenziiberschreitender Evakuierungsplanungen - 149

(O Grenziiberschreitende Abstimmung und Planung von Absperrmafinah-
men fiir grenziberschreitende Evakuierungsrouten (soweit vorhanden)

(O Grenziiberschreitende Abstimmung und Planung von Absperrmafinah-
men fiir grenztiberschreitende Rettungsachsen (soweit vorhanden)

Umleitungen

(O Grenziiberschreitende Abstimmung und Planung gemeinsamer, regio-
naler grenziberschreitender Umleitungsrouten (soweit moglich und
sinnvoll)

(O Grenziiberschreitende Abstimmung und Planung grofiraumiger Sperrge-
biete fiir den grenziiberschreitenden Durchgangsverkehr (Fernverkehr)
+ Beplanung aller vorhandenen Verkehrswege
- ggf. fir unterschiedliche Szenarien

(O Grenziberschreitende Abstimmung und Planung entsprechender weit-
raumiger Umleitungsrouten

Beispiel KKW-Unfall Leibstadt

Sollen nur die Schutzzonen 1 und 2 abgesperrt werden oder wdre es sinnvoll, den Verkehr
deutlich grofsrdumiger umzuleiten? Eine der Hauptrouten der Nord-Siid-Verbindungen,
Rotterdam-Genug, fiihrt direkt an den Schutzzonen vorbei. Hier konnte es sinnvoll sein,
diese Route grofSrdumig z. B. iiber Frankreich umzuleiten, um

- den Evakuierungsverkehr besser abfliefien lassen zu konnen

- je nach Windrichtung eine Gefdhrdung der Reisenden und Giiter auszuschliefSen



Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung

Die Alarmierung/Warnung und Information der Offentlichkeit mit modernen
Medien ist im 21. Jahrhundert nicht auf Landesgrenzen beschrankt, da Meldungen
insbesondere durch soziale Netzwerke in Windeseile weltweit verbreitet werden.
Es ist zu vermuten, dass der Offentlichkeit in einem solchen Fall sehr schnell sehr
viele Informationen verschiedenster Quellen von unterschiedlichster Qualitat zur
Verfiigung stehen werden. Diese Informationen kommen zum einen von verschie-
denen an dem Katastrophenschutz/Zivilschutz beteiligten Behérden und Organi-
sationen, zum anderen aber auch von:

+ Sachverstindigen mit und ohne Primirinformationen (Forschungsinstitute
etc.)

+ ,Augenzeugen”und ,jedermann”(soziale Medien etc.)
«  Verwandten, Freunden, Nachbarn etc.

Dabei konnen Halbwahrheiten, Fehlinformation etc. ungefiltert neben amtlichen
Meldungen stehen.

Grenzregionen wie die Beispielregion des vorliegenden Projektes (vgl. Kap. 4.3)
zeichnen sich dartber hinaus u. a. dadurch aus, dass aufgrund der raumlichen
Néhe der deutschen Landkreise und schweizerischen Kantone die Sirenen - als
wichtigstes Alarmierungsmittel der Schweiz - grenziiberschreitend zu héren sind.
Problematische Auswirkungen kann dieser Sachverhalt haben, wenn die Sirenen in
Deutschland und der Schweiz zu unterschiedlichen Zeiten heulen und der infor-
mationssuchenden Bevolkerung unterschiedliche evtl. sogar widerspriichliche
Signale und Informationen gesendet werden. Vor diesem Hintergrund erscheint
es gerade in Grenzregionen wie der betrachteten unverzichtbar, die Alarmierung/
Warnung und Information der Bevélkerung grenziiberschreitend zu beplanen, zu
koordinieren und zu harmonisieren.

Bisher existieren in der Beispielregion weder in Deutschland noch in der Schweiz
abgeschlossene Planungen zur Alarmierung/Warnung und Information der Bevol-
kerung im Rahmen von grenziiberschreitender grofdraumiger Evakuierung. Dies
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soll sich jedoch in beiden Lindern in niherer Zukunft &ndern.* Werden diese Pla-
nungen separat national erstellt, so miissen diese dann mit bestehenden Konzep-
ten und durch Abstimmungsprozesse grenziiberschreitend harmonisiert werden.
Wird ein derartiges grenziiberschreitendendes Konzept stattdessen gemeinsam
erarbeitet, so kdnnen zahlreiche Synergieeffekte genutzt werden und gleichzeitig
der grenziiberschreitende Kontakt und Austausch der beteiligten Akteure weiter
ausgebaut und verbessert werden.

Im Idealfall kénnten durch eine grenziiberschreitende, optimal konzipierte
Risikokommunikation einerseits und eine im Ereignisfall schnell und zweifels-
frei umsetzbare zielfiihrende Krisenkommunikation andererseits die intuitiven
Entscheidungen jedes Einzelnen - ohne Zeitverzogerungen - in eine gewiinschte
schadensminimierende Richtung gelenkt werden.

Nach Auffassung der Workshop-Experten zur Alarmierung/Warnung und Infor-
mation der Bevolkerung im Projekt ECHD (vgl. TH K6ln 2017[c]) handelt es sich

bei der Risiko- und Krisenkommunikation prinzipiell um dynamische Themen.
Immer wieder gibt es neue (nationale oder internationale) Entwicklungen, die
moglichst frith grenziiberschreitend abgestimmt werden sollten. Hier ist im
deutsch-schweizerischen Grenzgebiet insbesondere die DSK gefordert, immer neue
Themenbereiche aufzuarbeiten und damit eine grenziiberschreitende Harmonisie-
rung herbeizufiihren (vgl. TH Kéln 2017[c]).

Die Auswahl zuverlissiger, bevorrechtigter, ausfallsicherer, robuster, redundanter,
schneller und diversitarer Medien (vgl. Strahlenschutzkommission 2015[b], S. 89)
zur Kommunikation mit der Bevolkerung erscheint im Hinblick auf eine grenz-
uberschreitende Evakuierungsplanung von untergeordneter Bedeutung, da diese
national auch fiir andere Grofischadenslagen geplant und bereitgestellt werden.

5.4.1 Risikokommunikation

L,Unfille, in deren Verlauf radioaktive Stoffe freigesetzt werden kénnen oder
freigesetzt werden, konnen Angste in der Bevolkerung hervorrufen, die einer

49  Inder Schweiz gibt es hierzu eindeutige Zeitpline, so soll z. B. eine Evakuierung im Rahmen der
GNU 19 in Teilen als Volliibung geplant werden. Dementsprechend hat u. a. der Kanton Aargau fiir
Teilbereiche einer grofiraumigen Evakuierungsplanung bereits Konzepte erstellt. In Deutschland
gibt es demgegentber von Seiten des IM BW keine Zeitvorgaben zur Umsetzung der Rahmen-
empfehlung der AG Fukushima in den Regierungsprisidien, Landkreisen etc. (vgl. TH K6ln 2015).
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geordneten Durchfiihrung von Schutzmafinahmen im Wege stehen konnen*“
(Strahlenschutzkommission 2007, S. 2). In Gebieten mit bestimmten Gefihrdungen
muss die Bevolkerung daher auf mogliche Evakuierungen vorbereitet und ent-
sprechend (stetig) informiert werden, denn nur wenn die Bevolkerung weif3, wie es
gehen kann und soll, kann eine Evakuierung im Ernstfall erfolgreich durchgefiihrt
werden (vgl. Rechenbach 2015).

Die sogenannte Risikokommunikation - im Vorfeld eines Ereignisses — im Sinne
einer verstarkten ,Aufklarung tiber Wirkmechanismen radioaktiver Gefahrenstoffe
und Schutzméglichkeiten® (vgl. Kietzmann et al. 2015, S. 13) erscheint insbesondere
in Gebieten in der Nidhe eines KKWs unverzichtbar. Sie ist sozusagen die Grund-
voraussetzung einer erfolgreichen, d. h. Schaden minimierenden Alarmierung/
Warnung, da diese verstanden werden und auf eine handlungsbereite und hand-
lungsfahige Bevolkerung treffen missen (vgl. Weinheimer 2015).,,Um die Bereit-
schaft der Menschen zu wecken, sich an der Sicherstellung ihres eigenen Schutzes
zu beteiligen, ist die Kenntnis der Gefahren und Risiken, auf die es sich einzustellen
gilt, unabdingbare Voraussetzung” (Weinheimer 2015, S. 24).

Hierzu muss die Bevolkerung im Vorfeld von KKW-Unfillen durch eine zielfith-
rende Risikokommunikation in vielféltiger Weise informiert und sensibilisiert wer-
den. Da das Wissen der deutschen Bevolkerung tiber radioaktive Strahlen relativ
gering ist (vgl. Kap. 4.5 und Abbildung 4), gibt es hier erhebliche, nachhaltig wirk-
same Aufklarungsarbeit zu leisten. Dabei miissen insbesondere folgende Aspekte
der Risikokommunikation im Rahmen von grenziberschreitenden Evakuierungs-
planungen sichergestellt werden:

+ Die Vermittlung von Kenntnissen, tiber die die Offentlichkeit verfiigen sollte
(Gber Radioaktivitit etc. vgl. ISO 22315, S. 14)

« Die Vorbereitung der Bevolkerung auf mogliche Szenarien einer grenziber-
schreitendenden Evakuierung (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2017, S. 6)

+ Information der Bevolkerung tiber die Alarmierungs-/Warnungsprozesse
im Ereignisfall (u. a. die Sicherstellung, dass Alarmierungen/Warnung ernst
genommen und verstanden werden [vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz
2017,S.5])

Dazu sollte(n) ...

... die Alarmierungs-/Warn- und Informationssysteme beider Lander vorgestellt
werden (u. a,, wie sind amtliche Meldungen des Nachbarlandes zu erkennen)



Relevante Bereiche grenziiberschreitender Evakuierungsplanungen - 153

... Griinde fiir mogliche Unterschiede der Alarmierungs-/Warnzeitpunkte erklart
werden

... Aspekte der Grenziiberschreitung im Evakuierungsfall beschrieben werden (was
bedeutet die Grenzlberschreitung fiir Pendler, Touristen etc., was braucht man/
sollte man vorbereiten - z. B. Reisedokumente, ausreichend Benzin etc.)

...die Bevolkerung im Voraus tiber Kommunikationskanile und geplante Evakuie-
rungsabliufe informiert werden (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2017, S. 6)

...der Bevolkerung mitgeteilt werden, auf welche Erwartungen und Verantwort-
lichkeiten sie sich selbststindig vorbereiten muss (vgl. ISO 22315, S. 14)

...das Verhalten, das von der Bevolkerung erwartet wird, kommuniziert werden
(vgl. ISO 22315, S. 14)

... grenziiberschreitende Kooperationen der Behorden und Institutionen im Sinne
einer vertrauensbildenden Maffnahme 6ffentlich gemacht und beworben werden

Die Wirksambkeit derartiger Bemithungen einer Risikokommunikation sollten
evaluiert und ggf. optimiert werden (vgl. ISO 22315, S. 14).

Insgesamt diirfte die Unverzichtbarkeit einer wirksamen Risikokommunikation
allgemein unumstritten sein (vgl. u. a. Bundesministerium des Innern 2008, S.17).
Auch rund 69 % der schriftlich befragten Experten® antworteten auf die Frage
»Sollten Aspekte der Risikokommunikation in einer grenziiberschreitenden Evaku-
ierungsplanung enthalten sein?“ mit,Ja“ Allerdings liegen nach eigenen Angaben
nur bei zwei Experten bereits Vorbereitungen im eigenen Zustandigkeitsbereich
vor, die als Grundlage fiir gemeinsame grenziiberschreitende Planungen einer
Risikokommunikation zu grenziiberschreitenden groffraumigen Evakuierungen
verwandt werden kénnten.*!

Bei der konsequenten Umsetzung einer solchen Risikokommunikation besteht
derzeit, zumindest in Deutschland, noch Optimierungsbedarf. Dabei diirften u. a.
auch finanzielle Aspekte eine Rolle spielen, da beispielsweise ,,Systeme wie das
Fernsehen zwar mehr Personen erreichen kdnnten, aber mit signifikant héheren

50 N=18,Giiltige Fille = 16, Nein =5 (31 %), Ja=11 (69 %)

51  Dabei handelt es sich um das Handbuch Krisenmanagement des IM BW sowie Teile des Katastro-
phenschutzplans einer deutschen Gebietskorperschaft.
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Kosten verbunden wiren“ (ISO 22315, S. 26). Insofern miissen die Vor- und Nach-
teile jedes Kommunikationssystems ermittelt und deren Wirksamkeit im Rahmen
von grofirdumigen Evakuierungen bewertet werden (vgl. ISO 22315, S. 26).

In der betrachteten Beispielregion wird innerhalb der DSK das Thema Risikokom-
munikation zur grenziiberschreitenden Harmonisierung gerade aufgebaut und soll
in naher Zukunft intensiver grenziiberschreitend bearbeitet werden (vgl. TH Koln
2017I[c]).
Grenziiberschreitende Risikokommunikation
« ist unverzichtbar und muss beplant werden, damit im Ereignisfall die
(vorbereitete) Krisenkommunikation auf eine ausreichend informierte und
verhaltenssichere Bevolkerung trifft und somit mogliche Schiden deutlich

gemindert werden kdnnen

« Hier besteht zumindest in Deutschland ein deutlicher Optimierungsbedarf

Schlussfolgerungen

« Zubeplanende Inhalte einer grenziiberschreitenden Risikokommunikation
sind insbesondere Mafnahmen, um ...

... der Bevolkerung Kenntnisse iber Radioaktivitét, deren Wirkmechanis-
men etc. zu vermitteln

... die Bevolkerung auf mogliche Szenarien einer grenziiberschreitenden
Evakuierung vorzubereiten

... die Bevolkerung tiber die Warn-/Alarmierungsprozesse beider Linder bei
einem KKW-Unfall zu informieren

« Grenzuberschreitend sollte(n) zu diesem Zweck insbesondere ...

... die Alarmierungs-/Warn- und Informationssysteme beider Lander vor-
gestellt werden

... Grinde ftir mogliche Unterschiede der Alarmierungs-/Warnzeitpunkte
bzw. empfohlenen Schutzmafinahmen erklart werden
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... Kommunikationskanile und geplante Evakuierungsablaufe kommuni-
ziert werden

... relevante Aspekte der Grenziiberschreitung beschrieben werden

... der Bevolkerung mitgeteilt werden, worauf sie sich selbststandig vorbe-
reiten muss und welches Verhalten von ihr erwartet wird

... grenziiberschreitende Kooperationen im Sinne einer vertrauensbilden-
den Mafinahme kommuniziert werden

5.4.2 Krisenkommunikation

Neben der Risikokommunikation im Vorfeld von moglichen KKW-Unfillen muss
in Evakuierungsplanungen insbesondere ein Konzept zur Krisenkommunikation
im Ereignisfall verankert sein.

,Krisenkommunikation ist Risikokommunikation unter erschwerten Bedin-
gungen“ (Sticher 2017). Es ist davon auszugehen, dass bei einem KKW-Unfall

sehr schnell ein aufierordentlich grofier Informationsbedarf in der Bevolkerung
entsteht, dem von den zustindigen Akteuren mit staatlichem Auftrag moglichst
schnell und qualifiziert entsprochen werden muss. Um sicherzustellen, dass die
Bevolkerung im Ereignisfall ,durch die Vielzahl der involvierten Stellen wider-
spruchsfrei, lage- und zeitgerecht und ihren Bediirfnissen entsprechend informiert
wird“ (vgl. Strahlenschutzkommission 2007, S. 2), sind weitreichende Vorbereitun-
gen zu treffen. Dies ist im Bereich von grenziiberschreitenden Evakuierungsplan-
ungen zur Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung moglich, da
95 % der Fragen und Besorgnisse verschiedener Interessensgruppen bei umstrit-
tenen Themen wie einem KKW-Unfall vorhersehbar sind bzw. im Voraus erahnt
werden konnen (vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe
2008, S. 31).

Unabhingig von den Inhalten missen soweit wie moglich konsistente und koor-
dinierte Meldungen fiir alle beteiligten Akteure vorbereitet werden. So empfiehlt
beispielsweise die AG Fukushima (2014) die Vorbereitung von Standardtexten fiir
Lautsprecherdurchsagen. ,Der Einsatz von vorbereiteten Tonaufnahmen/-tragern
kann hilfreich sein“ (AG Fukushima 2014, S. 17). Ist dies aus technischen Grinden
nicht méglich, ,sollten szenarienabhéngige Textvorschlige fiir die Besatzungen
von Lautsprecherwagen bereitgestellt werden“ (AG Fukushima 2014, S. 17).
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Zur Planung einer grenziiberschreitenden Krisenkommunikation miissen insbe-
sondere folgende Aspekte eingehend analysiert und ausgestaltet werden:

« Vorformulierte Meldungen sowie allgemeine Regeln zu deren Formulierung
+  Meldungsempfianger

+ Meldungszeitpunkte

+ Meldungsinhalte

« Medien zur Verbreitung von Meldungen

Die genannten Aspekte werden im Folgenden néher betrachtet und konkretisiert.

Grenziiberschreitende Krisenkommunikation

+ ist unverzichtbar und muss beplant werden, damit die Bevolkerung im
Ereignisfall ,durch die Vielzahl der involvierten Stellen widerspruchsfrei,
lage- und zeitgerecht und ihren Bediirfnissen entsprechend” informiert
werden kann

«  Weitreichende Vorkehrungen zur Alarmierung/Warnung und Information
der Bevolkerung sind moglich, da 95 % der Fragen und Besorgnisse ver-
schiedener Interessensgruppen vorhersehbar sind

5.4.2.1 Meldungen

Im Bereich der Krisenkommunikation miissen insbesondere inhaltliche Vorkeh-
rungen, etwa durch die sorgfiltige Vorbereitung konkreter Meldungen, Informa-
tionen und Handlungsempfehlungen, getroffen werden, um diese im Ereignisfall
so schnell wie moglich verdffentlichen zu konnen. Eine erfolgreiche Alarmierung/
Warnung und Information der Bevolkerung hat aber ,nicht nur technische
Voraussetzungen, vielmehr miissen wir erkennen, dass ,Warnungen‘ komplexe
soziale Prozesse sind. [...] die Warnung muss die Menschen erreichen, sie muss die
bestehende Gefahrensituation unmissverstandlich deutlich machen und die Men-
schen missen Verhaltenssicherheit besitzen und sich als Teil des Schutzsystems
begreifen“ (Weinheimer 2015, S. 25f). Um dies zu erreichen, miissen vorbereitete
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Meldungen und Informationen so gestaltet sein, dass (vgl. Strahlenschutzkommis-
sion 2007, S. 9):

+ die Menschen erkennen kénnen, ob sie von den Auswirkungen eines Ereignis-
ses betroffen sind,

- die Betroffenen sicher erkennen, was sie tun miuissen, um sich und anderen zu
helfen und um Schiden moglichst gering zu halten bzw. abzuwenden,

+ dem allgemeinen Informationsbedurfnis der Bevélkerung entsprochen wird.

Um dies erreichen zu konnen, sollte eine effektive Warnmeldung nach den Emp-
fehlungen der ISO 22315 (2017, S. 27)

- ,einfach und klar formuliert sein;

« in mehreren Sprachen, die fiir den jeweiligen Bereich relevant sind, vorbereitet
sein;

« oOrtlich bezogene Informationen liefern;

+ reaktive Maflnahmen empfehlen;

+ keinen Widerspruch zu vorherigen Kommunikationen darstellen;
+ mit einem Zeitpunkt und Datum versehen sein”.

Dabei spielt die Sprache von Alarmierungen/Warnungen und Informationen bei
Notfallereignissen eine entscheidende Rolle (vgl. Kap. 5.2.2). Vor diesem Hinter-
grund regen alle betrachteten Richtlinien und Empfehlungen neben einer Krisen-
kommunikation in der jeweiligen Landessprache zusitzlich die Ubersetzung und
damit Vorbereitung einer mehrsprachigen, zumindest aber englischsprachigen
Krisenkommunikation an.’* Dartiber hinaus sollten Mafnahmen geplant werden,
die auch Menschen mit Horschadigungen erreichen kénnen (u. a. AG Fukushima
2014, S. 16; ISO 220315, S. 26).

52 Unter anderem AG Fukushima 2014; Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2015[b], 2016, 2017;
ISO 22315, Strahlenschutzkommission 2007
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82 % (14) der schriftlich befragten Experten®® sind der Meinung, dass wesentliche
Regeln zur Formulierung von Warnmeldungen Teil einer Evakuierungsplanung
sein sollten (vgl. TH Koln 2017[a]).

Die Entwicklung moglicher Regeln zur Formulierung von Meldungen miissen -
nach Auffassung der Workshop-Experten - ebenso wie vorformulierte Warnmel-
dungen unter Einbeziehung geschulter Risikokommunikationswissenschaftler
erfolgen, da diese Aufgabe einen speziellen Sachverstand aus dem Bereich der
Kommunikationswissenschaften erfordert. Krisenkommunikation, so die Exper-
ten, muss eine Ubersetzung von schweren Bedrohungen in zielgerichtetes Ver-
halten mit einer wohldosierten Uberzeugungskraft leisten. Ist diese Ubersetzung
unzureichend oder gar missverstindlich und gelingt es nicht, die Bevolkerung
dazu zu bewegen, empfohlene Verhaltensweisen durchzufiihren, so bleiben die
staatlichen Lenkungsmoglichkeiten — auch bei lingeren Vorlaufzeiten — sehr
eingeschrinkt (vgl. TH K6ln 2017[c]). Neben Kommunikationswissenschaftlern
konnten an dieser Stelle auch Experten aus dem soziologischen bzw. psychologi-
schen Bereich hilfreich sein.*

Aufgrund der Komplexitit und zentralen Bedeutung zielfiihrender Meldungen
und Informationen im Rahmen von grofirdumigen grenziiberschreitenden Eva-
kuierungen erscheint es notwendig, die Erstellung konkreter Meldungen bzw. die
Entwicklung allgemeiner Regeln zur Formulierung von Meldungen in Deutsch-
land zumindest auf der Ebene Bundesland, besser noch auf der Bundesebene,
einheitlich sicherzustellen. Grinde hierfiir sind zum einen die Tatsache, dass es
unmoglich erscheint, dass Kreise oder Kommunen derartige Meldungen unter
Berticksichtigung allen vorhandenen Fachwissens zur Krisenkommunikation -
aufgrund aktueller internationaler Erkenntnisse - zielfiihrend entwickeln kénnen.
Zum anderen produziert diese Vorgehensweise unzihlige nicht zwingend konsis-
tente Meldungen zahlreicher Kommunen und Kreise, obwohl eine koordinierte
Kommunikation mit der Bevolkerung allgemein als zentraler Erfolgsfaktor einer
grofiraumigen Evakuierung betrachtet wird. ,Sie schafft die Voraussetzung, dass
der grofite Teil der Bevolkerung eigenverantwortlich handeln und sich in Sicher-
heit bringen kann“ (vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2016, S. 24). Dement-
sprechend ist in der Schweiz die Formulierung verbindlicher Sprachregelungen -
wie dargestellt — auf der nationalen Ebene Bund in der NAZ angesiedelt.

53 N=18,Giiltige Fille=17, Nein=3 (18 %),Ja=82 %

54  Entsprechende Experten miissten in den empfohlenen grenziiberschreitenden Unterfach-
ausschuss Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung einbezogen werden (vgl.
Kap. 6.1.4)
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Nicht zuletzt spricht auch die Tatsache, dass die Auswirkungen eines KKW-Un-
falls wahrscheinlich tiber einzelne Bundeslandgrenzen hinausgehen durften,
dafiir, allgemeine Sprachregelungen, Textbausteine und Regeln zur Formulierung
konkreter Meldungen auf méglichst hoher nationaler Ebene zu entwickeln. Diese
kénnen bzw. miissen dann im Ereignisfall auf lokaler Ebene der aktuellen Lage
entsprechend angepasst werden. In diesem Zusammenhang miissen auch sprach-
liche Unterschiede in Deutschland und der Schweiz Berticksichtigung finden,
sodass grenziiberschreitende Meldungen auf beiden Seiten der Grenze die gleiche
Botschaft vermitteln.

Insgesamt missen auf diese Weise eine Vielzahl von Meldungen fiir verschiedene
Phasen der Berichterstattung der Medien (vgl. Tabelle 25) bei einem KKW-Unfall
formuliert werden. Insgesamt vertreten 83 % der Befragten die Meinung, dass
insbesondere konkrete Warnmeldungen in einer grenziiberschreitenden Evakuie-
rungsplanung enthalten sein sollten.” Dabei ist zwischen statischen Informatio-
nen - dies sind Hintergrundinformationen, die im Einsatzfall weitgehend unver-
andert bleiben - und dynamischen Informationen - mit denen tiber die aktuelle
Lage informiert wird - zu unterscheiden (vgl. Strahlenschutzkommission 2007,

S. 32), denn insbesondere statische Informationen kénnen gut vorbereitet werden
und teilweise nicht nur innerhalb der Krisen- sondern auch der Risikokommuni-
kation eingesetzt werden.

Neben der Vermittlung reiner Fakten sind zahlreiche weitere Aspekte wie Sig-
nalworte, Formulierungen oder die Prasentation von Meldungen von zentraler
Bedeutung, denn Fakten allein konnen keine starken Emotionen tiberwinden.

In einer Furchtsituation dominiert die Tatsache, wer eine Information bekannt
gibt (Sender) und wie diese aufgefasst wird (Empfinger) tiber das, was gesagt wird
(Inhalt) (vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe 2008, S. 32).
Demensprechend sollten bei der Verbreitung einer Krisenmeldung insbesondere
folgende Grundsatze umgesetzt werden (vgl. Sticher 2017):

+ einfache Satze (Hauptsitze und viele Verben)
+ ruhige Artikulation, wenig Gesten
« Sachlichkeit trotz Anteilnahme

« eindeutige Aussagen

55  N=18,Giiltige Fille=18, Nein=3,Ja=15
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Grundsatzlich sollten Meldungen bei einem KKW-Unfall laut ISO 22315 (2017,

S. 26) bzw. Bundesamt fiir Bevélkerungsschutz (2016, S. 24) insbesondere folgende
Aspekte beinhalten:

+ die Bedrohung und deren Konsequenzen

« Ortlich bezogene Informationen

+  wie die Offentlichkeit angeordnete Mafnahmen umsetzen soll

+ vertrauenswiirdige Informationsquellen

«  Zeitpunkt und Datum der Meldung

« Ausriistungsempfehlungen

+ Notfallnummern

+  Fluchtrouten

+ Aufnahmestellen

Des Weiteren sind auch Informationen zu Fahrplidnen 6ffentlicher Verkehrsmittel/
Transporte fiir sich nicht selbststindig evakuierende Personen zu veroffentlichen
(vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2017, S. 6).

Ein zentraler Inhalt von Meldungen und Informationen zur grenziberschrei-
tenden Evakuierung sind Verhaltensanweisungen. Sie sollten Empfehlungen zu
reaktiven Mafinahmen enthalten, die verschiedene Bevolkerungsgruppen (selbst-
stindig Evakuierende, Menschen, die sich nicht selbst evakuieren kénnen/wollen,
Landwirte etc.) ergreifen oder unterlassen sollten (vgl. ISO 22315 2017, S. 26). Im
Einzelnen sind hiermit laut der Experten zur Alarmierung/Warnung und Informa-
tion der Bevolkerung zusétzlich folgende Informationen von zentraler Bedeutung
(vgl. TH Koln 2017[c]):

+  Welche Evakuierungsmittel stehen zur Verfiigung (Bus, Bahn etc.)

«  Wo befinden sich Sammelstellen

+  Welche Evakuierungsrouten sollte man nehmen (Umleitungen, Sperrungen,
Ausweichrouten etc.)
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«  Welche Rettungsachsen sollen freigehalten werden

+ Verhaltensempfehlungen zu Schutzmaffnahmen fiir personlichen Besitz (Haus
vernageln oder abschliefien etc.)

+ Personlicher Gesundheitsschutz (z. B. Jodtabletten)

«  Umgang mit Haustieren bzw. Nutztieren

Dartiiber hinaus miissen zusétzlich Meldungen zur grenziiberschreitenden grofR-
raumigen Evakuierung erarbeitet werden, die insbesondere folgende wesentliche
grenzbezogene Informationen enthalten:

« Sind die Grenzen offen/zu (Kontrollverfahren etc.)

+ Verhaltensanweisungen fiir Touristen/Pendler etc. (Aufnahmeméglichkeiten
im ,fremden“ Land, Informationen zur Steuerung von Pendlerstrémen etc.)

- Statusmeldungen zur (Verkehrs-)Situation an den Grenzen (falls diese relevant
sind)

+ Verfahren in den Zonen (Grenzgéinger, Touristen, was drfen diese, Eintritt in
die Zone moglich etc.)

Im Sinne einer koordinierten Kommunikation mit der Bevolkerung beider Linder
sollten dartber hinaus gemeinsame grenziiberschreitende Sprachregelungen fiir
Leitstellen, Zoll und das Einsatzpersonal vor Ort erarbeitet werden, da diese ver-
mutlich als Erste mit Fragen der Bevolkerung konfrontiert werden.

Des Weiteren miissen nach Auffassung des Expertenworkshops zur Alarmierung/
Warnung und Information der Bevolkerung bei grenziiberschreitenden Evaku-
ierungen Meldungen zu folgenden Aspekten vorbereitet werden (vgl. TH K6ln
2017[c]):

+ Die Bereitschaft der Bevolkerung zur Evakuierung herstellen (Lagebewusstsein
schaffen)

« Grund, Anlass, Zeitpunkt und Gebiet der Evakuierung
+ Zeitverhiltnisse darstellen (wie schnell muss es gehen)

+ Evakuierungsanweisungen/-empfehlungen
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+ Welche Konsequenzen hat es, wenn man nicht evakuiert?
«  Wann kommt es zu einer nachsten Information?

+ Kontaktadressen von Hot- bzw. Infolines und/oder Auskunftsstellen
(Wo sind konkrete Informationen weiterhin zu bekommen? Etc.)

Ebenso sollten ggf. Regelungen zur Verwendung von Informationen als Steue-
rungsinstrument wihrend der Evakuierung, z. B. zur Beruhigung der Bevolkerung
(vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2017, S. 6) oder zur stufenweisen Leerung
der Schutzzonen festgelegt werden, indem man beispielsweise gefdhrdete Perso-
nen auffordert, vor dem Rest der Bevolkerung zu evakuieren (vgl. ISO 22315 2017,
S. 26). Inwieweit Letzteres in einem Ereignisfall tatsidchlich realisierbar ist, kann
derzeit nur vermutet werden.

Sachstand in der Grenzregion

Nach Aussage der Experten des Workshops zur Alarmierung/Warnung und Infor-
mation der Bevolkerung gibt es derzeit in der Beispielregion noch keine konkret
vorbereiteten Meldungen oder Textbausteine zur grenziiberschreitenden grofR-
raumigen Evakuierung der Bevolkerung im Falle eines KKW-Unfalls.*® Prinzipiell
ist aber der gegenseitige Austausch von nationalen Planungen, wie etwa Warn-
meldungen, grenziberschreitend gewiinscht und institutionalisiert (vgl. TH KoIn
2017[c]).

Im RP Freiburg werden derzeit konkrete Warnmeldungen erarbeitet.”” Auch die
NAZ verflgt bisher tiber keine konkreten Radiomeldungen zur grofiraumigen
Evakuierung, die im Anschluss an die Sirenenalarmierung gesendet werden kénn-
ten. Bisher gibt es lediglich allgemeine fixe Templates, iber die Meldungen erstellt
werden. Diese Templates sind in Deutschland und der gesamten Schweiz bekannt.

Dariiber hinaus werden in der Schweiz derzeit auf Bundesebene, zusammen mit
den Kantonen, konkrete Textbausteine erarbeitet, da in der Schweiz grundsatz-
lich nur Meldungen veroffentlicht werden, wenn eine verbindliche Sprachreglung

56  Konkrete Warnmeldung fiir Stauanlagen und damit verbundene mégliche Uberflutungen liegen
im Kanton Aargau bereits vor.

57  Aussage eines Experten
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vorliegt. Die fertigen Warnmeldungen der Schweiz sollen bereits bei der GNU 19 -
die in Teilen als Volliibung geplant wird - genutzt werden.

Des Weiteren gibt es in der Schweiz einheitliche Sprachregelungen des Bundes. Die
NAZ gibt diese Sprachregelungen im Einsatzfall vor. Die Kantone miissen diese 1:1
in simtlichen Pressemeldungen und Veroffentlichungen umsetzen. Die einheit-
lichen Sprachregelungen sind im Stabsraum der NAZ gut sichtbar fiir alle ange-
bracht, sodass diese auch von deutschen Verbindungspersonen an die deutschen
Stibe weitergeleitet werden kdnnen. Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund kommt
den Verbindungspersonen nach Meinung vieler involvierter Experten eine grofie
Bedeutung im Hinblick auf die Reduzierung von Verstandigungsproblemen zu (vgl.
TH Koéln 2017[b]).

Auch das RP Freiburg kann den unteren Katastrophenschutzbehérden Vorgaben
zu Sprachregelungen etc. machen. Diese werden aber in der Regel erst im Ereignis-
fall durch die zustidndige Pressestelle des Regierungsprasidiums entwickelt. Hier
stellt sich die Frage, ob es nicht sinnvoll und im Sinne der grenziiberschreitenden
Planung zwingend erforderlich wire, diese Sprachregelungen bereits im Vorfeld
grenzliberschreitend zu entwickeln und abzustimmen. Grundsatzlich sollten
angewandte einheitliche Sprachregelungen grenziiberschreitend ausgetauscht und
soweit wie moglich abgesprochen und angepasst werden.

Meldungen

+ Die einheitliche Formulierung von Meldungen und Informationen ist ein
wesentlicher Erfolgsfaktor einer grenziiberschreitenden, grofirdumigen
vorsorglichen Evakuierung

+ Derartige Regeln sollten - nach Auffassung der befragten Experten -
Bestandteil grenziiberschreitender Evakuierungsplanungen sein

« Die Kommunikation mit der Bevolkerung sollte koordiniert und wider-
spruchsfrei sein

+  Meldungen und Informationen zur grenziiberschreitenden Evakuierung
sollten ...
... einfach und klar formuliert sein
...in mehreren Sprachen vorbereitet sein
... ortlich bezogene Information liefern
... reaktive Mafdnahmen empfehlen
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... keinen Widerspruch zu vorherigen Auferungen darstellen
... mit einem Zeitpunkt und Datum versehen sein

Sie sollen sicherstellen, dass ...

... Menschen ihre Betroffenheit erkennen

... Betroffene erkennen, was sie tun konnen/sollten
... die Bevolkerung sich gut informiert fiihlt

Meldungen sollten in der Landessprache sowie zusitzlich mindestens in
Englisch vorbereitet werden

Meldungen miissen zu zahlreichen Aspekten vorbereitet werden und
bestimmte Informationen auf jeden Fall enthalten

In der Beispielregion existieren bisher keine konkreten Meldungen zur
grenziiberschreitenden Evakuierungen

Schlussfolgerungen

Fiir das Szenario einer grenziiberschreitenden grofiriumigen Evakuierung
sollten einheitliche Regeln zur Formulierung von Meldungen sowie tat-
sachliche Meldungen an die Bevolkerung entwickelt werden

Regeln bzw. Textbausteine zur Formulierung von Meldungen zur grenz-
uberschreitenden Evakuierung sowie die Formulierung konkreter Meldun-
gen sollten aufgrund ihrer zentralen Bedeutung und der Komplexitit der
Aufgaben auf moglichst hoher staatlicher Ebene entwickelt/vorbereitet
werden

In diese Arbeiten sollten unbedingt Experten der Kommunikationswis-
senschaft und ggf. weiterer relevanter Wissenschaftsgebiete einbezogen
werden, um die gewiinschte zielfiihrende Wirkung von Meldungen soweit
wie moglich sicherzustellen

Sprachliche Unterschiede zwischen den Nachbarldndern sind in diesem
Zusammenhang zu berticksichtigen
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5.4.2.2 Meldungsempfinger

Unabhingig von einzelnen Zielgruppen ist davon auszugehen, dass die allermeis-
ten Betroffenen insbesondere folgende zentralen Fragen stellen (vgl. Sticher 2017):

«  Was ist passiert?

«  Welche Folgen sind eingetreten bzw. werden eintreten?

«  Was bedeutet das fiir mich und die mir wichtigen Personen?
+  Was wird vom wem wann getan?

«  Was kann ich/wir selbst tun?

Grundsatzlich ist es hilfreich, die Perspektive einer Zielgruppe einzunehmen,

um diese zu erreichen, denn unterschiedliche Bevolkerungsgruppen brauchen
auf diese gemeinsamen zentralen Fragen unterschiedliche Antworten. Insofern
miissen Meldungen im Rahmen eines KKW-Unfalls auf verschiedene Zielgruppen
(Pendler, Touristen, sprachliche Minderheiten, Personen mit gesundheitlichen
Einschrinkungen etc. [vgl. Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2017, S. 6]) zuge-
schnitten werden.

Dies kann unterschiedliche Ansprachen (Wortwahl, Satzbau etc.), aber auch unter-
schiedliche Inhalte erfordern. So kann es beispielsweise sinnvoll sein, Personen in
der direkten Umgebung des KKWs aufzufordern ,vor dem Rest der Bevolkerung zu
evakuieren“ (ISO 20315 2017, S. 26).

Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, zundchst den gewilinschten Empfan-
gerkreis einer Meldung zu bestimmen. In der Beispielregion sollten insbesondere
die Zielgruppen der Arbeits- und Einkaufspendler mit ihren speziellen Bediirf-
nissen und Fragen in den Planungen der Krisenkommunikation Bertiicksichtigung
finden.

Meldungsempfinger

« Unterschiedliche Zielgruppen brauchen unterschiedliche Antworten auf
zentrale allgemeine Fragen

+ Inder Beispielregion sind insbesondere die Zielgruppen der Pendler und
Einkaufstouristen in den Planungen zu berticksichtigen
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Schlussfolgerung

Unterschiedliche Zielgruppen von Meldungen miissen identifiziert werden,
um zielgerichtete Antworten auf deren Fragen zu geben

5.4.2.3 Meldungszeitpunkte

In der Schweiz wird die Alarmierung der Bevolkerung ausgelost, ,wenn mit der
Abgabe radioaktiver Stoffe in die Umwelt und einer Gefdhrdung der Bevolke-

rung zu rechnen ist, was Schutzmassnahmen nétig machen kann“ (Bundesamt
fur Bevolkerungsschutz 2015[b], S. 3). Im Falle eines KKW-Unfalls sind sowohl

in der Schweiz als auch in Deutschland die dargestellten Eingreifrichtwerte zur
Einleitung der SchutzmafRnahme ,groffrdumige Evakuierung“ entscheidend (vgl.
Kap. 4.1.1). Diese nationalen Richtwerte unterscheiden sich jedoch bisher, sodass
der Umgang damit in einer Krisensituation nach Meinung der Workshop-Experten
ein bisher ungelostes Problem darstellt (vgl. TH Koln 2017[b] und [c]).

Soll hier eine grenziiberschreitende Harmonisierung, beispielsweise durch den
HERCA-WENRA-Ansatz gelingen, so miissen Meldungen fiir verschiedene Phasen
der Krisenkommunikation grenziiberschreitend beplant werden. Nach Auf-
fassung von 83 % der befragten Experten (15)*® sollten insbesondere Verhaltens-
empfehlungen und deren Begriindung grenziiberschreitend vorbereitet werden
(vgl. Tabelle 24). Dariiber hinaus sind 72 % der Befragten der Meinung, dass ,erste
Hinweise an die Offentlichkeit* und ,Meldungen zur Herstellung der Bereitschaft
der Offentlichkeit” ebenso grenziiberschreitend vorbereitet werden sollten wie
sbegleitendende Informationen“ etwa zum Umgang mit Jodtabletten etc.

58 N=18,giiltige Fille=18, Nein=17 % (3)
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Tabelle 24: Schriftliche Antwortverteilungen der befragten Experten (N = 18), zu welchen
Phasen einer grenziiberschreitenden Evakuierung Meldungen vorbereitet werden sollten
(Mehrfachantworten sowie eigene Ergdanzungen waren moglich)

Sollten fiir verschiedene Phasen einer grenziiberschreitenden Evakuierung Ja
‘Warnmeldungen vorbereitet werden?

Ja, fiir erste Hinweise an die Offentlichkeit 13 (72 %)

Ja, um die Bereitschaft der Offentlichkeit herzustellen 13 (72 %)

Ja, zu Hintergrundinformationen und Gefahren 10 (56 %)

Ja, zur Aufforderung zur grenziiberschreitenden Evakuierung 12 (67 %)

Ja, zu Verhaltensempfehlungen und deren Begriindung 15 (83 %)

Ja, zu begleitenden Informationen (zu Jodtabletten etc.) 13 (72 %)

Ja, fir ... Keine Angaben
Nein 1(6%)

Auf die Frage ,,Gibt es hierzu bereits Vorbereitungen in IThrem Bereich, die sich als
Grundlage einer gemeinsamen Planung eignen wirden?“ antworten zehn Exper-
ten (63 %) mit Nein.®

Betrachtet man das in der folgenden Tabelle abgebildete Phasenmodell der SSK zur
Berichterstattung der Medien, so miissten grenziiberschreitend harmonisierte oder
gemeinsam entwickelte Meldungen zur grenziiberschreitenden grofiriumigen
Evakuierung, tiber die in Tabelle 24 vorgeschlagenen Phasen hinaus, insbesondere
Meldungen fiir die Phasen 1-3%, formuliert werden (vgl. Tabelle 25).

Zur Unterscheidung der verschiedenen Phasen koénnte es hilfreich sein, Ahnliches
wie Schwellenwerte festzulegen, durch die eindeutig erkennbar wird, wann welche
Phase erreicht ist und dementsprechend bestimmte Meldungen grenziiberschrei-
tend veroffentlicht werden sollen. Dies gilt auch fir die Schlussphase bzw. Entwar-
nung, die jedoch nicht das Ende der Information der Bevolkerung bedeuten sollten
(vgl. Strahlenschutzkommission 2007, S. 13).

59  N=18, Giiltige Fille = 15; bestehende Vorbereitungen wurden dem Projekt ECHD nicht zur Ver-
fligung gestellt.

60 Mit dem Ende der Phase 3 und der beginnenden Freisetzung radioaktiver Stoffe sollte eine vor-
sorgliche Evakuierung, als Gegenstand der vorliegenden Betrachtungen, abgeschlossen sein.
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Tabelle 25: Phasenmodell des Ablaufs eines kerntechnischen Unfalls
im Hinblick auf die Berichterstattung der Medien
(Strahlenschutzkommission 2007, S. 12)

Phase Gekennzeichnet Erkennbare Auswirkungen

durch und Aktionen in der Umge-
bung der Anlage

1 Entwicklung bis hin In der Regel keine Aus-

Vorphase zur Auslésung des wirkungen erkennbar
Voralarms

2 Entwicklung des Aufbau der Krisenorganisa-

Frithphase  Notfalls bis hin zur tion des Betreibers und der
Auslosung des Katast-  Katastrophenschutzbehor-
rophenalarms den. Eventuell werden erste

Schutzmaffnahmen durch
die Aufsichtsbehorde, ggf.
auch durch die Katastrophen-
schutzbehorde veranlasst

3 Weitere Entwicklung ~ Durchfithrung von Maf3-

Prognose-  der Schaden innerhalb nahmen zum Schutz der

phase der Anlage: Zunahme  Bevolkerung (Verbleiben im
der Gefahr Haus, Evakuierung, Ausgabe

von Jodtabletten etc.); Aufbau
von Notfallstationen

4 Freisetzung radio- Weitere Durchfiihrung von
Freisetzungs- aktiver Stoffe Mafinahmen zum Schutz
phase der Bevolkerung; Einsatz der

Messdienste zur Ermittlung
der Auswirkungen der Frei-
setzung radioaktiver Stoffe

5 Abnahme der Gefahr ~ Weitere Durchfithrung von
Nach- und Herstellen eines Mafinahmen zum Schutz
freisetzungs- sicheren Zustandes der Bevolkerung; Einsatz der
phase der Anlage Messdienste zur Ermittlung

der Auswirkungen der Frei-
setzung radioaktiver Stoffe

Berichterstattung der
Medien (Katastrophen-
berichterstattung)

Erste Fakten und/oder
Gertichte, eventuell Informa-
tion tber die Auslosung des
Voralarms

Fakten und/oder Geriichte;
Themen: das Ereignis, die
Gefahr, die Schutzmafinah-
men, der Katastrophenalarm,
die Warnung der betroffenen
Bevolkerung

Neue Fakten/Hintergriinde;
Themen: wie Phase 2 und
Auswirkungen der Frei-
setzung radioaktiver Stoffe
und ergriffene Mafinahmen
innerhalb und aufderhalb
der Anlage und Interviews
mit Verantwortlichen und
Einsatzkriften, Betroffenen,
Zeugen, Politikern etc.

Neue Fakten/Hintergriinde;
Themen: wie Phase 3 und
Ausmaf} der Schiden, der
Freisetzung und der Aus-
wirkungen in der Umgebung
bzw. fiir die Bevolkerung

Neue Fakten/Hintergriinde;
Themen: Erleichterung und
Trauer, Entwarnung, Diskus-
sion von Parallelen: Wo droht
Ahnliches?
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Phase Gekennzeichnet Erkennbare Auswirkungen Berichterstattung der
durch und Aktionen in der Umge- Medien (Katastrophen-
bung der Anlage berichterstattung)
6 Aufhebung des Schadensbeseitigungsarbeiten Neue Fakten/Hintergriinde;
Schlussphase Katastrophen- (Dekontamination, Verwerfen ~Themen: Ursachen, Verant-
zustandes von Nahrungsmitteln etc.) wortlichkeiten und Maf3-
nahmen

Grenziiberschreitende Meldezeitpunkte

Verschiedene Phasen eines KKW-Unfalls bringen unterschiedliche Erforder-
nisse hinsichtlich der Alarmierung/Warnung und Information der Bevolke-
rung mit sich

Schlussfolgerungen

+ Konkrete Alarmierungs-/Warnmeldungen sollten fir verschiedene Ereig-
nisphasen grenziiberschreitender Evakuierungen vorbereitet und abge-
stimmt werden

+ Gemeinsame grenziiberschreitende Meldezeitpunkte sollten beplant
werden

5.4.2.4 Inhaltliche Harmonisierungen als Grundvoraussetzung gemeinsamer
Meldungsinhalte

Damit zu den genannten Bereichen grenziiberschreitend einheitliche Warnmel-
dungen vorbereitet und in die Evakuierungsplanungen aufgenommen werden
konnen, missen im Vorfeld erhebliche Synchronisierungen stattfinden, die bisher
nicht vollstdndig sichergestellt sind. Im Einzelnen missten insbesondere auf
folgende Fragen im Vorfeld eines Ereignisfalls gemeinsame Antworten/Entschei-
dungen gefunden bzw. getroffen werden (vgl. TH Kéln 2017[c]):

+  Wie findet die Erstwarnung der Bevolkerung statt?

«  Welche Ausbreitungsprognose zur einheitlichen Risikoabschidtzung bildet die
Grundlage des weiteren Handelns?
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«  Welcher Zeitrahmen des Ereignisverlaufs und der Evakuierung wird
unterstellt?

+  Welche Gebiete sollen informiert/evakuiert werden?®
«  Welche abgestimmten Evakuierungsrouten werden beworben?

+  Welche Evakuierungsrichtungen, Ausweichrouten und Umleitungen werden
empfohlen?

+ Welche Aufnahmegebiete im Nachbarland stehen zur Verfligung bzw. werden
bekannt gegeben?

«  Welche Zeitpunkte der Veroffentlichung einer Warnung werden gewahlt?

«  Welche Sprachregelungen vermitteln auf beiden Seiten der Grenze die gleiche
Botschaft?

«  Wie stimmen sich u. a. verschiedene Hotlines ab?

+  Welche abgestimmten Inhalte sollen der Zoll und die Grenzwachen
kommunizieren?

«  Wie wird der Giberregionale Verkehr einheitlich umgeleitet?

«  Welche Rettungsachsen sollen freigehalten werden?

+  Welche einheitlichen Empfehlungen zum Gesundheitsschutz werden gemein-
sam veroffentlicht?®

5.4.3 Checkliste Alarmierung/Warnung und Information der Bevélkerung

Die koordinierte Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung in

Grenzregionen stellt einen wichtigen Aspekt bei der grenziiberschreitenden
Planung dar, da die Glaubwiirdigkeit und Kooperation der Bevolkerung mit der

61 Gemeinsame grenziiberschreitende Karten mit Radien und Zonen sind im ENSI vorhanden.

62  Unterschiedliche Grenzwerte in Deutschland und der Schweiz. Welche gelten bzw. sind richtig?
Was wird kommuniziert?
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Schnelligkeit und Professionalitdt der Kommunikation der Behorden einhergeht.
Insbesondere, weil sich die Bevolkerung auch eigenstidndig Informationen tiber
externe Quellen wie Medien, soziale Netzwerke, aber auch aus ihrem niheren
Umfeld einholen kann und so die Gefahr alternativer Informationsquellen besteht.
Zu bertiicksichtigen ist, dass dieser Bereich die Inhalte der tibrigen Planbereiche der
Bevolkerung nahebringen muss. Daher ist dieser als Letzter zu beplanen.

Harmonisierung gemeinsamer Meldungsinhalte

(O Grundregeln fiir die Erstwarnung grenztberschreitend festlegen
Zeitrahmen des Ereignisverlaufs und der Evakuierung festlegen

Abstimmen der Gebiete, die informiert/evakuiert werden sollen

Festlegen der zu bewerbenden Evakuierungsrouten

O O O O

Empfehlungen fir Evakuierungsrichtungen, Ausweichrouten und Umlei-
tungen abstimmen

O

Aufnahmegebiete im Nachbarland, die zur Verfligung stehen, bekannt
geben

O

Zeitpunkte der Veroffentlichung einer Warnung/Alarmierung festlegen

(O Sprachregelungen, die auf beiden Seiten der Grenze die gleiche Botschaft
vermitteln, wihlen

(O Sicherstellen, dass die verschiedenen Hotlines die gleichen Aussagen
treffen

(O Abgestimmte Inhalte, die der Zoll und die Grenzwachen kommunizieren,
festlegen

(O Einheitliche Empfehlungen zum Gesundheitsschutz gemeinsam
verdffentlichen

Allgemeine Regeln fiir Meldungen festlegen

O Risikokommunikation
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(O Gemeinsame grenziiberschreitende Alarmierungskonzepte erarbeiten

(O Abgestimmtes vorheriges Informieren und Vorbereiten der Bevolkerung
in bestimmten Gefidhrdungsgebieten

Die Vermittlung von Kenntnissen, tiber die die Offentlichkeit verfiigen
sollte (z. B. iber Radioaktivitit)

Die Vorbereitung der Bevolkerung auf mogliche Szenarien einer grenz-
uberschreitendenden Evakuierung

Information der Bevolkerung tiber die Alarmierungs-/Warnungspro-
zesse im Ereignisfall, auch die des Nachbarlandes

(O Wirksamkeit der Risikokommunikation evaluieren

Krisenkommunikation

(O Vorbereitung von koordinierten grenziiberschreitenden Meldungen (z. B.
fur Lautsprecherdurchsagen, Medien etc.)

Vorformulierte Meldungen

in mehreren Sprachen, die fiir die jeweiligen Regionen relevant sind
Meldungsempfinger beriicksichtigen

Meldungszeitpunkte bestimmen

Meldungsinhalte

Medien zur Verbreitung von Meldungen

Die Bereitschaft der Bevolkerung zur Evakuierung herstellen (Lagebe-
wusstsein schaffen)

(O Grenziberschreitend abgestimmte Meldungen sollten folgende allge-
meine Informationen beinhalten:

Die Bedrohung und deren Konsequenzen

Ortlich bezogene Informationen

Vertrauenswirdige Informationsquellen

Zeitpunkt und Datum der Meldung

Kontaktadressen von Hot- bzw. Infolines und/oder Auskunftsstellen
(Wo sind konkrete Informationen weiterhin zu bekommen? Etc.)
Aufnahmestellen

Welche Evakuierungsmittel stehen zur Verfigung (Bus, Bahn, Trans-
porte etc.)

Zeitverhiltnisse darstellen (wie schnell muss es gehen)

Wann kommt es zu einer nichsten Information

(O Meldungen und Informationen sollten grenziiberschreitend abgestimmte
Empfehlungen fiir die Offentlichkeit zu reaktiven Mafinahmen enthalten
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Wo befinden sich Sammelstellen

Welche Evakuierungsrouten sollte man nehmen (Umleitungen, Sper-
rungen, Ausweichrouten etc.)

Welche Rettungsachsen sollen freigehalten werden

Was sollte man mitnehmen

Verhaltensempfehlungen zu Schutzmafinahmen fir personlichen
Besitz (Haus vernageln oder abschliefien etc.)

Personlicher Gesundheitsschutz (z. B. Jodtabletten)

Umgang mit Haustieren bzw. Nutztieren

Zusatzlich Meldungen zur grenziiberschreitenden groffrdumigen
Evakuierung

Sind die Grenzen offen/zu (Kontrollverfahren etc.)
Verhaltensanweisungen fiir Touristen/Pendler etc. (Aufnahmemoglich-
keiten im ,fremden“ Land, Informationen zur Steuerung von Pendler-
stromen etc.)

Statusmeldungen zur (Verkehrs-)Situation an den Grenzen (falls diese
relevant sind)

Verfahren in den Zonen



@ Weitere grenziiberschreitend relevante Aspekte
der Evakuierungsplanung

Die nationalen Planungsvorgaben der AG Fukushima (2014) in Deutschland und
des Notfallschutzkonzeptes (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2015) der Schweiz
sowie des ,Nationalen Planungs- und Massnahmenkonzepts. Grossriumige Evaku-
ierung bei einem KKW-Unfall“ (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2016) und der
ebenfalls schweizerische ,Leitfaden fiir die Planung grossrdaumiger Evakuierungen
in den Kantonen“ (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2017) beschreiben weitere
Planungsbereiche, die fiir die grofiraumige grenziiberschreitende Evakuierungs-
planung relevant sein kdnnen.

5.5.1 Evakuierungsgebiet

Prinzipiell sind die aktuellen Zonenkonzepte in Deutschland und der Schweiz
fast identisch (vgl. Kap. 4.1.2), doch enden diese in den bisherigen nationalen
Planungen an der Grenze. Grenziiberschreitende Evakuierungsplanungen sollten
diese Zonen, ungeachtet nationaler Grenzen, als jeweils eine Zone bzw. ein Evaku-
ierungsgebiet mit entsprechenden Vorkehrungsmafinahmen betrachten. Dem-
entsprechend musste idealerweise die Planung z. B. von Evakuierungsrouten bzw.
Rettungsachsen unabhingig von nationalen Grenzen optimiert werden.

5.5.2 Sicherheit und Ordnung

Zum Teil sind Planungen zur Sicherheit und Ordnung, die Grenze betreffend, etwa
zur selbststindigen grenziiberschreitenden Evakuierung mit privaten Verkehrs-
mitteln oder Absperrmafdnahmen, im Planungsbereich Mobilitditsmanagement
angesiedelt. Dartiber hinaus kdnnen weitere Aufgaben an der Grenze, wie etwa
Deeskalationsmafinahmen bei Stausituationen im Grenzbereich etc., entstehen.

5.5.3 Kritische Infrastrukturen
Bestimmte Kritische Infrastrukturen miissen im Falle grenziiberschreitender

grofiraumiger Evakuierungen Beriicksichtigung finden, da sie zum einen fiir das
Gelingen der grenziiberschreitenden groffraumigen Evakuierung bedeutend sein
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kénnen. Zum anderen erfordern evtl. Kritische Infrastrukturen im Evakuierungs-
gebiet langer andauernde Abschaltprozesse (z. B. Seveso-Betriebe), sodass diese
Informationen in bestehende grenziiberschreitende Informations- und Melde-
fliisse aufgenommen werden sollten (vgl. Kap. 5.2.1).

5.5.4 Sammel- und Aufnahmestellen

Obwohl in der Beispielregion alle interviewten Experten ihre bisherigen Strategien
darauf ausrichten, Sammelbeférderungen ausschliefilich innerhalb des eigenen
Landes durchzufiihren, kdonnte in bestimmten Grenzregion die Planung speziel-
ler Sammelstellen fiir Pendler etc. zum grenziiberschreitenden Transport in ihr
Heimatland sinnvoll sein.

Dartiber hinaus wire es anzustreben, dass Pendler durch ihren Arbeitgeber tiber
zentrale Sammel- und Aufnahmestellen informiert werden. Hier miisste eine
entsprechende Risikokommunikation Giber die Unternehmen geplant werden
bzw. erfolgen. Auch die Bevolkerung sollte tiber bestehende Konzepte zu Auf-
nahmestellen in Deutschland und der Schweiz im Rahmen einer entsprechenden
Risikokommunikation informiert werden. Gleichzeitig muss im Ereignisfall die
Information der deutschen Bevolkerung tiber Notfalltreffpunkte in den Gemein-
den der Schweiz und die der schweizerischen Bevolkerung tiber Sammelstellen in
Deutschland sichergestellt werden.

5.5.5 Personenregistrierung und -suche

Im Planungsbereich der ,Personen- und Vermisstenregistrierung und -suche” wire
es wiinschenswert, dass, iber die Aufgaben des Roten Kreuzes hinaus, in grenz-
uberschreitenden Evakuierungsplanungen direkte Kontakte zwischen den Aufnah-
mestellen beider Lander berticksichtigt werden, damit die Evakuierten auf jeden
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Fall® tiber den Verbleib ihrer Angehorigen unterrichtet werden kénnen. Dazu wire
es sinnvoll, den Planungsprozess mit dem internationalen Suchdienst des Roten
Kreuzes (Restoring Family Links [RFL]) abzustimmen.

63  ,Nach § 3Abs. 1 Nr.41.V.m.Abs. 2 LKatSG haben die Katastrophenschutzbehoérden Auskunfts-
stellen zur Erfassung von Personen zum Zwecke der Vermisstensuche und der Familienzu-
sammenfithrung einzurichten. Diese Aufgabe wird im Katastrophenfall vom DRK-Suchdienst
wahrgenommen. Bei Grofischadenslagen unterhalb der Katastrophenschwelle wird das DRK auf
satzungsgemafer Grundlage tétig. Hierzu sind auf Kreisebene mit dem Deutschen Roten Kreuz
Vereinbarungen zur Einrichtung von Kreisauskunftsbiiros (KAB) abzuschlieRen“ (Baden-Wiirt-
temberg 2014).



Empfehlungen zur
organisatorischen Umsetzung
grenziiberschreitender
Evakuierungsplanungen




Grundsatzlich sollten grofiriumige Evakuierungsplanungen in Grenzregionen
grenziiberschreitend gemeinsam beplant und vorbereitet werden, um Synergie-
effekte zu nutzen sowie den grenziiberschreitenden Austausch und Kontakt zu
verbessern.

Tabelle 26: Schriftliche Antwortverteilungen der befragten Experten (N = 18), wie eine grenziiberschreitende
Harmonisierung der Alarmierung/Warnung und Information der Bevélkerung erreicht werden kann
(Mehrfachantworten waren maglich)

Wie kann eine grenziiberschreitende Harmonisierung im Bereich der Evakuierungs- Ja
planung zur Alarmierung/Warnung der Bevolkerung erreicht werden?

Durch gemeinsame grenziiberschreitende Planungen 14 (78 %)
Durch gegenseitige Information {iber nationale Planungen 17 (94 %)
Durch gemeinsame stetige Gremien mit festen Tagungszyklen 9 (50 %)
Durch temporire grenziiberschreitende themenbezogene Arbeitsgruppen 16 (90 %)
Durch separate Vereinbarungen verschiedener Experten beider Linder zu einzelnen 4(22%)
Fragestellungen

Gar nicht, jeder Staat plant unabhingig in seinem Zustandigkeitsbereich 1(6 %)

Liegen fir einzelne Planungsbereiche einer grofiraumigen Evakuierung bereits
nationale Planungen vor, so miissen diese zum Schutz der Bevolkerung grenziiber-
schreitend harmonisiert werden.

Sowohl gemeinsame Planungen als auch die Harmonisierung nationaler Evakuie-
rungsplanungen erfordern grenziiberschreitende Abstimmungs- und Kommuni-
kationsprozesse. Die geeignete Form einer grenziiberschreitenden Kooperation zur
gemeinsamen Evakuierungsplanung bietet der Ansatz des Projektmanagements.
Hier konnen alle beteiligten Nationen und ihre Gliederungen addquat eingebun-
den werden.



Planungsgremien

Da Evakuierungsentscheidungen einen tiefen Einschnitt in das Leben der Bevol-
kerung darstellen, miissen entsprechende Planungen einerseits politisch vertreten
und abgesichert und andererseits inhaltlich fundiert vorbereitet werden (vgl.
Abbildung 8).

Prozess einer grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung und -durchfithrung

Kernpunkte grenziiberschreitend anpassen
« Eingreif(richt)werte

- angeordnete SchutzmalRnahmen

» Gesundheitsschutz ...

Grenziiberschreitende Abstimmung der Planungen

« Grenziiberschreitende Planungsgremien zu den Bereichen
- interinstitutionelle Kommunikation
- Mobilitatsmanagement
- Alarmierung/Warnung und Information der Bevélkerung

Grenziiberschreitende Abstimmung im Ereignisfall aufgrund
- der Planungen
- entwickelter Entscheidungsunterstiitzung

Abbildung 8: Notwendige Prozesse einer grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung und -durchfiihrung
(eigene Darstellung)

Hierzu bietet sich folgende Arbeitsgliederung des Projektmanagements mit
modularem Aufbau und den Planungsebenen eines Lenkungsausschusses, eines
Fachausschusses, einer Projektleitung sowie diverser Unterfachausschiisse, die
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sich themenspezifisch gliedern kénnen, an (vgl. Abbildung 9). Von grundlegender
Bedeutung - im Sinne einer Metaebene - ist dabei der Unterfachausschuss inter-
institutionelle Kommunikation. In ihm miissen einheitliche Grundlagen der
interinstitutionellen Kommunikation fiir alle anderen Planungsbereiche erarbeitet
werden. Der Unterausschuss zur interinstitutionellen Kommunikation sollte daher
vor den tibrigen Unterfachausschiissen tagen und fiir diese grundlegende Ergeb-
nisse erarbeiten. Fiir jeden weiteren grenziiberschreitend relevanten Planungs-
bereich, wie z. B. Mobilitdtsmanagement, sollten ebenfalls eigene Unterfachaus-
schiisse gebildet werden. Diesen sollten alle relevanten Experten und Fachkrifte
beider Lander angehoren.

Dartiiber hinaus miissen evtl. weitere kleine Planungsgruppen zu einzelnen spezi-
fischen Fragestellungen, wie z. B. die Aufnahme von grenzrelevanten Kritischen
Infrastrukturen in das grenziiberschreitend bestehende Informations- und Melde-
wesen, eingerichtet werden.

Der Planungsbereich Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung
sollte erst dann seine Arbeit beenden, wenn die Inhalte der tibrigen Planungsberei-
che vorliegen und dazu entsprechende Meldungen verfasst werden kénnen.
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Grenziiberschreitender
Lenkungsausschuss

Politische Ebene
Oberste
Entscheidungsgewalt

Allgemeingiiltiges Konzept

« Grenziberschreitender Austausch zwischen

Planungsgruppe
e zwei Aufnahmestellen

Grenziiberschreitende Aspekte der
Personenregistrierung und -suche

Planungsgruppe « Aufnahme von Zustandsbeschreibungen grenz-
Aspekte Kritischer Infrastrukturen uberschreitend relevanter Kritischer Infrastruktu-
ren in das Melde- und Informationswesen

Planungsgruppe « Aufnahme von Zustandsbeschreibungen grenz-
Aspekte des Evakuierungsgebietes iiberschreitend relevanter Kritischer Infrastruktu-

ren in das Melde- und Informationswesen
Grenziiberschreitender

Fachausschuss
Verwaltungsebene
Berat und unterstiitzt
den Lenkungsausschuss

zwischen Behorden und
esem Planberei

Planungsgruppe
> Grenziiberschreitende Aspekte der
Sicherheit und Ordnung

Abbildung 9: Organisationsstruktur einer grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung mit
themenbezogenen Besetzungen der Unterfachausschiisse zur Schonung knapper Personalressourcen
(eigene Darstellung)

6.1.1 Lenkungsausschuss
Die politisch Verantwortlichen der beteiligten Gebietskérperschaften bilden den

Lenkungsausschuss. Wichtig ist, dass alle Ebenen einbezogen sind und so ihre
Interessen und Aufgaben wahrnehmen kénnen. Der Lenkungsausschuss ist ein
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temporares, projektbegleitendes Gremium, in dem alle fiir das Projekt relevanten
Entscheidungs- und Verantwortungstrager vertreten sind. Er ist die vorgesetzte
Berichtsinstanz der Projektleitung.

Der Lenkungsausschuss definiert die Planungsziele und die Aufgaben der grenz-
uberschreitenden Evakuierungsplanung gemeinsam mit der Projektleitung unter
Bertiicksichtigung der Anregungen des Fachausschusses. Hierzu gehoren Eckpfeiler
einer grenziiberschreitenden Kooperation, wie u. a. die Moglichkeit gemeinsamer
grenzliberschreitender Entscheidungsfindungen - evtl. entgegen nationalen
Eingreifrichtwerten —, ebenso wie die Harmonisierung geltender Richtwerte und
priorisierter Schutzmafinahmen (Abtauchen vs. Evakuieren etc.).** So kénnen bei-
spielsweise konkrete grenziiberschreitende Meldungen zu Evakuierungsmafinah-
men von Experten nur vorbereitet und formuliert werden, wenn - wo notwendig -
inhaltliche Harmonisierungen (bspw. Zielgruppen zur Einnahme von Jodtabletten)
im Vorfeld auf politischer Ebene getroffen wurden.

Insgesamt entscheidet der Lenkungsausschuss durch die Formulierung der Pla-
nungsziele und Aufgaben aller Planungsgremien letztlich auch tiber den notwen-
digen Aufwand und die damit verbundenen personellen Ressourcen und Kosten
eines grenziiberschreitenden Planungsprozesses. Ohne diese politischen Entschei-
dungen des grenziiberschreitenden Lenkungsausschusses und dessen allgemeine
Planungsunterstiitzung zu Beginn des Prozesses stellen grenziiberschreitende
Evakuierungsplanungen nur punktuelle Vorkehrungen auf regionaler Ebene dar,
die den Anforderungen der Grofiraumigkeit nicht gerecht werden kénnen.

Der Lenkungsausschuss leitet und tiberwacht die Aktivititen ergebnisverant-
wortlich hinsichtlich Zielerftllung, einzuhaltender Terminvereinbarungen, laut
Planung zu erfiillender Leistungen sowie der damit evtl. verbundenen Kosten.

Er kontrolliert und genehmigt zur Fortfithrung der Arbeiten einzelne Planungs-
phasen - zusammengestellt in Statusberichten der Projektleitung - sowie
abschliefiend die Gesamtplanung. Des Weiteren unterstiitzt und berit der Len-
kungsausschuss die Projektleitung bzw. den Fachausschuss bei planungsbereichs-
ibergreifenden Problemen.

64  ,Einzelne Fragen sind hingegen noch vertiefter zu priifen und zwischen der Schweiz, Deutschland
und Frankreich abzustimmen. Dazu gehoren beispielsweise die Auswirkungen der unterschiedli-
chen Alarmierungs- und Massnahmenkriterien, das Vorgehen beim Grenzibertritt oder die ,grenz-
uberschreitende’ Aufnahme von Evakuierten“ (Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz 2016, S. 56).
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Als tibergeordnetes und politisch verantwortliches Gremium hat der Lenkungsaus-
schuss die oberste Entscheidungsgewalt. Daraus ergibt sich gleichzeitig die Auf-
gabe, mogliche Probleme zwischen den Projektbeteiligten zu schlichten.

Der Lenkungsausschuss bestimmt die Projektleitung. Bei bi- bzw. multilateralen
Projekten muss entschieden werden, ob ein gemeinsamer Projektleiter oder eine
den beteiligten Nationen entsprechende Projektleitung benannt wird. Denkbar ist
in diesem Zusammenhang auch, dass fiir jeden Unterfachausschuss eine Leitung
bestimmt wird, die dann gemeinsam die Projektleitung bilden.

Grundsatzlich ist zu iiberlegen, ob es - wie im Projektmanagement {iblich - sinn-
voll ist, einen externen Projektmanager zu verpflichten, der den gesamten Prozess
der grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung lenkt und steuert.

Dem Lenkungsausschuss gehoren die politisch Entscheidungsbefugten der unter-
schiedlichen Ebenen aller relevanten Behérden und Institutionen beider Linder an.

6.1.2 Projektleitung

Die vom Lenkungsausschuss eingesetzte Projektleitung konkretisiert die Ziele und
Zielvorgaben fiir die Unterfachausschiisse und Planungsgruppen. Sie definiert die
Meilensteine, d. h., wann und in welcher Reihenfolge welche Ergebnisse vorlie-
gen missen. Gleichzeitig legt sie die Anforderungen an diese Ergebnisse und die
erforderliche Berichterstattung fest. In Absprache mit dem Lenkungs- und Fach-
ausschuss erstellt die Projektleitung Zeit- und Kostenplane und tiberwacht deren
Einhaltung.

Grundsitzlich tragt die Projektleitung die Verantwortung fiir das Gesamtergebnis,
das bedeutet u. a., dass die Planungen kompatibel sind und ineinandergreifen. Ein
wesentlicher Gesichtspunkt ist hierbei u. a., dass die interinstitutionelle Kommuni-
kation in allen Planungen addquate Beriicksichtigung findet.

6.1.3 Fachausschuss

Der Fachausschuss besteht aus Fithrungskriften aller relevanten Fachabteilungen
und -bereiche der Gebietskorperschaften beider Lander. Der Fachausschuss berét
und unterstiitzt den Lenkungsausschuss hinsichtlich der politisch zu treffenden
Entscheidungen. Insbesondere schldgt der Fachausschuss vor, welche Planungs-
bereiche von grenziiberschreitender Relevanz und somit zu beplanen sind.
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Der Fachausschuss bestimmt in Zusammenarbeit mit der Projektleitung die Mit-
glieder der einzelnen Unterfachausschiisse. Dabei missen alle relevanten - nicht
nur behoérdlichen - Spezialisten Berticksichtigung finden. Gleichzeitig berat,
unterstiitzt und informiert der Fachausschuss die Unterfachausschiisse. Er ist ein
Bindeglied zwischen den verschiedenen Unterfachausschiissen. In diesem Zusam-
menhang hat er auch ein Vetorecht gegeniiber den Vorschlagen der Unterfachaus-
schiisse und Planungsgruppen.

Dem Fachausschuss gehoren die fiir den Katastrophenschutz Entscheidungsbe-
fugten der unterschiedlichen Ebenen aller relevanten Behoérden und Institutionen
beider Lander an.

6.1.4 Unterfachausschiisse

Modular aufgebaut, sollte zu jedem grenziiberschreitend relevanten Planungsbe-
reich jeweils ein Unterfachausschuss, der aus fiir die Thematik zustdndigen Exper-
ten besteht, gebildet werden. In diesen Unterfachausschiissen werden konkrete
Vorschlige fiir grenziiberschreitende Evakuierungsplanungen erarbeitet, indem
geltende Planungsgrundlagen prizisiert werden.

Zur Bearbeitung einzelner wesentlicher Aspekte eines Planungsbereiches konnen
Planungsgruppen gebildet werden, in denen unterschiedliche Experten ziel-
gerichtet ihr Fachwissen zu spezifischen Fragestellungen einbringen. Ziel dieser
Vorgehensweise ist ein verantwortungsvoller Einsatz knapper Personalressourcen,
da jeweils nur die zustindigen und kompetenten Experten ihren Bereich gemein-
sam beplanen bzw. abstimmen. So ist es z. B. im Bereich Mobilitdtsmanagement
unsinnig, lokale Verkehrsplaner an der Planung grofiraumiger (internationaler)
Umleitungsrouten zu beteiligen.

Die Ergebnisse der Planungsgruppen werden in den Unterfachausschiissen gebiin-
delt und von der Projektleitung in eine umfassende, ganzheitliche, grenziiber-
schreitende Evakuierungsplanung zusammengefasst. Nach Abstimmung mit dem
Fachausschuss wird diese dem Lenkungsausschuss zur Genehmigung vorgelegt,
der die Implementierung initiiert.



@ Entscheidungsunterstiitzung im Ereignisfall

Prinzipiell kénnen Entscheidungen im Zusammenhang mit Evakuierungen infolge
eines KKW-Unfalls mit sehr weitreichenden Konsequenzen verbunden sein. Sie
stellen einen tiefen Einschnitt in das Leben der Bevolkerung dar und werden bei
den zustdndigen Entscheidern eine grofRe Belastung mit ,sichtbaren und mentalen
Schweifdflecken” (Hofinger 2015, S. 18) erzeugen. Zu treffende Entscheidungen in
diesem Zusammenhang (in Anlehnung an Hattenschwiler, Gachet o.].) sind in der
Regel ...

+ .. mit hohem Risiko verbunden, da derartige Entscheidungssituationeni. d. R.
durch Zeitdruck sowie eine unsichere Informationslage etc. gepragt sind, sodass
es sehr schwierig sein kann, getroffene Entscheidungen nachvollziehbar zu
begriinden, offenzulegen und zu dokumentieren

+ ...schwierig, da diese Entscheidungen unter Unsicherheit und aufgrund unge-
nauer oder mangelnder Informationen (zu wenig verfiigbare oder zu wenig
aufbereitete Daten) getroffen werden mussen

+ ...kontrovers, da hiufig Zielkonflikte etc. bzw. keine eindeutige Praferenzstruk-
tur besteht. So konnen in unterschiedlichen Bereichen Priferenzunterschiede
in den Entscheidungen verschiedener Gruppen/Linder durch unterschiedliche
Kriterien, unterschiedliche Kriterienmodelle (Messungen etc.), unterschiedliche
Gewichtungen etc. vorliegen

+ ... mit hoher Verantwortung belastet, da die Folgen einer Entscheidung schwer
abzuschitzen sind (viele Konsequenzen und viele Interdependenzen etc.)

Im Falle einer grenziiberschreitenden grof3riumigen Evakuierung kénnen spezi-
fisch vorbereitete Entscheidungsunterstitzungen Entscheidungen schneller (Zeit-
gewinn), effektiver (objektiv bessere Entscheidung), effizienter (weniger kostspielig)
und transparenter (besser dokumentiert) machen. Dartiber hinaus sind rationale,
aufgrund von Entscheidungsunterstiitzungen getroffene Entscheidungen reprodu-
zierbar, d. h. sie wiirden unter gleichen Bedingungen und gleichen Préferenzen zu
gleichen Ergebnissen fithren (in Anlehnung an Hittenschwiler, Gachet o. ].).
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Die Entscheidung, ob eine grenziiberschreitende groffriumige Evakuierung erfolgt,
hangt insbesondere von folgenden Faktoren ab:

« Der prognostizierten zur Verfligung stehenden Zeit fiir eine Evakuierung
+ Der prognostizierten benoétigten Zeit fiir eine Evakuierung (vgl. Kap. 4.7)
+ Der geografischen Lage®

« Der verkehrstechnischen Infrastruktur, d. h., sind entsprechende grenziiber-
schreitende Verkehrswege und -mittel vorhanden und nutzbar

« Den meteorologischen Prognosen, d. h. insbesondere, welche Windrichtung
wird fir welches Zeitfenster prognostiziert (Ausbreitungsrichtung)

« Denvorhandenen Evakuierungsplanungen, insbesondere, zu der Frage ob
diese - evtl. fiir bestimmte Félle bzw. Gruppen - eine Grenziiberschreitung
vorsehen

- Die Aufnahmekapazititen im Nachbarland (fiir sich selbst Evakuierende,
besondere Einrichtungen etc.)

6.2.1 Entscheidungsunterstiitzung zur grenziiberschreitenden Evakuierung

Eine behordliche Aufforderung zur grenziiberschreitenden Evakuierung ist an
verschiedene Voraussetzungen gebunden und sollte bereits im Vorfeld eines Ereig-
nisses tiberprift und geplant sein. Einen wesentlichen Faktor stellt die geografische
Lage dar. Hier ist zu unterscheiden, ob diese eine Grenziiberschreitung zwingend
erfordert, z. B. bei einer Enklave beinhaltet die Evakuierung immer Grenziiber-
schreitung. Bei einer Gebietskorperschaft, die in (weiten) Teilen von Grenzen
umschlossen ist, wird es in der Regel ebenfalls sinnvoll bzw. erforderlich sein,
grenzlberschreitend zu evakuieren (z. B. Basel-Stadt). Demgegentiber verbietet sich
eine grenziiberschreitende Evakuierung in der Regel bei Gebietskorperschaften,
bei denen die Grenzen durch Wasserflichen, Gebirge oder dhnliche Hindernisse
gebildet werden.

65  Der Kanton Basel-Stadt beispielsweise evakuiert aufgrund seiner geografischen Lage immer
grenziiberschreitend.
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Den zweiten wesentlichen Faktor stellt die Verkehrsinfrastruktur dar. Sind kapa-
zitativ ausreichende Verkehrswege vorhanden, um grenziiberschreitende Evaku-
ierungsrouten und Rettungsachsen zu planen, so bietet die Grenziiberschreitung
moglicherweise erhebliche Zeitvorteile gegentiber einer Evakuierung ausschliefR-
lich im eigenen Land.

Die Option einer grenziiberschreitenden Evakuierung sollte schon im Vorfeld
uberdacht und bei einer positiven Entscheidung entsprechend beplant werden. Die
Planung selbst unterscheidet sich planerisch nicht wesentlich von einer nationalen
Planung. Die erforderlichen zusdtzlichen Schritte sind in den einzelnen Checklis-
ten entsprechend hinterlegt.

Bei der vorsorglichen Evakuierung spielt die Windrichtung grundsitzlich keine
Rolle. Diese muss nur berticksichtigt werden, falls zu befiirchten steht, dass Radio-
aktivitat bzw. Schadstoffe freigesetzt werden, bevor die Evakuierung abgeschlossen
ist. Folgendes Schaubild gibt eine Hilfestellung fiir die Entscheidungsfindung zur
grenzlberschreitenden Evakuierung.

Sollte eine grenziiberschreitende Evakuierung veranlasst werden?

Verbietet sich Zwingend erforderlich
— Geografische Lage geeignet

Ja

Nein
Verkehrsinfrastruktur geeignet

Ja

Nein
Zeitgewinn vorhanden

Ja

Behérdliche Entscheidung

Nein Ja
Yy v

Keine grenziiberschreitende Evakuierung Grenziiberschreitende Evakuierung

Abbildung 10: Entscheidungskriterien fir die Veranlassung grenziiberschreitender Evakuierung
(eigene Darstellung)
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Entscheidungsunterstiitzungen

Ob letztlich grenziiberschreitend evakuiert wird, diirfte insbesondere von den
Prognosen der Vorlaufzeit sowie der geschétzten Dauer einer groffraiumigen
Evakuierung beeinflusst werden

6.2.2 Entscheidungsunterstiitzung fiir die grenziiberschreitende
Evakuierungsplanung

Die Kriterien fiir die Planung grenziiberschreitender Evakuierung sind in folgen-
dem Entscheidungsdiagramm dargestellt, um den Planern einen einfachen Uber-
blick zu geben, wie bei der Planung vorgegangen werden kann.
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Durchfiihrung grenziiberschreitende Evakuierungsplanung

Beginn
Nicht v +
abgeschlossen [__ Abstimmung auf politischer Ebene
_* Abgeschlossen
Nein
L Bildung von Planungsgremien
Abgeschlossen
Nein
L — Planung der interinstitutionellen Kommunikation abgeschlossen?
Ja
Nein
— Planung des Mobilititsmanagements abgeschlossen?
_* Ja
Nein
e Planung der Alarmierung der Bevélkerung abgeschlossen?
Ja
Nein

Weitere Planungsbereiche beriicksichtigt?

Ja

Abschluss der grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung

Abbildung 11: Vorgehensweise bei der grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung
(eigene Darstellung)

Fiir die einzelnen Planungsbereiche interinstitutionelle Kommunikation, Mobili-
titsmanagement und Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung
sollten vor allem die verschiedenen inhaltlichen Aspekte berticksichtigt und fiir
eine vollstindige Planung abgedeckt werden. Die Reihenfolge spielt jedoch keine
grofie Rolle.
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Entscheidungskriterien Planungsbereich interinstitutionelle Kommunikation

Beginn
Nicht v +
abgeschlossen [__ Grenziiberschreitende Harmonisierung relevanter Unterschiede
Abgeschlossen
Nicht i
abgeschlossen |__ Umsetzung der allgemeinen Voraussetzungen
Abgeschlossen
Nicht v
abgeschlossen | Definition grenziiberschreitender Kommunikations- und
Informationsstrukturen
Abgeschlossen
Nicht i
abgeschlossen | Planung der gemeinsamen Lagedarstellung
Abgeschlossen
Nicht V
abgeschlossen | Definition grenziiberschreitender Kommunikations- und
Informationszeitpunkte
Abgeschlossen
Nicht v
abgeschlossen |

Planung der unterstiitzenden MaRnahmen

Abgeschlossen

Abschluss der Planung interinstitutionelle Kommunikation

Abbildung 12: Entscheidungskriterien fiir den Planungsbereich interinstitutionelle Kommunikation
(eigene Darstellung)
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Entscheidungskriterien Planungsbereich Mobilitditsmanagement

Beginn
Nicht * +
sefresdiloniay | Planung der privaten Verkehrsmitel
Abgeschlossen
Nicht V &
abgeschlossen | Planung des 6ffentlichen Verkehrs
Abgeschlossen
Nicht v
abgeschlossen | Planung der AbsperrmaBnahmen
Abgeschlossen
Nicht v
abgeschlossen |

Planung der Umleitungen

Abgeschlossen

Abschluss der Planung Mobilititsmanagement

Abbildung 13: Entscheidungskriterien fir den Planungsbereich Mobilitdtsmanagement (eigene Darstellung)

Entscheidungskriterien Planungsbereich Alarmierung der Bevélkerung

Beginn
Nicht v +
abgeschlossen [__ Harmonisierung gemeinsamer Meldungsinhalte
Abgeschlossen
Nicht V .
abgeschlossen | Planung der Risikokommunikation
Abgeschlossen
Nicht v
abgeschlossen | Planung der Krisenkommunikation

Abgeschlossen

Abschluss der Planung Alarmierung der Bevélkerung

Abbildung 14: Entscheidungskriterien fir den Planungsbereich Alarmierung der Bevélkerung (eigene Darstellung)



@ Table Top Exercise

Der Planungsprozess der grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung kann im
Rahmen einer Table Top Exercise oder auch Planspieliibung als Teil der Umsetzung
betlibt werden, um dadurch gewonnene Erkenntnisse in die Planung miteinflieRen
zu lassen. Eine solche Ubung stellt sicher, dass auf der einen Seite alle relevanten
inhaltlichen Aspekte noch einmal tiberpriift werden und auf der anderen Seite die
Zustidndigen die Themen verinnerlichen. Das folgende Konzept zeigt auf, wie eine
Table Top Exercise durchgefiihrt werden kann.

6.3.1 Artder Ubung

Fiir die Uberpriifung des Konzeptes eignet sich eine sogenannte Planspieliibung
oder auch Table Top Exercise. Diese Ubungsart eignet sich besonders, um neue
Ablaufe und erste Unstimmigkeiten und Missverstindnisse in einem Team aufzu-
decken. Bei dieser Ubungsart sitzen die Ubungsteilnehmer um einen Tisch oder
auch eine Planspielplatte/Karte (welche zum Beispiel die zu beplanende Region
darstellt) und spielen in der Theorie die einzelnen Planungsschritte und -inhalte
durch. Es ist zu empfehlen, dass ein Moderator die Gruppe moderiert, um einen
zielfiihrenden Ablauf der Ubung zu gewihrleisten, wie in Abbildung 15 zu sehen
(vgl. Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik 2008, S. 84)
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Beobachter
Uiz Moderator
teilnehmer
Ubungs-
" teilnehmer
Ubungs-
teilnehmer
Ubungs-
Ubungs- teilnehmer
teilnehmer .
Ubungs-
teilnehmer

Abbildung 15: Mogliche Anordnung einer Table Top Exercise
(eigene Darstellung)

6.3.2 Moderator und Moderationskarten

Der Moderator sollte sowohl tiber die Themen als auch tiber die Planungsschritte
Fachkenntnisse besitzen, um gezielt Schwachstellen wihrend der Diskussion
herauszuarbeiten. Es empfiehlt sich, dass im Vorhinein festgelegt wird, welche
Themen wihrend der Ubung angesprochen und von den Ubungsteilnehmern
diskutiert werden sollen. Hierzu ist es hilfreich, zur Vorbereitung Moderations-
karten zu erstellen. Diese konnen einerseits nach Themenschwerpunkten oder
andererseits auch chronologisch, z. B. nach den Planungsschritten, erstellt werden.
Abbildung 16 zeigt ein Beispiel fiir eine mogliche Moderationskarte.
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Name der Ubung Empfohlene Dauer des Diskussionspunktes

Table Top Exercise 2018 M Dauer: 10 Min. Nummer der Frage

Die Checkliste im Bereich Warnung/Alarmierung und Hintergrundinformation und
Information der Bevolkerung ist abgeschlossen. Es Erlauterungstext zur Frage
wurden zahlreiche Planungen hierzu durchgefihrt. Wie

sieht es mit dem Planungspunkt Sammel- und Auf-

nahmestellen aus?

Waurde dieser Schritt bei der Planung beriick- Frage, welche an die Ubungs-
sichtigt und wenn ja, wie? teilnehmer gestellt wird

Abzufragende Bereiche: Schwerpunktthemen, welche

- Ablauf der behordlichen Abstimmung \_Jyéhrend der Frage von den

« Erste SofortmaRnahmen Ubungsteilnehmern erarbeitet

« Meldewege werden sollen. Bei Bedarf kann
Seite 1 der Moderator spezielle Fragen

formulieren, damit die Ubungsteil-

nehmer die Themen bearbeiten.

Abbildung 16: Beispiel fir eine Moderationskarte

(eigene Darstellung)

6.3.3 Ziele der Ubung

Bevor mit der konkreten Planung begonnen wird, sollten Ziele definiert werden,
warum die Ubung durchgefiihrt werden soll,,,damit sie angemessen gestaltet und
aussagekriftig evaluiert werden [kann]“ (Hofinger et al. 2016, S. 235). Folgende Ziele
stellen Beispiele dar:

« Waurden alle Planungsbereiche berticksichtigt und umfassend beplant?

«  Wurden weitere Planungsbereiche berticksichtigt und deren Relevanz
dokumentiert?

+ Sind die Zustdndigen umfassend tiber die Planungsschritte informiert?
+ Usw.

Ist die Zielsetzung abgeschlossen, so kann mit der konkreten Planung der Ubung
begonnen werden.



Empfehlungen zur Umsetzung grenziiberschreitender Evakuierungsplanungen - 195

6.3.4 Konzeption der Ubung

Neben organisatorischen Punkten (wie Raumbelegung, Einladung der Teilnehmer
usw.) sollte bei der Vorbereitung der Fokus auch auf der inhaltlichen Vorarbeit
liegen. Denn je besser eine Ubung vorbereitet ist, desto zielfiihrender wird diese
durchgefiihrt und desto aussagekriftigere Ergebnisse liefert sie. Hierzu sollte eine
kurze Skizze iiber die Ziele der Ubung, die Ubungsart und Themen, welche in den
Moderationskarten wiederzufinden sind, angefertigt werden. Auflerdem sollte
eine Dokumentation vorbereitet werden. Hierzu sollten im Idealfall sogenannte
Beobachter beauftragt werden, welche die in der Skizze hinterlegten Ubungsziele
und die Ergebnisse der Ubung dokumentieren.

6.3.5 Dokumentation und Evaluation der Ubung

Wihrend der Ubung sollten die Beobachter Erkenntnisse der Ubung festhalten.
Eine optionale Dokumentationsméglichkeit ist, im Anschluss an die Ubung
zusammen mit den Ubungsteilnehmern die festgestellten Mingel (wie z.B.
Schwachstellen oder das Fehlen von Planungsinhalten) zusammenzufassen. Hier
kann z.B. der Moderator die wesentlichen Inhalte auf einem Flipchart festhalten.
Jedoch ist es auch wichtig, dass die Beobachter eine eigene Zusammenstellung
anfertigen, sodass sie im Anschluss eine Dokumentation iber die Ergebnisse der
Ubung anfertigen kénnen. Mit dieser Dokumentation kénnen die Planungsinhalte
zukiinftig angepasst werden.

Auch sollte von den Ubungsteilnehmern ein kurzes Feedback zur Ubung selbst
eingeholt und dokumentiert werden, sodass bei zukiinftigen Planungen von
Ubungen auf dieses Wissen zuriickgegriffen und darauf aufgebaut werden kann.

6.3.6 Ubungskonzept am Beispiel des Projekts ECHD

Im Folgenden soll ein konkretes Ubungskonzept fiir eine Table Top Exercise vor-
gestellt werden, welches an die Inhalte des Projekts ECHD angepasst ist. Die Ubung
soll den Namen ,,ECHD Exercise 2018 tragen.

6.3.6.1 Thema und Szenario

Die Ubung befasst sich mit einer grenziiberschreitenden grofiriumigen Eva-

kuierungsplanung in der deutsch-schweizerischen Grenzregion zwischen dem
Bundesland Baden-Wiirttemberg und dem Kanton Aargau. Das zugrunde liegende
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Szenario soll ein KKW-Unfall in Leibstadt sein und die daraus resultierende not-
wendige grofirdumige grenziiberschreitende Evakuierung der Region. Auf Grund-
lage dieses Szenarios sollen die Planungen zur groffriumigen grenzraumigen
Evakuierung durchgespielt werden.

6.3.6.2 Ziele der Ubung
Der Fokus der Ubung wird auf die Schnittstellen und die Prozesse der grenz-
iiberschreitenden Evakuierungsplanung gelegt. Folgende Ubungsziele werden

festgelegt:

« Ablaufe und Prozesse der grenziberschreitenden Evakuierungsplanung sollen
genauer analysiert und diskutiert werden

+ Schnittstellen der Behdrden und der involvierten Stellen sollen herausgearbei-
tet werden

+ Notwendige Entscheidungen der Verantwortlichen sollen durchgespielt werden

« Die drei Planungsbereiche sollen anhand der Checklisten einmal komplett
durchgegangen werden und in der Theorie geplant werden

+ Diein den verschiedenen Ubungszielen aufgetretenen und erkannten
Schwachstellen sollen préazisiert und dokumentiert werden

6.3.6.3 Akteure

Da das Szenario in der Grenzregion um das Atomkraftwerk in Leibstadt stattfindet,

sollten an der Ubung die jeweils fiir das spezifische Themengebiet Zustindigen

der folgenden Institutionen teilnehmen. Diese kdnnen in unbedingt erforderliche

und optionale Teilnehmer, welche fiir eine gesamteinheitliche Betrachtung eine

Bereicherung darstellen, unterschieden werden.

Notwendige Teilnehmer

+ Regierungsprasidium Freiburg (D)

+ Nationale Alarmzentrale (CH)

+ Landratsamt Waldshut (D)
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- Kanton Aargau (CH)

+ Polizeien (Polizeiprasidium Freiburg, Kantonspolizei Aargau)

« Bundespolizeiinspektion Weil am Rhein

Optionale Teilnehmer

« Bundesamt fiir Bevélkerungsschutz und Katastrophenhilfe

+ Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz

« Ministerium fiir Inneres, Digitalisierung und Migration Baden-Wiirttemberg
+ Deutsches Rotes Kreuz

«  Malteser Hilfsdienst

+ Technisches Hilfswerk

« Verkehrsbetriebe von beiden Landern (Deutsche Bahn AG, SBG Stidbadenbus
GmbH, Schweizerische Bundesbahn, KOVE)

« Landesverbindungskommando
+ Bezirksverbindungskommando

Auch wird ein Moderator und Ubungsbeobachter benétigt. Als Moderator wird
empfohlen, dass die einberufene Projektleitung diesen Posten iibernimmt, da sie
schnittstelleniibergreifend alle relevanten Planungsbereiche kennt. Als Ubungs-
beobachter eignen sich besonders die Zustindigen des Bundesamts fiir Bevolke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe und des Bundesamts fiir Bevélkerungsschutz.
Diese sind die obersten Bundesbehorden, welche sich fachlich mit dem Thema
auseinandersetzen. Sie konnen so die dokumentierten Ergebnisse in neue Kon-
zepte umwandeln.

6.3.6.4 Moderationskarten

In den Moderationskarten finden sich die Themen wieder, welche als Ubungsziele
definiert wurden. Im Folgenden werden die Moderationskarten fiir die ,ECHD
Exercise 2018“ mit ihren drei Bausteinen ,Hintergrundinformation®, ,,Fragen an



198 - Grenziiberschreitende groRraumige Evakuierungsplanung - Band 23

die Teilnehmer“ und ,,Schwerpunktthemen® vorgestellt. Diese liefern einen groben
Leitfaden, sollten jedoch von dem Moderator nochmals individuell Giberarbeitet
und ggf. spezifiziert werden.

Tabelle 27: Moderationskarten fiir die ECHD-Table-Top-Exercise

Nr. Inhalt Zeit
1 Grenziiberschreitende interinstitutionelle Kommunikation 90 Min.

Hintergrundinformation:

Grenziiberschreitende interinstitutionelle Kommunikationsprozesse stellen eine
Grundvoraussetzung grenziiberschreitender Evakuierungsplanung dar, die im Sinne
einer Metaebene in allen relevanten Planungsbereichen zum Tragen kommen. In
einer Checkliste im Konzept werden wesentliche Bereiche zu diesem Thema als
wichtige Planungsschritte aufgefiihrt.

Frage an Teilnehmer:

Gehen Sie die einzelnen Schritte theoretisch durch und diskutieren zu jedem Punkt:
Welche Verantwortlichen sind bei diesem Planungspunkt betroffen und wissen diese
auch dartiiber Bescheid? Gibt es hierzu bereits Planungsinhalte? Wurden die Inhalte
hier bereits grenziiberschreitend abgestimmt und wie? Welche Schwachstellen gibt es
momentan?

Schwerpunktthemen:

« Einheitliches/grenziiberschreitendes Glossar

« Schnittstellen der grenziiberschreitenden Kommunikation

- Abfrage der einzelnen konkreten Kontakte in den jeweiligen Institutionen

» Usw.
2 Mobilititsmanagement 90 Min.

Hintergrundinformation:

Das allgemeine Ziel des grenziiberschreitenden Mobilitditsmanagements zur Evaku-
ierungsplanung ist es, Mafinahmen der Verkehrsorganisation und -lenkung sowohl
lokal in der Grenzregion als auch grofiraumig - evtl. international - so zu planen
und abzustimmen, dass alle Betroffenen moglichst schnell die Gefahrenzonen auch
grenziiberschreitend verlassen konnen. Dazu muss sichergestellt werden, dass der
entstehende Verkehr unabhingig von nationalen Grenzen flief}en kann. Auch hier
findet sich eine Checkliste im Konzept zur Beplanung aller relevanter Bereiche.

Frage an Teilnehmer:

Gehen Sie die einzelnen Schritte theoretisch durch und diskutieren zu jedem Punkt:
Welche Verkehrswege und -mittel sind bei den Planungspunkten betroffen? Gibt es
hierfiir bereits Planungskonzepte? Wurden die Inhalte bereits grenziiberschreitend
abgestimmt und wie? Welche Schwachstellen gibt es momentan?
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Inhalt Zeit

Schwerpunktthemen:

« Verkehrslenkung fiir die selbststindige Evakuierung
« Offentlicher Verkehr

- Umleitungen

» Usw.
Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung 90 Min.

Hintergrundinformation:

Die koordinierte Alarmierung/Warnung und Information der Bevolkerung in Grenz-
regionen stellt einen wichtigen Aspekt bei der grenziiberschreitenden Planung dar,
da die Glaubwiirdigkeit und Kooperation der Bevolkerung mit der Schnelligkeit und
Professionalitit der Kommunikation der Behérden einhergeht. Insbesondere, weil
die Bevolkerung sich auch eigenstindig Informationen iiber externe Quellen wie
Medien, soziale Netzwerke, aber auch aus ihrem niaheren Umfeld einholen kann und
so die Gefahr alternativer Informationsquellen besteht. In der Checkliste zum dritten
und schlieflenden Planungsbereich finden sich die Planungspunkte hierzu.

Frage an Teilnehmer:

Gehen Sie die einzelnen Schritte theoretisch durch und diskutieren zu jedem Punkt:
Harmonieren die Planungsinhalte in beiden Landern? Sind die Differenzen weitrei-

chend? Was passiert, wenn es einen Ressourcenmangel gibt? Welche Schwachstellen
gibt es?

Schwerpunktthemen:

+ Regeln fiir Meldungen

+ Abstimmung der Gebiete und Zustandigkeiten

+ Informationsmanagement/Synchronisation der Informationen

» Usw.
30 Min.

Hintergrundinformation:

Wihrend der Ubung sind Schwachstellen und notwendige weitere Planungsinhalte
ermittelt worden, welche zukiinftig bearbeitet werden sollten.

Frage an Teilnehmer:

Prézisieren Sie diese notwendigen Inhalte mithilfe der Beobachter und fassen diese in
weitere Planungsschritte zusammen.

Schwerpunktthemen:

(Individuell von dem Moderator wihrend der Ubung notiert)
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Fazit




Die infolge des Kernkraftwerksunfalls in Fukushima 2011 gewachsene Erkennt-
nis, dass auch in hochindustrialisierten Staaten derart schwerwiegende Unfille
moglich sind, die erweiterte Schutzmafinahmen fiir die Bevolkerung erfordern,
hat auch in der Schweiz und in Deutschland zu einem Umdenken gefiihrt. Dies
hat zahlreiche Verdnderungen in den Empfehlungen zum Schutz der Bevolkerung
in der Umgebung von Kernkraftwerken zur Folge. Aufgrund der Erweiterung der
Schutzzonen um Kernkraftwerke betrifft dies insbesondere die Evakuierungs-
planung. In der Umgebung grenznaher Kernkraftwerke sind die Anrainerstaaten
gleichermafien betroffen und miissen umfangreiche Planungsianderungen bzw.
Neuplanungen durchfithren. Dies bietet die Moglichkeit, Planungen grenziiber-
schreitend, grofRriumig, gemeinsam und abgestimmt durchzufiihren.

Eine derartige grenzliberschreitende groffraumige Evakuierungsplanung unter-
scheidet sich von der nationalen oder auch regionalen im Wesentlichen dadurch,
dass deutlich mehr Stellen an der Planung beteiligt sind, die zudem unterschied-
liche Strukturen aufweisen. Dies fiihrt zu einer Steigerung der Komplexitit des
Planungsprozesses. Die im Ergebnis vorgelegte Projektmanagementstruktur fir
den gemeinsamen Planungsprozess ermdglicht ein ressourcenschonendes Perso-
nalmanagement der Planungsbeteiligten.

Grundsatzlich muss bereits im Vorfeld grenziiberschreitender Evakuierungs-
planungen anhand der regionalen Rahmenbedingungen festgelegt werden, ob,

fr welche Szenarien, in welchem Umfang und fiir welche Bevolkerungsgruppen
grenzlberschreitende Evakuierungen zu planen sind. Daneben gilt fiir Grenzregio-
nen, dass einige Planungsbereiche der Evakuierungsplanung grenziiberschreitend
beplant werden missen, da sie tiber Grenzen hinaus wirksam sind, unabhingig
davon, ob eine grenziiberschreitende Evakuierung der Bevolkerung vorgesehen ist
oder nicht. Dies hat sich insbesondere fiir die Bereiche interinstitutionelle Kom-
munikation, Mobilititsmanagement und Alarmierung/Warnung und Information
der Bevolkerung gezeigt. Die entwickelten Checklisten bieten eine Handreichung
der Aspekte, die bei der grenzliberschreitenden Evakuierungsplanung zusatzlich zu
berticksichtigen sind.

Allerdings erfordert die grenziiberschreitende Evakuierungsplanung ein deut-
lich grofleres Maf an Abstimmung und die Angleichung bzw. Harmonisierung
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nationaler und regionaler Vorgaben. Die o. g. Projektmanagementstruktur kann
auch auf die Abstimmungsprozesse tibertragen werden. Folgende Synchronisatio-
nen im Vorfeld sind erforderlich:

+ Eingreifrichtwerte zur Alarmierung/Warnung
+ Eingreifrichtwerte zur Anordnung verschiedener Schutzmafinahmen

- Gultigkeit von Ausbreitungsprognosen/Risikoabschitzungen
grenzlberschreitend

+ Grenziiberschreitend beworbene Evakuierungsrouten
+ Einheitliche Empfehlungen zum Gesundheitsschutz

Gleichzeitig muss auch den nationalen Unterschieden und Besonderheiten, wie
z. B. Sprache, Strukturen des Bevolkerungsschutzes etc., Rechnung getragen
werden.

In diesem Zusammenhang kommt den Verbindungspersonen besondere Bedeu-
tung zu, da diese nationale Unterschiede tiberbriicken und kompensieren miissen.
Sie miissen daher spezifische Personlichkeitsmerkmale aufweisen und weitrei-
chende Kenntnisse der Bevolkerungsschutzstrukturen, aber auch der Sprache des
jeweils anderen Landes besitzen. Diesen hohen Anforderungen miissen Auswahl
und Ausbildung der Verbindungspersonen gerecht werden. Gleichzeitig sollten
deren Aufgaben und Einbindung in den Stab grenziiberschreitend detaillierter
beschrieben werden.

Die Sprache stellt fiir grenziiberschreitende Prozesse und Planungen eine beson-
dere Herausforderung dar, wie sich an den zahlreichen vorhandenen Glossaren im
Bereich des Bevolkerungsschutzes, welche zum Teil widerspriichliche Definitionen
enthalten, zeigt. Die im Rahmen dieses Projekts in Zusammenarbeit mit dem
Terminologen und Translationswissenschaftler Prof. Dr. Klaus Schmitz aus neun
verschiedenen Glossaren entwickelte Multiterm-Datenbank bietet die Moglichkeit,
eine Vereinheitlichung anzustoflen. Dies ist sowohl fiir den Planungsprozess als
auch fir die Kommunikation im Ereignisfall erstrebenswert. Werden auf beiden
Seiten der Grenze unterschiedliche Sprachen gesprochen, stellt ein ausfiihrliches
Glossar — neben der wiinschenswerten Zweisprachigkeit zumindest der Fiihrungs-
krafte - ein unerlassliches Hilfsmittel dar. Fiir die Verbindungspersonen ist in
diesem Fall die Zweisprachigkeit zwingend erforderlich. Ideal wére es, auch die
elektronische Lagedarstellung mehrsprachig anzulegen, sodass diese von allen
Beteiligten gleichermafien verstanden und bearbeitet werden kann.
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Die grenziiberschreitende interinstitutionelle Kommunikation sollte Giber einen
»Single Point of Contact” (SPOC) erfolgen. Hierbei ist zu berticksichtigen, dass jedes
Mitglied des Bevolkerungsschutzes den SPOC kennt und weif3, wie das System
funktioniert. D. h., jeder sollte wissen, an wen welche Informationen geleitet
werden miissen, um letztlich den SPOC zielfiihrend zu informieren. Erstrebens-
wert wire, soweit nicht vorhanden, einen SPOC an allen nationalen Grenzen zu
etablieren, um das System zu standardisieren.

Da der Alltag in Grenzregionen grenziiberschreitend stattfindet, ist auch im
Ereignisfall davon auszugehen, dass die Menschen der Grenze keine besondere
Bedeutung beimessen und im Ereignisfall den ihnen am geeignetsten erscheinen-
den Weg wihlen werden. Daher sollte auch die Planung unter Einbeziehung von
Zoll und Grenzpolizei so erfolgen, als sei keine Grenze vorhanden. Die Nutzung
diverser Navigationssysteme zur Lenkung von Fluchtbewegungen, zur Umleitung
des Durchgangverkehrs, zur Freihaltung erforderlicher Rettungsachsen etc. sollte
fir den Ereignisfall grenziiberschreitend vorbereitet werden. Insbesondere ist

an dieser Stelle darauf zu achten, dass die behordlichen Meldungen auf beiden
Seiten der Grenze die gleiche Botschaft vermitteln. Dies bedeutet gleichzeitig, dass
sowohl die Verkehrswege als auch Alarmierung/Warnung und Information der
Bevolkerung immer grenziiberschreitend beplant werden miissen. Grundsatzlich
sollten grenzlberschreitende Alltagsroutinen und -wege in grenziiberschreitende
Evakuierungsplanungen aufgenommen und durch die Planungen moglichst nicht
unterbunden werden. Zudem ist zu beriicksichtigen, dass Busse ohne separat gesi-
cherte Rettungsachsen ein ungeeignetes Evakuierungsmittel darstellen. Werden
Rettungsachsen beplant, so miissen diese gesichert werden.

In diesem Zusammenhang kommt auch einer grenziiberschreitend abgestimmten
Risikokommunikation grofie Bedeutung zu, welche Informationen nicht nur tber
Gefahren, Moglichkeiten der Selbsthilfe etc. verbreitet, sondern auch die potenziel-
len Hilfsangebote und Prozesse im Nachbarland darstellt.

Die Umsetzung grenziiberschreitender Evakuierungen erfordert unverzichtbar ein
gemeinsames Bild der Lage und vordefinierte Prozesse der schnellen gemeinsamen
Entscheidungsfindung in der Lage. Hier ist insbesondere die Politik gefragt, grenz-
uberschreitende Entscheidungsprozesse zu ermoglichen, da sonst lageabhédngige
Anpassungen nicht rechtssicher erfolgen kdnnen.

Grundsaitzlich sollten Evakuierungsplanungen in Grenzregionen von den Anrai-
nerstaaten gemeinsam erfolgen. Sollte dies nicht moglich sein, miissen die natio-
nalen Planungen aufeinander abgestimmt werden. Fiir beide Varianten bietet das
vorliegende Konzept weitreichende Unterstiitzung bei den wesentlichen Pla-
nungsbereichen und die Moglichkeit, zusatzliche Aspekte einzubeziehen.
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@ Anhang A - Leitfaden Telefoninterviews

Strukturierter Interviewleitfaden
zur grenziiberschreitenden groffraumigen Evakuierungsplanung
am Beispiel Deutschland-Schweiz
Wichtig
Der Begriff ,grenziiberschreitend beschreibt jegliche Grenzen im Zustandig-

keitsbereich des Experten zwischen Gemeinden, Landkreisen, Regierungsprasi-
dien, Kantonen, Bundeslindern und Nationalstaaten.

Experteninterview

mit:

Zustandigkeitsbereich:

am:

Interviewer:

Dauer des Gesprichs:
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Fragen zur grenziiberschreitenden Zusammenarbeit

1

Haben Sie Erfahrung in grenziiberschreitender Zusammenarbeit zwischen
Deutschland und der Schweiz beziiglich gemeinsamer Grofischadenslagen
(Hochwasser, Erdbeben etc.)?

Wenn ja, traten bei dieser Zusammenarbeit Hindernisse auf?

Wenn ja, welche?

Was hat bei der Zusammenarbeit gut funktioniert?

Was fehlte fiir eine optimale Zusammenarbeit?

Auf welchen Ebenen besteht ein regelméfiger Austausch mit dem zustan-
digen Ansprechpartner? Wie ist dieser (regelmafiige) Austausch gestaltet
(regelmifige Treffen, Telefonate, gemeinsame Ubungen etc.)?

Gibt es innerhalb Ihres Zustandigkeitsbereichs grenziiberschreitende Koope-
rationen im Alltag (z. B. in Zusammenarbeit von Brandschutz, Rettungsdienst,
Katastrophenschutz etc.)

Existieren in Threm Zusténdigkeitsbereich, neben den allgemein bekann-
ten und o6ffentlich zugénglichen Vertrigen, konkrete Vereinbarungen oder
Abkommen zur grenziiberschreitenden Kooperation?

Allgemeine (Evakuierungs-)Planung

5

Haben Sie bereits konkrete (grenziiberschreitende) Evakuierungsplanungen
fir Thren Zustandigkeitsbereich und wiirden Sie uns diese zur Verfiigung
stellen (z. B. Planungszahlen, Routen, eigene Kapazititen ...)?

Gibt es Planungen zur Evakuierung von Personen, die sich nicht selbststindig
evakuieren konnen?

Gibt es Plane fiir besondere Einrichtungen: Krankenhduser, Schulen, JVA,
Kita, Einrichtungen fiir Behinderte, Pflege (Seniorenheim, Heimpflege etc.)
sowie Industriebetriebe, die ihre Prozesse nicht sofort beenden konnen?

Wie wird die Aufrechterhaltung Kritischer Infrastrukturen bei einer Grof3-
schadenslage mit Evakuierung sichergestellt?
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Fithrung

9

10

11

12

Erlautern Sie die konkreten Fihrungsstrukturen (Kontakt, Funktion, Name)
in Ihrem Zustidndigkeitsbereich zur allgemeinen Bewiltigung einer Grof3-
schadenslage sowie zur groffriumigen Evakuierung.

Kontakt zur Polizei?

Wie bauen sich die Fithrungsstrukturen in [hrem Zustdndigkeitsbereich bei
eskalierender Schadenslage auf? (Ansprechpartner, grenztiberschreitendes
Lagebild etc.)

Sind die Fithrungsstrukturen in einer grenziiberschreitenden
Grof3schadenslage bekannt?
Verfiigen Sie tiber eine Ubersicht der Fithrungsstrukturen?

Sind Thnen die Ansprechpartner bekannt? Wer ist dies? Gibt es eine Moglich-
keit, die Ansprechpartner im Falle eines Ereignisses schnell zu ermitteln?

Warnung, Alarmierung und Information der Bevolkerung

13

14

15

16

17

18

Wann wird die Bevolkerung gewarnt? Sind verbindliche Richtwerte fiir ver-
schiedene Schadenslagen (KKW-Unfall, Hochwasser ...) definiert?

Wer veranlasst die Warnung der Bevolkerung?

Wie wird die Bevolkerung gewarnt?

Versteht die Bevolkerung diese Warnung und weif}, was zu tun ist?
Wie wird die Bevolkerung danach informiert? (Medien, Informations-
inhalte ...)

Wie erfolgt eine grenzliberschreitende Abstimmung bei der Warnung und
Information der Bevolkerung?

Wann wird die Bevolkerung evakuiert? Sind verbindliche Richtwerte fiir
verschiedene Schadenslagen (KKW-Unfall, Hochwasser ...) definiert?

Wer veranlasst die Evakuierung der Bevolkerung?
Wer fiihrt grofirdumige Evakuierungen durch?

Gibt es Planungen zur umfassenden Koordination der verschiedenen Fach-
dienste?
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19 Wie ist die Betreuung und Verteilung der evakuierten Personen geplant?
Wire diese heute bereits umsetzbar?

Kommunikation

20 Wie sind die Kommunikationswege bei grenziiberschreitenden Schadens-
lagen gestaltet?
Sind diese geplant bzw. festgelegt? Gibt es Riickfallebenen bei einem Ausfall
des Systems? Wenn ja, wie sehen diese aus?

21  Welche Kommunikationsmittel sind vorgesehen? Wie wird eine grenziiber-

schreitende Kommunikation sichergestellt? Ist die Technik kompatibel?
Ist die Technik grenziiberschreitend erprobt?

Besondere Herausforderungen der Evakuierung

22

23

24

Gibt es in [hrem Zustindigkeitsbereich Planungen zur Warnung, Information
und Evakuierung von anderssprachigen Touristen?

Gibt es Planungen zum Umgang mit Evakuierungsverweigerern bzw. zur
Zwangsevakuierung?

Gibt es Planungen zur Registrierung bzw. Suche von Evakuierten und Vorga-
ben zum moglichen grenziiberschreitenden Austausch dieser Informationen?

Eigene Ressourcen

25

26

27

Welche Ressourcen bestehen in Threm Zustidndigkeitsbereich? Benennen Sie
bitte die vorhandenen und einsetzbaren personellen und materiellen Res-
sourcen.

Wie werden reduzierte Ressourcen, bspw. Helfer, die selbst vom Schadens-
ereignis betroffen sind oder bereits mit Ihren Familien das Schadensgebiet
verlassen haben, kompensiert?

Wann und wie werden externe Krifte hinzugezogen? Wer entscheidet und
veranlasst dies?
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Wie, wo und in welchen Fillen ist der Einsatz von ausldndischen Einheiten
(auch Militér) auf eigenem Territorium geregelt?

Verkehr

29

30

31

32

Gibt es einen Verkehrsmanagementplan in Threm Zustidndigkeitsbereich?
Wenn ja, wie sieht dieser aus? Enthilt dieser Plan grenziiberschreitende
Aspekte? Welche Evakuierungsrouten sind geplant?

Gibt es Vorkehrungen zur Sicherstellung eines reibungslosen Verkehrsflusses
in die jeweilige, evtl. auch grenziiberschreitende Evakuierungsrichtung?

Wie sehen diese konkret aus (Kapazititen und Leistungsfahigkeit von
Strafden, Briicken etc.)?

Inwieweit werden Schattenevakuierungen, d. h., wesentlich mehr Menschen
als von den Behorden vorgesehen, evakuieren sich selbst, im Verkehrs-
management berticksichtigt?

Gibt es in Ihrem Zustandigkeitsbereich bereits klar definierte Sammelstellen
zur Evakuierung von Personen mit ,,6ffentlichen® Verkehrsmitteln? Wenn ja,
welche? Sind diese der Bevolkerung bekannt? Gelten diese unabhingig vom
Schadensereignis?

Entscheidungsunterstiitzung

33

34

35

36

37

Benutzen Sie Systeme der Lagedarstellung? Wenn ja, welche?
Sind diese mit denen angrenzender Regionen kompatibel?

Werden in Threm Zustdndigkeitsbereich Entscheidungsunterstiitzungs-
systeme verwandt? Wenn ja, welche? (Kompatibilitat?)

Wurden diese bereits (effektiv) genutzt bzw. werden diese zu Ubungszwecken
eingesetzt?

Wenn nicht: Ist eine Anschaffung in niherer Zeit geplant? Wenn ja: welche?
Gibt es in Threm Zustandigkeitsbereich Checklisten zur grofRraumigen

Evakuierung? Sind diese in [hrem Bereich aufeinander abgestimmt?
Koénnen Sie uns diese zur Verfligung stellen?
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38 Gibt es in Ihrem Zustiandigkeitsbereich Checklisten zur grenziiberschreiten-
den Evakuierung? Sind diese grenziibergreifend aufeinander abgestimmt?
Konnen Sie uns diese zur Verfigung stellen?

Planungszahlen

39 Gibt es Planungszahlen zu den vorhandenen deutsch-schweizerischen
Pendlern?

40 Verfiigen Sie Giber Planungsgrofien zur selbststindigen und nichtselbststan-
digen Evakuierung?
Statistische Angaben

41 Nennen Sie uns bitte folgende statistischen Angaben fiir Ihren Zustandig-
keitsbereich:

42 Nennen Sie uns bitte die zur Verfiigung stehenden personellen und materiel-
len Evakuierungsressourcen fiir Ihren Zustdndigkeitsbereich.
Personliche Einschitzungen

43  Unter welchen Voraussetzungen/Umstinden erscheint IThnen eine grenz-
uberschreitende Evakuierung nach Deutschland bzw. in die Schweiz sinnvoll?



@ Anhang B - Institutionen der schriftlich befragten Experten

Bezirksverbindungskommando Freiburg (D)

Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe (D)
DB Netz AG (D)

Deutsches Rotes Kreuz (D)

Eidgenossisches Nuklearsicherheitsinspektorat (CH)
Eidgenossische Zollverwaltung (CH)

Hauptzollamt Singen (D)

Landratsamt Lorrach (D)

Landratsamt Waldshut (D)

Integrierte Leitstelle im Landkreis Waldshut (D)

Integrierte Leitstelle im Landkreis Lorrach (D)

Kanton Aargau (CH)

Kantonaler Fithrungsstab Aargau (CH)

Kantonale Krisenorganisation Basel-Stadt (CH)
Kantonspolizei Aargau (CH)

Koordination des Verkehrswesens im Hinblick auf Ereignisfille (CH)

Mobile Polizei Aarau (CH)
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Nationale Alarmzentrale (CH)

Ordnungsamt Bad Sackingen (D)

Polizei Bad Séckingen (D)

Polizeiprasidien Freiburg, Konstanz und Tuttlingen (D)
Regierungsprasidium Freiburg (D)

Regionales Fiihrungsorgan Zurzibiet

Technisches Hilfswerk (D)

Umweltbundesamt (D)



@ Anhang C - Expertenfragebdgen

zu den Bereichen

+ interinstitutionelle Kommunikation
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+ Mobilitditsmanagement

in der grenziiberschreitenden Evakuierungsplanung

Expertenfragebogen

Interinstitutionelle Kommunikation

Institut fiir Rettungsingenieurwesen und Gefahrenabwehr
Projektleitung: Ulrike Pohl-Meuthen

Mitarbeiter/-in: Sylvia Schéfer, Philipp Blatt

Beantwortet durch:

Name:

Funktion:

Tel.:

Mail:

Datum:
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Informationen zum Fragebogen

Das Projekt ECHD

Das Forschungsprojekt ,Grenziiberschreitende groRraumige Evakuie-
rungsplanung am Beispiel Deutschland — Schweiz* (kurz: ECHD) ver-
folgt das Ziel, Evakuierungsplanungen auf beiden Seiten der Grenzen
fir den Fall eines KKW-Unfalls in Beznau oder Leibstadt zu harmoni-

sieren. Darauf aufbauend gilt es, Planungsgrundlagen fur grenziiber-

schreitende Evakuierungen zu entwickeln, die auch bei anderen Kata-
strophenlagen angewandt werden kénnen.

Beteiligte

Das Forschungsprojekt ECHD wird durch die Behdrden aller beteilig-
ten Ebenen aus der Schweiz und Deutschland aktiv begleitet und un-
terstutzt. Im Einzelnen sind dies auf Seiten der Schweiz das Bundes-
amt fur Bevolkerungsschutz (BABS) sowie die Kantone Aargau und
Basel-Stadt, auf Seiten Deutschlands das Bundesamt flir Bevolke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK), das Innenministerium Ba-
den-Wiirttemberg, das Regierungsprasidium Freiburg sowie die Land-
kreise Lorrach und Waldshut-Tiengen.

Projekttrager ist das Bundesamt flr Bevolkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe in Bonn. Wissenschaftlich geleitet wird das Projekt von der
TH Kéln, Institut fur Rettungsingenieurwesen und Gefahrenabwehr.

Hintergrund

Je nach Szenario (Vorlauflaufzeit, Windrichtung etc.) kann eine grof3-
raumige grenziberschreitende Evakuierung eine lebensrettende
SchutzmaRnahme darstellen, fiir die im Ereignisfall grenziiberschrei-
tende Planungen zur Verfligung stehen sollten.

Die bisherigen Arbeiten haben gezeigt, dass insbesondere die interin-
stitutionelle Kommunikation einen wesentlichen grenzuiberschreitend
relevanten Bereich der Evakuierungsplanung darstellt.

Ziel des Fragebogens

Der vorliegende durch die TH Kéln im Rahmen des Forschungsprojek-
tes ECHD entwickelte Expertenfragebogen soll im Ergebnis die kom-
petente und praxisorientierte Grundlage einer grenziiberschreitenden
Evakuierungsplanung darstellen.

Der Fragebogen wird durch zahireiche Experten in Deutschland und
der Schweiz beantwortet, um einen méglichst umfassenden, grenz-
lberschreitenden Uberblick zu erhalten.

Institut fiir
Rettungsingenieurwesen
und Gefahrenabwehr

Fakultat fiir
Anlagen, Energie- und
Maschinensysteme

Technology
Arts Sciences

TH Kdln

Dipl.-Soz.Wiss. Ulrike Pohl-Meuthen
Sozialwit und Mar

in der Gefahrenabwehr

Projektleiterin

+49 221-8275-2298
ulrike.pohl-meuthen@th-koeln.de
Raum ZN-4-13

Betzdorfer Str. 2

50679 Kéin

Technische Hochschule Kéin

Postanschrift:
Gustav-Heinemann-Ufer 54
50968 Kéin

Sitz des Prasidiums:
Claudiusstrale 1
50678 Kéin

www.th-koeln.de

Steuer-Nr.: 214/5817/3402
USt-IdNr.: DE 122653679

Bankverbindung:

Sparkasse KéInBonn

IBAN DE34 3705 0198 1900 7098 56
BIC COLSDE33
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Hinweise zum Ausfiillen des Fragebogens Tech nology

e Bitte kreuzen sie ja/nein-Fragen durch einen Mausklick entspre- Arts Sciences
chend an. .8

e Bitte schreiben Sie bei offenen Fragen in die dafiir vorgesehene TH KoIn
Antwortzeile. Durch das Schreiben entstehen automatisch so viele
neue weitere Zeilen wie Sie bendtigen.

e In Tabellen kénnen Sie per TAB-Taste zwischen verschiedenen
Zellen springen. Befinden Sie sich in der letzten Zelle einer Ta-
belle (unten rechts) so entsteht durch das erneute Tippen der
TAB-Taste eine weitere neue Zeile.

Abgabe des Fragebogens
Wir bitten Sie den beigefligten Fragebogen bis zum 31.01.2017 zu be-

antworten und an unsere folgende Adresse zurlickzusenden:

sylvia.schaefer@th-koeln.de

Wir bedanken uns bereits im Voraus herzlich fir lhre Unterstitzung
und freuen uns auf Ihre Expertenantworten.

Ulrike Pohl-Meuthen Koln, den 7.12.2016
Sylvia Schéfer
Philipp Blatt
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Welche Informationen sind fiir eine grenziiberschreitende Zusammenarbeit
von besonderem Interesse?
(Bitte Zutreffendes ankreuzen, Mehrfachnennungen sind méglich)

O Konkrete Kontaktdaten der Ansprechpartner

O Organigramme

O Zusammenfassung der rechtlichen Lage/Kompetenzen
O Entscheidungsunterstiitzungssysteme

O Weitere, welche:

Welche Behorden/Funktionstriager im Nachbarland sollten iber die Fest-
legungen der DSK (Feinkonzept zum Daten- und Informationsaustausch
zwischen Deutschland und der Schweiz) hinaus im Fall einer grenziiber-
schreitenden Evakuierung informiert werden?

(Bitte tragen Sie die entsprechenden Funktionen ein.)

Welche Funktionstrdger kommunizieren bei einer grenziiberschreitenden
Evakuierung tatsichlich mit dem Nachbarland?

Funktion Kommunikationsinhalt

Wann sollen die Behoérden im Nachbarland im Fall einer grenziiberschreiten-
den Evakuierung tber die aktuelle Lage informiert werden?
(Bitte Zutreffendes ankreuzen, Mehrfachnennungen sind méglich)

O Sobald die Moglichkeit einer grenziiberschreitenden Evakuierung entsteht
O Sobald bestimmte Kennwerte/Voraussetzungen erreicht sind

O Grundsatzlich in festgelegten zeitlichen Intervallen

O Nach individueller Absprache
O Andere Festlegungen, welche?
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5  Wie erfolgt die grenziiberschreitende Weitergabe einer unmittelbaren,
relevanten Information zur Lagednderung bzgl. einer grenziiberschreitenden
Evakuierung?

(Bitte Zutreffendes ankreuzen, Mehrfachnennungen sind méglich)

O Mail O ELAN

O Funk O Info-Server

O Telefon O Melder

O Fax O Verbindungsperson

O Weitere, welche?

6 Gibt es Kennzeichnungen oder Ahnliches, die unmissverstindlich anzeigen,
dass eine wichtige Information zur Lagednderung grenziiberschreitend
weitergegeben werden muss? (Zum Beispiel ,,International relevant®, Code-
vermerk: ,,Achtung” etc.)

OJa O Nein

Wenn ja, fiigen Sie bitte ein Ansichtsexemplar bei.

7  Wie werden zeitlich dringende, grenziiberschreitende Entscheidungen bei
einer Evakuierung kommuniziert?

8  Gibt es tiber die DSK hinausgehende Empfehlungen oder Checklisten, welche
Informationen im Falle einer grenziiberschreitenden Evakuierung an das
Nachbarland weitergegeben werden sollten.

OJa O Nein

Wenn ja, fiigen Sie bitte ein Ansichtsexemplar bei.

9  Gibtesbezlglich der grenziiberschreitenden Weitergabe von Informationen
ein Qualitatssicherungsprinzip (z. B. Vier-Augen-Prinzip)?

OJa O Nein
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Wenn ja, welches?

Ist die sichere Ubermittlung von Informationen (auch in Zukunft)
gewdhrleistet?

OJa O Nein

Wenn ja, wie?

Welche Daten sollten grenziiberschreitend ausgetauscht werden, um die
jeweiligen Planungsgrundlagen zu optimieren?

Wie kann der wirkungsvolle Einsatz der Ressourcen auf beiden Seiten der
Grenze gewéhrleistet werden?

Besteht ihrerseits Kenntnis der vorhandenen Strukturen auf der jeweils
anderen Seite der Grenze?

Strukturen bekannt Wenn ja, werden Wenn nein, sollten
diese in eigene diese in eigene
Planungen Planungen ein-
einbezogen? bezogen werden?

Ja Nein Ja Ja

Gefahrenabwehr O O O O

Kommunikation O O O O

Verkehr O @) @) O

Warnung O @) O @)

Krisenstibe O O O O
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14 Wie stellen Sie sicher, dass diese Plane auf dem aktuellen Stand sind?

15 Verfligen Sie iber die aktuellen Evakuierungsplanungen des Nachbarlandes?
OJa O Nein

16  Erfordert eine erfolgreiche grenziiberschreitende Evakuierung eine direkte
Kommunikation zwischen inldndischen Behérden und in die Evakuierung
involvierten, privaten Unternehmen des Nachbarlandes? (Z. B. NAZ hat direk-

ten Kontakt mit der Deutschen Bahn)

OJa O Nein

Expertenfragebogen

Warnung und Information der Offentlichkeit

Institut fiir Rettungsingenieurwesen und Gefahrenabwehr
Projektleitung: Ulrike Pohl-Meuthen

Mitarbeiter/-in: Sylvia Schéfer, Philipp Blatt

Beantwortet durch:

Name:

Funktion:

Tel.:

Mail:

Datum:
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Informationen zum Fragebogen

Das Projekt ECHD

Das Forschungsprojekt ,Grenziiberschreitende groRraumige Evakuie-
rungsplanung am Beispiel Deutschland — Schweiz" (kurz: ECHD) ver-
folgt das Ziel, Evakuierungsplanungen auf beiden Seiten der Grenzen
fir den Fall eines KKW-Unfalls in Beznau oder Leibstadt zu harmoni-

sieren. Darauf aufbauend gilt es, Planungsgrundlagen fir grenziber-

schreitende Evakuierungen zu entwickeln, die auch bei anderen Kata-
strophenlagen angewandt werden kénnen.

Beteiligte

Das Forschungsprojekt ECHD wird durch die Behorden aller beteilig-
ten Ebenen aus der Schweiz und Deutschland aktiv begleitet und un-
terstitzt. Im Einzelnen sind dies auf Seiten der Schweiz das Bundes-
amt fur Bevolkerungsschutz (BABS) sowie die Kantone Aargau und
Basel-Stadt, auf Seiten Deutschlands das Bundesamt fiir Bevolke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK), das Innenministerium Ba-
den-Wdrttemberg, das Regierungspréasidium Freiburg sowie die Land-
kreise Lorrach und Waldshut-Tiengen.

Projekttrager ist das Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe in Bonn. Wissenschaftlich geleitet wird das Projekt von der
TH KéIn, Institut fiir Rettungsingenieurwesen und Gefahrenabwehr.

Hintergrund

Je nach Szenario (Vorlauflaufzeit, Windrichtung etc.) kann eine grofR3-
raumige grenziberschreitende Evakuierung eine lebensrettende
SchutzmaRnahme darstellen, fir die im Ereignisfall grenziiberschrei-
tende Planungen zur Verfligung stehen sollten.

Die bisherigen Arbeiten haben gezeigt, dass insbesondere die War-
nung und Information der Offentlichkeit einen wesentlichen grenziiber-
schreitend relevanten Bereich der Evakuierungsplanung darstellt.

Ziel des Fragebogens

Der vorliegende durch die TH KéIn im Rahmen des Forschungsprojek-
tes ECHD entwickelte Expertenfragebogen soll im Ergebnis die kom-
petente und praxisorientierte Grundlage einer grenziiberschreitenden
Evakuierungsplanung darstellen.

Der Fragebogen wird durch zahlreiche Experten in Deutschland und
der Schweiz beantwortet, um einen méglichst umfassenden, grenz-
tberschreitenden Uberblick zu erhalten.

Institut fiir
Rettungsingenieurwesen
und Gefahrenabwehr

Fakultat fur
Anlagen, Energie- und
Maschinensysteme

Technology
Arts Sciences

TH Kéln

Dipl.-Soz.Wiss. Ulrike Pohl-Meuthen
Sozialwi und

in der Gefahrenabwehr
Projektleiterin

+49 221-8275-2298
ulrike.pohl-meuthen@th-koeln.de
Raum ZN-4-13

Betzdorfer Str. 2

50679 Kéin

Technische Hochschule Kéin

Postanschrift:
Gustav-Heinemann-Ufer 54
50968 Koin

Sitz des Prasidiums:
Claudiusstrale 1
50678 Koin

www.th-koeln.de

Steuer-Nr.: 214/5817/3402
USt-IdNr.: DE 122653679

Bankverbindung:

Sparkasse KéInBonn

IBAN DE34 3705 0198 1900 7098 56
BIC COLSDE33
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Hinweise zum Ausfiillen des Fragebogens Technok)gy
e Bitte kreuzen sie ja/nein-Fragen durch einen Mausklick entspre- Arts Sciences
chend an. Fo)
TH Koln

* Bitte schreiben Sie bei offenen Fragen in die dafiir vorgesehene
Antwortzeile. Durch das Schreiben entstehen automatisch so viele
neue weitere Zeilen wie Sie bendtigen.

e In Tabellen kénnen Sie per TAB-Taste zwischen verschiedenen
Zellen springen. Befinden Sie sich in der letzten Zelle einer Ta-
belle (unten rechts) so entsteht durch das erneute Tippen der
TAB-Taste eine weitere neue Zeile.

Abgabe des Fragebogens
Wir bitten Sie den beigefiigten Fragebogen bis zum 31.01.2017 zu be-
antworten und an unsere folgende Adresse zurlickzusenden:

sylvia.schaefer@th-koeln.de

Wir bedanken uns bereits im Voraus herzlich fiir Ihre Unterstiitzung
und freuen uns auf Ihre Expertenantworten.

Ulrike Pohl-Meuthen Koln, den 7.12.2016
Sylvia Schafer
Philipp Blatt
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Warnung

Jegliche Kommunikation der Behérden mit der Offentlichkeit im Falle eines
KKW-Unfalls.

Wie kann eine grenziiberschreitende Harmonisierung im Bereich der
Evakuierungsplanung zur Warnung der Offentlichkeit erreicht werden?
(Bitte Zutreffendes ankreuzen, Mehrfachnennungen sind méglich)

O durch gemeinsame grenziiberschreitende Planungen

O durch gegenseitige Information tiber nationale Planungen

O durch gemeinsame stetige Gremien mit festen Tagungszyklen

O durch temporire grenziiberschreitende themenbezogene Arbeitsgruppen

O durch separate Vereinbarungen verschiedener Experten beider Lander zu
einzelnen Fragestellungen

O Sonstiges (bitte erginzen)

O gar nicht, jeder Staat plant unabhéngig in seinem Zusténdigkeitsbereich

Ist die sichere Ubermittlung von Warnungen an die Offentlichkeit
gewdhrleistet?

OJa O Nein

Wenn nein, warum nicht?

Wie wird sichergestellt, dass behordliche Warnungen grenziiberschreitend als
solche wahrgenommen werden?
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4  Wie sollten im Ereignisfall kurzfristig erforderliche, grenziiberschreitende
Entscheidungen zur Warnung der Offentlichkeit getroffen werden?
(Bitte Zutreffendes ankreuzen, Mehrfachnennungen sind méglich)

O Mit Hilfe von Verbindungspersonen

O Durch einen gemeinsamen Krisenstab

O Durch situationsbezogene Ad-hoc-Vereinbarungen zwischen den
Flihrungsstiben beider Lander

O Sonstiges (bitte erginzen)

O Gar nicht, jeder Staat handelt unabhingig in seinem Zustandigkeitsbereich

5  Welche Aspekte zur Warnung der Offentlichkeit miissen in einer
deutsch-schweizerischen Planung von grenziiberschreitenden Evakuierun-
gen (im Falle eines KKW-Unfalls) enthalten sein?

Aspekte ... sollten Wenn ja ...sind in
Teil einer meinem
grenziiber- ...sollten ...sollten Ent- ...sollten Zustin-
schreitenden Zustindig- scheidungs-  Anordnungs- (igkeits-
Evakuie- keiten... befugnisse... befugnisse... pereich
rungspla- (Wer ist (Wer darf/ (Wer ordnet bereits
nung sein? flir welche muss eine eine Maf3- beplant?

Aufgabe Entscheidung nahme an?)
zustindig?) treffen?)

...in einer Evakuierungsplanung enthalten sein?

KonkreteWarn- (O Ja OJa OJa OJa OJa
meldungen ... O Nein O Nein O Nein O Nein QO Nein
(bspw. mittels

vorbereiteter Texte)

Regeln zur OJa OJa OlJa OJa OlJa
Formulierung von O Nein O Nein O Nein O Nein QO Nein
Warnmeldungen ...

Grenziiberschrei- (O Ja OlJa OlJa Ol OJa
t(?nde‘ Sektoren- O Nein O Nein O Nein O Nein O Nein
einteilungen ...

Gemein:c)ame OJa OJa OJa OJa OJa
Warnzeitpunkte.... O Nein O Nein O Nein O Nein O Nein
Eingesetzte OJa OJa OJa OJa OJa

Medien ... O Nein O Nein O Nein O Nein O Nein
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Aspekte ... sollten Wenn ja ...sind in
Teil einer meinem
grenziiber- ...sollten ...sollten Ent- ...sollten Zustin-
schreitenden Zustindig- scheidungs-  Anordnungs-  digkeits-
Evakuie- keiten... befugnisse... befugnisse... pereich
rungspla- (Wer ist (Wer darf/ (Wer ordnet bereits
nung sein? fiir welche muss eine eine Maf3- beplant?

Aufgabe Entscheidung nahme an?)
zustindig?) treffen?)

...in einer Evakuierungsplanung enthalten sein?

Gemeinsame OJa OJa OJa Ola OJa
lageabhingige O Nein O Nein O Nein O Nein QO Nein
Anpassungen von

Warnungen ...

Entscheidungs- (O Ja OJa OJa Ola OlJa
unterstiitzungen... ~ ey O Nein O Nein O Nein O Nein

(bspw. Checklisten)

Sollten fiir verschiedene Phasen einer grenziiberschreitenden Evakuierung
Warnmeldungen vorbereitet werden?
(Bitte Zutreffendes ankreuzen, Mehrfachnennungen sind méglich)

O ja, fiir erste Hinweise an die Offentlichkeit

O ja, um die Bereitschaft der Offentlichkeit herzustellen

O ja, zu Hintergrundinformationen zu Gefahren

O ja, zur Aufforderung zur grenziiberschreitenden Evakuierung
O ja, zu Verhaltensempfehlungen und deren Begriindungen

O ja, zu begleitenden Informationen (zu Jodtabletten etc.)

O ja, fiir (bitte ergdnzen)
O nein

Gibt es hierzu bereits Vorbereitungen in Ihrem Bereich, die sich als Grundlage
einer gemeinsamen Planung eignen wiirden?

OJa O Nein
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Welche Funktionstrdger im Bereich der Warnung sollten im Nachbarland -
uber die Festlegungen der DSK hinaus (Feinkonzept zum Daten- und Infor-
mationsaustausch zwischen Deutschland und der Schweiz) - im Fall einer
grenziiberschreitenden Evakuierung informiert werden? (Bitte tragen Sie die
entsprechenden Funktionen ein.)

Wann sollen im Bereich Warnung die Funktionstrager beider Lander im Fall
einer grenziiberschreitenden Evakuierung miteinander in Kontakt treten?
(Bitte Zutreffendes ankreuzen, Mehrfachnennungen sind méglich)

O Sobald die Moglichkeit einer grenziiberschreitenden Evakuierung entsteht
O Sobald bestimmte Kennwerte/Voraussetzungen erreicht sind

O Grundsatzlich in festgelegten zeitlichen Intervallen

O Nach individueller Absprache
O Andere Festlegungen, welche?

Gibt es im Bereich der Warnung Kennzeichnungen oder Ahnliches, die
unmissverstandlich anzeigen, dass eine wichtige LageAinderungsinforma-
tion grenziiberschreitend weitergegeben werden muss? (Z. B. ,,International
relevant®, Codevermerk: ,,Achtung” etc.)

OJa O Nein

Wenn ja, fiigen Sie bitte ein Ansichtsexemplar bei.

Wie werden zeitlich dringende grenziiberschreitende Entscheidungen zur
Warnung der Offentlichkeit kommuniziert?

Liegen Thnen die Planungen des Nachbarlands zur Warnung der Offentlich-
keit vor?

OJa O Nein

Wie stellen Sie sicher, dass diese Pline auf dem aktuellen Stand sind?
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Haben Sie Kenntnisse der behordlichen Strukturen des Nachbarlandes zur
Warnung der Offentlichkeit?

OJa O Nein
Welche Funktionstrdger im Bereich der Warnung kommunizieren bei einer

grenziiberschreitenden Evakuierung tatsiachlich mit dem Nachbarland?

Funktion Kommunikationsinhalt

Gibt es Empfehlungen oder Checklisten, welche Informationen zur Warnung
der Offentlichkeit im Falle einer grenziiberschreitenden Evakuierung an das
Nachbarland gegeben werden miissen?

OJa O Nein

Wenn ja, fiigen Sie bitte ein Ansichtsexemplar bei.

Gibt es im Bereich der Warnung beziiglich der grenziiberschreitenden
Weitergabe von Informationen ein Qualititssicherungsprinzip
(z.B.Vier-Augen-Prinzip)?

OJa O Nein

Wenn ja, welches?
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16 Welche Informationen sind fiir eine grenziiberschreitende Zusammenarbeit

17

bei der Warnung der Offentlichkeit von besonderem Interesse?
(Bitte Zutreffendes ankreuzen, Mehrfachnennungen sind méglich)

O Konkrete Kontaktdaten der Ansprechpartner

O Organigramme

O Zusammenfassung der rechtlichen Lage/Kompetenzen
O Checklisten

O Sonstige:

Sind die Abkiirzungen, Fachsprache und Redewendungen des Nachbarlandes
zur Warnung der Bevolkerung im Wesentlichen bekannt?

OJa O Nein

Risikokommunikation

Jegliche Kommunikation der Behérden mit der Offentlichkeit zum Themen-
bereich ,grenziiberschreitende Evakuierung im Falle eines KKW-Unfalls*,

18

Sollten Aspekte der Risikokommunikation in einer grenziiberschreitenden
Evakuierungsplanung enthalten sein?

OJa O Nein

Wenn ja, welche Bereiche?

Gibt es hierzu bereits Vorbereitungen in Ihrem Bereich, die sich als Grundlage
gemeinsamer Planungen eignen wiirden?

OJa O Nein
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Expertenfragebogen

Mobilitditsmanagement

Institut fiir Rettungsingenieurwesen und Gefahrenabwehr
Projektleitung: Ulrike Pohl-Meuthen

Mitarbeiter/-in: Sylvia Schéfer, Philipp Blatt

Beantwortet durch:

Name:

Funktion:

Tel.:

Mail:

Datum:




Informationen zum Fragebogen

Das Projekt ECHD

Das Forschungsprojekt ,Grenziiberschreitende groRraumige Evakuie-
rungsplanung am Beispiel Deutschland — Schweiz* (kurz: ECHD) ver-
folgt das Ziel, Evakuierungsplanungen auf beiden Seiten der Grenzen
fur den Fall eines KKW-Unfalls in Beznau oder Leibstadt zu harmoni-

sieren. Darauf aufbauend gilt es, Planungsgrundlagen fir grenziber-

schreitende Evakuierungen zu entwickeln, die auch bei anderen Kata-
strophenlagen angewandt werden kénnen.

Beteiligte

Das Forschungsprojekt ECHD wird durch die Behdrden aller beteilig-
ten Ebenen aus der Schweiz und Deutschland aktiv begleitet und un-
terstutzt. Im Einzelnen sind dies auf Seiten der Schweiz das Bundes-
amt fir Bevolkerungsschutz (BABS) sowie die Kantone Aargau und
Basel-Stadt, auf Seiten Deutschlands das Bundesamt flir Bevélke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK), das Innenministerium Ba-
den-Wirttemberg, das Regierungsprasidium Freiburg sowie die Land-
kreise Lorrach und Waldshut-Tiengen.

Projekttrager ist das Bundesamt fir Bevdlkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe in Bonn. Wissenschaftlich geleitet wird das Projekt von der
TH Koln, Institut fiir Rettungsingenieurwesen und Gefahrenabwehr.

Hintergrund

Je nach Szenario (Vorlauflaufzeit, Windrichtung etc.) kann eine groR-
raumige grenzuberschreitende Evakuierung eine lebensrettende
SchutzmaRnahme darstellen, fir die im Ereignisfall grenziiberschrei-
tende Planungen zur Verfligung stehen sollten.

Die bisherigen Arbeiten haben gezeigt, dass insbesondere das Mobili-
tatsmanagement einen wesentlichen grenziiberschreitend relevanten
Bereich der Evakuierungsplanung darstellt.

Ziel des Fragebogens

Der vorliegende durch die TH KéIn im Rahmen des Forschungsprojek-
tes ECHD entwickelte Expertenfragebogen soll im Ergebnis die kom-
petente und praxisorientierte Grundlage einer grenziiberschreitenden
Evakuierungsplanung darstellen.

Der Fragebogen wird durch zahlreiche Experten in Deutschland und
der Schweiz beantwortet, um einen méglichst umfassenden, grenz-
tiberschreitenden Uberblick zu erhalten.
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Hinweise zum Ausfiillen des Fragebogens Technology
e Bitte kreuzen sie ja/nein-Fragen durch einen Mausklick entspre- Arts Sciences
chend an. "
TH Koin

e Bitte schreiben Sie bei offenen Fragen in die dafiir vorgesehene
Antwortzeile. Durch das Schreiben entstehen automatisch so viele
neue weitere Zeilen wie Sie bendtigen.

e In Tabellen kénnen Sie per TAB-Taste zwischen verschiedenen
Zellen springen. Befinden Sie sich in der letzten Zelle einer Ta-
belle (unten rechts) so entsteht durch das erneute Tippen der
TAB-Taste eine weitere neue Zeile.

Abgabe des Fragebogens
Wir bitten Sie den beigefiigten Fragebogen bis zum 31.01.2017 zu be-

antworten und an unsere folgende Adresse zurlickzusenden:

sylvia.schaefer@th-koeln.de

Wir bedanken uns bereits im Voraus herzlich fiir Inre Unterstiitzung
und freuen uns auf Ihre Expertenantworten.

Ulrike Pohl-Meuthen Koln, den 7.12.2016
Sylvia Schafer
Philipp Blatt
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Evakuierungsroute

Ein Verkehrsweg, der die Bevolkerung aus dem Schadensgebiet herausfiihrt.

1  Gibtes Straflen, die als Evakuierungsrouten grenziiberschreitend vorgesehen
sind?

OJa O Nein
Wenn ja, bitte benennen Sie die Strafien, die als Evakuierungsrouten grenz-

Uberschreitend vorgesehen sind mit Richtungsangabe (z. B. B 500 Richtung
Koblenz, weiter auf die Autobahn 50 Richtung Winterthur).

Wenn nein, gibt es Strafden, die als Evakuierungsrouten grenziiberschreitend
dienen konnten? (Bitte benennen Sie diese)

2 Gibt es Schienenwege, die grenziiberschreitend als Evakuierungsrouten vor-
gesehen sind?

OJa O Nein

Wenn ja, welche Schienenwege sind fiir die Evakuierung in welche Richtung
grenziiberschreitend vorgesehen?

Wenn nein, gibt es Schienenwege, die als Evakuierungsrouten grenziiber-
schreitend moglich wiren? (Bitte benennen Sie diese)
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Nach welchen Kriterien werden potenzielle Evakuierungsrouten beurteilt?
(Bspw. Staupotenzial, Kapazitit, Geschwindigkeit etc.)

Sollten diese Kriterien grenziiberschreitend abgestimmt werden?
OJa O Nein
Wenn ja, sind diese Kriterien bereits abgestimmt?

OJa O Nein

Rettungsachse

Ein Verkehrsweg, der den Einsatzkréften zur Einfahrt in das und Ausfahrt aus
dem Schadensgebiet dient.

Halten sie es fiir sinnvoll, Rettungsachsen grenziiberschreitend vorzusehen?
OJa O Nein

Gibt es Straflen, die als Rettungsachsen grenziiberschreitend vorgesehen
sind?

OJa O Nein

Wenn ja, benennen Sie bitte die Straen, die als Rettungsachsen grenziiber-
schreitend vorgesehen sind.
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Durchgangsverkehr

Verkehr, der eine Stadt oder Gegend durchquert.

7  Gibt es in Ihrem Zustandigkeitsbereich Verkehrswege, die hauptsachlich dem
grenziiberschreitenden Durchgangsverkehr dienen?
(Bitte kreuzen Sie die entsprechenden Verkehrswege an.)

O Straflen

O Schienen

O Wasserstrafen
O Luftkorridore
O Nein

Wenn ja, sind diese Wege des grenziiberschreitenden Durchgangsverkehrs als
Evakuierungsrouten geeignet?
(Bitte kreuzen Sie die geeigneten Verkehrswege an)

O Straflen

O Schienen

O Wasserstrafen
O Luftkorridore
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Fernverkehrsmittel

Samtliche Transportmittel, die Menschen/Gliter tiber weite Distanzen
befordern.

Welche Transportmittel des Fernverkehrs miissen in einer grenziiberschrei-
tenden Evakuierungsplanung beplant werden?

Transportmittel ... sollten in einer grenziiber- ... sind in meinem
schreitenden Evakuierungs- Zustiandigkeitsbereich
planung enthalten sein? bereits beplant?

Ja Nein Ja Nein

Busse O O O @)

Zige O O O O

Flugzeuge O @) O O

Schiffe O O O O

Falls Pline fiir grenziiberschreitende Fernverkehrsmittel bestehen, skizzieren
Sie diese bitte kurz bzw. fiigen Sie sie diesem Fragebogen bei:
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Nahverkehrsmittel

Samtliche Transportmittel, die Menschen/Gtter tiber geringe Distanzen
befordern.

9  Welche Transportmittel des Nahverkehrs miissen in einer grenziiberschrei-
tenden Evakuierungsplanung beplant werden?

Transportmittel ... sollten in einer grenziiber- ... sind in meinem
schreitenden Evakuierungs- Zustiandigkeitsbereich
planung enthalten sein? bereits beplant?

Ja Nein Ja Nein

Busse O O O O

Straflenbahnen O O O O

Regionalziige O O O O

Schiffe/Fihren O O O O

Falls Pline fiir grenziiberschreitende Nahverkehrsmittel bestehen, skizzieren
Sie diese bitte kurz bzw. fiigen Sie sie diesem Fragebogen bei:

10  Sollten aus Ihrer Sicht grenziiberschreitende Evakuierungen auch mit 6ffent-
lichen Verkehrsmitteln ermoglicht werden?

OJa O Nein
11  Gibt es Regelungen, die nationale Gesetze im Fall einer grenziiberschreiten-
den Evakuierung dndern bzw. aufheben? (Z. B. Verkehrsleistungsgesetz in

Deutschland)

OJa O Nein
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Wie viele Menschen werden - Threr Einschitzung nach - von sich aus grenz-
uberschreitend in das Nachbarland evakuieren?

Wie wird sichergestellt, dass Verkehrslenkungsmafinahmen befolgt werden?

Welche Funktionstrdger im Bereich des Mobilititsmanagements sollten im
Nachbarland - iiber die Festlegungen der DSK hinaus (Feinkonzept zum
Daten- und Informationsaustausch zwischen Deutschland und der Schweiz) -
im Fall einer grenziiberschreitenden Evakuierung informiert werden? (Bitte
tragen Sie die entsprechenden Funktionen ein.)

Wann sollen die Funktionstriger des Bereichs Mobilititsmanagement beider
Lander im Fall einer grenziiberschreitenden Evakuierung miteinander in
Kontakt treten?

(Bitte Zutreffendes ankreuzen, Mehrfachnennungen sind moéglich

O Sobald die Moglichkeit einer grenziiberschreitenden Evakuierung entsteht
O Sobald bestimmte Kennwerte/Voraussetzungen erreicht sind

O Grundsatzlich in festgelegten zeitlichen Intervallen

O Nach individueller Absprache

O Andere Festlegungen, welche?

Gibt es Kennzeichnungen oder Ahnliches, die unmissverstindlich anzeigen,
dass eine wichtige Lagednderungsinformation grenziiberschreitend weiter-
gegeben werden muss? (Zum Beispiel , International relevant, Codevermerk:
»Achtung® etc.)

OJa O Nein

Wenn ja, fiigen Sie bitte ein Ansichtsexemplar bei.
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Wie wird mit zeitlich dringenden, grenziiberschreitenden Entscheidungen
im Mobilititsmanagement umgegangen? (Z. B. blockierte Strae durch
Unfall)

Welche Funktionstriger des Mobilititsmanagements kommunizieren bei
einer grenziiberschreitenden Evakuierung tatsichlich mit dem Nachbarland?

Funktion Kommunikationsinhalt

Gibt es Empfehlungen oder Checklisten, welche Informationen des Mobili-
tditsmanagements im Falle einer grenztiberschreitenden Evakuierung an das
Nachbarland weitergegeben werden sollten?

OJa O Nein

Wenn ja, fiigen Sie bitte ein Ansichtsexemplar bei.

Gibt es beziiglich der grenziiberschreitenden Weitergabe von Informationen
ein Qualitatssicherungsprinzip (z. B. Vier-Augen-Prinzip)?

OJa O Nein

Wenn ja, welches?

Liegen Ihnen die Planungen des Mobilitditsmanagements des Nachbarlandes
vor?

OJa O Nein

Wenn ja, fiigen Sie bitte ein Ansichtsexemplar bei.



22

23

24

Anhang C - Expertenfragebogen « 251

Wenn ja, wie stellen Sie sicher, dass diese Plane auf dem aktuellen Stand sind?

Welche Informationen sind fiir eine grenziiberschreitende Zusammenarbeit
im Mobilitditsmanagement von besonderem Interesse?
(Bitte Zutreffendes ankreuzen, Mehrfachnennungen sind méglich)

O Konkrete Kontaktdaten der Ansprechpartner

O Organigramme

O Zusammenfassung der rechtlichen Lage/Kompetenzen
O Checklisten

O Weitere, welche?

Sind die Abkiirzungen, Fachsprache und Redewendungen des Mobilitdtsma-
nagements des Nachbarlandes ,,im Grofien und Ganzen“ bekannt?

OJa O Nein

Erfordert eine erfolgreiche grenziiberschreitende Evakuierung eine direkte
Kommunikation zwischen inldndischen Behérden und in die Evakuierung
involvierten, privaten Unternehmen des Nachbarlandes?

OJa O Nein



@ Anhang D - Vertretene Institutionen in Experten-Workshops

Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz (CH)

Bundesamt fiir Bevolkerungsschutz und Katastrophenhilfe (D)
Bundesamt fir Strahlenschutz (D)

Bundespolizeiinspektion Weil am Rhein (D)

Deutsche Bahn AG (D)

Deutsches Rotes Kreuz (D)

Hauptzollamt Singen (D)

Innenministerium Baden-Wirttemberg (D)

Kanton Aargau (CH)

Kantonspolizei Aargau (CH)

Landeskommando Baden-Wiirttemberg (D)

Landkreis Lorrach (D)

Landkreis Waldshut-Tiengen (D) (u. a. mit einer Verbindungsperson in die NAZ)
Malteser Hilfsdienst (D)

Nationale Alarmzentrale (CH)

Polizeiprasidium Freiburg (D)

Regierungsprasidium Freiburg (D) (u. a. mit einer Verbindungsperson in die NAZ)
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SBG Stuidbadenbus GmbH (D)
Stadt Bad Sickingen (D)

Technisches Hilfswerk (D)



254 - Grenziberschreitende groRraumige Evakuierungsplanung - Band 23



Bisherige Publikationen c



256 -+ Grenziberschreitende groRraumige Evakuierungsplanung < Band 23

Forschung im Bevdlkerungsschutz

1 Band 1 - Netzwerk Psychosoziale Notfallversorgung - Umsetzungsrahmenpline
Entwicklung | Datenbank | Task-Force | Finanzierung
L. Beerlage, T. Hering, S. Springer, D. Arndt, L. N6renberg/2008 ISBN-10: 3-939347-02-7 bzw.
ISBN-13: 978-3-939347-02-6

2 Band 2 - Netzwerk Psychosoziale Notfallversorgung - Umsetzungsrahmenpline
Qualitit in Aus- und Fortbildung
L. Beerlage, S. Springer, T. Hering, L. Nérenberg, D. Arndt/2008
ISBN-10: 3-939347-03-5 bzw. ISBN-13: 978-3-939347-03-3

3 Band 3 - Netzwerk Psychosoziale Notfallversorgung - Umsetzungsrahmenpline
Belastungen und Belastungsfolgen in der Bundespolizei
L. Beerlage, D. Arndt, T. Hering, L. Norenberg, S. Springer/2009
ISBN-10: 3-939347-04-3 bzw. ISBN-13: 978-3-939347-04-0

4 Band 4 - Vulnerabilitit Kritischer Infrastrukturen
S. Lenz (Dipl.-Geogr., M.Sc.)/2009
ISBN-13:978-3-939347-11-8

5 Band 5 - 2. Auflage - Empfehlungen fiir die Probenahme zur Gefahrenabwehr
im Bevolkerungsschutz
U. Bachmann, N. Derakshani, M. Drobig, J. Eisheh, M. Konig, ]. Mentfewitz, B. Niederwohr-
meier, H. Prast, D. Sebastian, G. Uelpenich, M. Vidmayer, S. Wilbert, M. Wolf/2016
ISBN-13:978-3-939347-15-6

6 Band 6 - Proceedings: Biologische Gefahren in Deutschland - Kongressbericht der
GERMAMNBIOSAFTEY 2005
2011
ISBN-13: 978-3-939347-05-7

7 Band 7 - Stidtebauliche Gefihrdungsanalyse
C. Mayrhofer/2010
ISBN-13:978-3-939347-08-8

8 Band 8 - Sekundire Privention einsatzbedingter Belastungsreaktionen und -stérungen
W. Butollo, R. Karl, M. Kriismann/2012
ISBN: 978-3-939347-09-5
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Band 9 - Dekontamination von Verletzten im Krankenhaus bei ABC-Gefahrenlagen
F. Martens/2009
ISBN-13: 978-3-939347-20-0

Band 10 - Entwicklung eines zeitgemifien ABC-Selbsthilfe-Sets
fiir den Katastrophenschutz

M. Miiller, K. Schmiechen/2009

ISBN-13:978-3-939347-22-4

Band 11 - Bevolkerungsverhalten und Méglichkeiten des Krisenmanagements und
Katastrophenmanagements in multikulturellen Gesellschaften

E. Geenen/2010

ISBN-13: 978-3-939347-26-2

Band 12 - Vulnerabilitat der Kritischen Infrastruktur Wasserversorgung
gegeniiber Naturkatastrophen

A. Braubach/2010

ISBN-13: 978-3-939347-30-9

Band 13 - Indikatoren zur Abschitzung von Vulnerabilitit und Bewiltigungspotenzialen
am Beispiel von wasserbezogenen Naturgefahren in urbanen Riumen

J. Birkmann, S. Krings, M. Vollmer, J. Wolfertz, T. Welle, W. Kiihling, K. Meisel, M. Wurm,

H. Taubenbdck, M. Gihler, H. Zwenzner, A. Roth, S. Voigt & S. Dech/2011
ISBN-13:978-3-939347-31-6

Band 14 - Infrarot-Gefahrstoffkamera
R. Harig, P. Rusch/2011
ISBN-13:978-3-939347-32-3

Band 15 - Empirische Untersuchung der Realisierbarkeit von Mafinahmen zur Erh6hung
der Selbstschutzfihigkeit der Bevolkerung

H. G. Goersch, U. Werner/2011

ISBN-13:978-3-939347-36-1

Band 16 - Humanbiomonitoring im Bevolkerungsschutz
M. Miiller, K. Schmiechen/2012
ISBN-13: 978-3-939347-39-2

Band 17 - Desinfektion von Personlicher Schutzausriistung
K. Lemmer, A. Roder, H. Nattermann, I. Schwebke, M. Mielke,
B. Dorner, G. Pauli, R. Grunow/2012
ISBN-13:978-3-939347-42-2
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18

19

20

21

22

Band 18 - CT-Analyst; Ausbreitungsprognose bei Gefahrstofffreisetzung
in bebauter Umgebung

Schlussbericht zum Forschungsvorhaben

B. Leitl, D. Hertwig, F. Harms und M. Schatzmann/2017

ISBN: 978-3-939347-74-3

Band 19-i.V.

Band 20 - Interkulturelle Kompetenz im Bevolkerungsschutz
S. Schmidt, C. Hannig, D. Kietzmann, D. Knuth, M. Mésko und M. Schénefeld/2018
ISBN-13:978-3-939347-82-8

Band 21 - Fithrungskrifte PSNV, Anforderungen und Qualifizierung
M. Mihler, G. Hofinger, L. Kiinzer, R. Zinke und F. Kather/2019
ISBN-13: 978-3-939374-87-3

Band 22 - Lebensmittelversorgung in Krisen und Katastrophen
L. Gerhold, K. Cortez Garcia und A. Guerrero Lara/2019
ISBN-13:978-3-939347-89-7

Zivilschutzforschung, Neue Folge

ISSN 0343-5164

23

24

25

Band 1 - vergriffen -

Zur Akzeptanz staatlicher Informationspolitik bei technischen Groflunfillen und
Katastrophen

L. Clausen und W. R. Dombrowsky

1990, 115 Seiten

Band 2 - vergriffen -

Gammastrahlung aus radioaktivem Niederschlag - Berechnung von Schutzfaktoren
G.Hehn

1990, 66 Seiten

Band 3 - vergriffen -

Der Nachweis schneller Neutronen in der Katastrophendosimetrie mit Hilfe von
Ausweisen aus Plastikmaterial

B. Lommler, E. Pitt, A. Scharmann und R. Simmer

1990, 66 Seiten
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Band 4 - vergriffen -

Computereinsatz im Zivil- und Katastrophenschutz - Moglichkeiten und Grenzen
W. R. Dombrowsky

1991, 94 Seiten

Band 5 - vergriffen -

Strahlenexposition durch Ingestion von radioaktiv kontaminiertem Trinkwasser
R. E. Grillmaier und F. Kettenbaum

1991, 104 Seiten

Band 6 - vergriffen -

Neutronenschiden. Untersuchungen zur Pathophysiologie, Diagnostik,
Prophylaxe und Therapie

O. Messerschmidt und A. Bitter

1991, 96 Seiten

Band 7 - vergriffen -

Das Schidel-Hirn-Trauma

Klinische und tierexperimentelle Untersuchungen zur Pathogenese und neuen Behandlungs-
ansdtzen im Rahmen der Katastrophenmedizin

E. Pfenninger und F. W. Ahnefeld

1991, 208 Seiten

Band 8 - vergriffen -

Beitrige zur dezentralen Trinkwasserversorgung in Notfillen

Teil I: K. Haberer und U. Stiirzer: Einfache anorganische und radiologische Methoden zur
Wasseruntersuchung an Ort und Stelle

1991, 78 Seiten

Band 9 - vergriffen -

39. und 40. Jahrestagung der Schutzkommission beim Bundesminister des Innern
- Vortréage -

1993, 264 Seiten

Band 10 - vergriffen -

Biirgerkonzeptionierter Zivil- und Katastrophenschutz

Das Konzept einer Planungszelle Zivil- und Katastrophenschutz
W. R. Dombrowsky

1992, 79 Seiten
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33

34

35

36

37

Band 11 - vergriffen -
Beitrige zur Katastrophenmedizin
1993, 135 Seiten

Band 12 - vergriffen -

Biologische Dosimetrie

I. - H. Monig, W. Pohlit, E. L. Sattler: Einleitung: Dosisabschitzung mit Hilfe der Biologischen
Dosimetrie

II. - H.J. Egner et al.: Ermittlung der Strahlenexposition aus Messungen an Retikulozyten
I11. - H. Ménig, G. Konermann: Strahlenbedingte Anderung der Chemilumineszenz von
Granulozyten als biologischer Dosisindikator

IV. - P. Bidon et al.: Zellmembranianderungen als biologische Dosisindikatoren. Strahlen-
induzierte Membrandnderung im subletalen Bereich. Immunbindungsreaktionen an
Lymphozyten

1993, 206 Seiten

Band 13

Modifikation der Strahlenwirkung und ihre Folgen fiir die Leber
H. Monig, W. Oehlert, M. Oehlert, G. Konermann

1993, 90 Seiten

Band 14 - vergriffen -

Beitrige zu Strahlenschiden und Strahlenkrankheiten

L. - H. Schiifler: Strahleninduzierte Veranderungen an Saugetierzellen als Basis fiir die
somatischen Strahlenschaden

II. - K. H. von Wangenheim, H.-P. Peterson, L. E. Feinendegen: Himopoeseschaden,
Therapieeffekte und Erholung

IIL. - T. M. Fliedner, W. Nothdurft: Priklinische Untersuchungen zur Beschleunigung der
Erholungsvorgénge in der Blutzellbildung nach Strahleneinwirkung durch Beeinflussung
von Regulationsmechanismen

IV. - G. B. Gerber: Radionuklid Transfer

1993, 268 Seiten

Band 15

Beitrige zur dezentralen Trinkwasserversorgung in Notfillen
Teil II: K. Haberer und M. Drews

1. Einfache organische Analysenmethoden

2. Einfache Aufbereitungsverfahren

1993, 144 Seiten
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Band 16

Einflufd von Lipidmediatoren auf die Pathophysiologie der Verbrennungskrankheit
F. E. Miiller, W. Konig, M. Koller

1993, 42 Seiten

Band 17 - vergriffen -

41.]Jahrestagung der Schutzkommission beim Bundesminister des Innern
- Vortrédge -

1996, 197 Seiten

Band 18 - vergriffen -

Deutsche Regelsysteme. Vernetzungen und Integrationsdefizite bei der Erstellung des
offentlichen Gutes Zivil- und Katastrophenschutz in Europa

L. Clausen, W. R. Dombrowsky, R. L. F. Strangmeier

1996, 130 Seiten

Band 19

Radioaktive Strahlungen

L. - B. Kromer unter Mitarbeit von K. O. Miinnich, W. Weiss und M. Zahringer:
Nuklidspezifische Kontaminationserfassung

II. - G. Hehn: Datenaufbereitung fiir den Notfallschutz

1996, 164 Seiten

Band 20

Arbeiten aus dem Fachausschuf3 V

L. - D. Henschler: Langzeitwirkungen phosphororganischer Verbindungen

II. - H. Becht: Die zellvermittelte typiibergreifende Immunantwort nach Infektion mit
dem Influenzavirus

IIL. - F. Hoffmann, F. Vetterlein, G. Schmidt: Die Bedeutung vascularer Reaktionen beim
akuten Nierenversagen nach grofRen Weichteilverletzungen (Crush-Niere)

1996, 127 Seiten

Band 21
Arbeiten aus dem Fachausschuf} III: Strahlenwirkungen - Diagnostik und Therapie
1996, 135 Seiten

Band 22

Inkorporationsverminderung fiir radioaktive Stoffe im Katastrophenfall
B. Gloebel, C. Graf

1996, 206 Seiten



262 - Grenziberschreitende groRraumige Evakuierungsplanung « Band 23

45

46

47

48

49
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51

52

Band 23 - vergriffen -

Das Verhalten von Umweltchemikalien in Boden und Grundwasser
K. Haberer, U. Bottcher

1996, 235 Seiten

Band 24 - vergriffen -

42.Jahrestagung der Schutzkommission beim Bundesminister des Innern
- Vortréage -

1996, 205 Seiten

Band 25

Abschitzung der gesundheitlichen Folgen von Grof3brinden
- Literaturstudie- Teilbereich Toxikologie

K. Buff, H. Greim

1997, 138 Seiten

Band 26 - vergriffen -

43.und 44. Jahrestagung der Schutzkommission beim Bundesminister des Innern
- Vortréage -

1997, 326 Seiten

Band 27

Staatliche Risikokommunikation bei Katastrophen
Informationspolitik und Akzeptanz

G. Ruhrmann, M. Kohring

1996, 207 Seiten

Band 28

Wirkungen von Organophosphaten
R.Zech

1997, 110 Seiten

Band 29

Erfahrungen aus Abwehrmafinahmen bei chemischen Unfillen
D. Hesel, H. Kopp und U. Roller

1997, 152 Seiten

Band 30 - vergriffen -

Untersuchung der Praxisanforderung an die Analytik bei der Bekimpfung grofier
Chemieunfille

G. Matz

1998, 192 Seiten
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Band 31

Beitrige zur Isolierung und Indentifizierung von Clostridium sp. und Bacillus sp.
sowie zum Nachweis deren Toxine

G. Schallehn und H. Brandis

1998, 80 Seiten

Band 32
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	4.2.1.4 Regierungspräsidien
	4.2.1.5 Landkreise/Stadtkreise (kreisfreie Städte)
	4.2.1.6 Gemeinden
	4.2.1.7 Bundeswehr

	4.2.2 Schweiz
	4.2.2.1 Landesregierung (Bundesrat)
	4.2.2.2 Bundesamt für Bevölkerungsschutz
	4.2.2.3 Bundesstab Bevölkerungsschutz
	4.2.2.4 Eidgenössisches Nuklearsicherheitsinspektorat
	4.2.2.5 Nationale Alarmzentrale
	4.2.2.6 Kantone, Gemeinden, Regionen
	4.2.2.7 Kernkraftwerksbetreiber

	4.2.3 Schnittstellen beider Länder für grenzüberschreitende großräumige Evakuierungsplanung
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